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Editorial: Probleme des Klassenkampfs - heute 


m 19. Juni 2020, dem »Tag der Skla- 
venbefreiung«, bestreikten die Mit- 
glieder der Hafenarbeitergewerkschaft 
ILWU 29 Häfen an der US-Westküste. 
Nahezu nichts ging mehr. Die Arbeiter 
und Arbeiterinnen solidarisierten sich 
mit den anhaltenden Black-Lives-Matter- 
Protesten, die das ganze Landnach dem 
Mord an George Floyd in Atem hielten. 
Aus New York, jener Stadt in den USA, 
die am schwersten von der Corona- 
Pandemie erfasst wurde, waren Bilder 
zu sehen, wie Krankenhaus- und Pfle- 
gepersonal kurz vor Dienstantritt, be- 
reits in voller Schutzmontur, auf der 
Straße den Protesten applaudierten. 
Von vielen Protestierenden schallte ein 
von Masken gedämpftes »Thank you!« 
zurück. Ähnliche Szenen waren auch 
vor anderen Krankhäusern zu sehen. 
Beispiele wie diese zeigen, dass die 
Black-Lives-Matter-Proteste auf vielfältige 
Weise mit Kämpfen in der Arbeitswelt 
verbunden sind, zumindest über sym- 
bolische Solidaritätsbekundungen. Doch 
für uns als eine Zeitschrift, die vor fast 
fünfzigJahren erstmals unter demTitel 
Probleme des Klassenkampfs und bereits 
seit 1976 unter dem Akronym PROKLA 
erscheint, stellt sich die Frage, was die 
aktuell wirkmächtigsten sozialen Be- 
wegungen und Kämpfe wie Black Lives 
Matter, aber auch Fridays for Futureoder 
Mietenproteste jenseits dieser symboli- 
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schen Solidaritätsbekundungen grund- 
sätzlich mit Klassenkämpfen zutun ha- 
ben. Zwar wird in Deutschland spätestens 
seit dem Erscheinen von Didier Eribons 
Rückkehr nach Reims (2016) - teilweise 
heftig - über das Verhältnis von Identi- 
täts-undKlassenpolitik vor dem Hinter- 
grund des Aufstiegs der Rechten und der 
Krise der Sozialdemokratie diskutiert. 
Zugleich aber scheinen sich die treiben- 
den emanzipatorischen Kräfte und Be- 
wegungen gesellschaftlicher Verände- 
rung nicht erst in jüngster Zeitin vielen 
Fällen jenseits von Klassenverhältnissen 
und -kämpfen zu entzünden. Ist die Ka- 
tegorie Klassenkampf also vielzugrob, 
wenn nicht gar obsolet, um die Dynamik 
heutiger Gesellschaften zu verstehen? 
Leistet der Fokus auf die Kategorie des 
Klassenkampfs möglicherweise sogar ei- 
ner »Rückkehr zum Hauptwiderspruch« 
Vorschub, vor dem Emma Dowling, Sil- 
ke van Dyk und Stefanie Graefe (2017) 
warnen? Kurz: Warum heutenoch eine 
Zeitschrift in der Tradition machen, die 
den Klassenkampf und seine Probleme 
ins Zentrum stellt? 

Vor fast fünfzig Jahren, im Novem- 
ber 1971, erschien das erste Heft der 
Probleme des Klassenkampfs mit dem 
Untertitel Zeitschrift für politische Öko- 
nomie und sozialistische Politik. Die Welt 
erschien damals zwar in großer Un- 
ordnung, aber begrifflich war sie aus 


linker Sicht relativ einfach zu ordnen. 
Es war klar, auf welcher Seite man zu 
stehen hatte. Man war (unter ande- 
rem) gegen die USA im Vietnamkrieg, 
gegen die südafrikanische Regierung 
und ihre Politik der Apartheid, gegen 
die Militärdiktatur in Brasilien und für 
Salvador Allende in Chile sowie für die 
antikolonialen Bewegungen auf dem 
afrikanischen Kontinent. Was die Bun- 
desrepublik selbst betraf, war die Lin- 
ke zwar zutiefst uneins über die Rolle 
des Staates, die richtige revolutionäre 
Taktik und den realen Sozialismus in 
der UdSSR oder in der Volksrepublik 
China. Dagegen gab es eine allgemei- 
ne Übereinstimmung darüber, dass 
im Zentrum aller sozialen Auseinan- 
dersetzungen die Arbeiterklasse stand. 

Im Editorial der ersten Ausgabe be- 
nannten die 23 Gründungsmitglieder der 
neuen Zeitschrift die konkrete Analyse 
kapitalistischer Gesellschaften als ihr 
zentrales Anliegen. Sie lehnten es ab, 
der Zeitschrift »einen weitgespann- 
ten theoretischen Programmentwurf« 
bestehend »aus Allgemeinheiten und 
abstrakten Postulaten« vorauszuschi- 
cken. Die theoretische und politische 
Linie werde »sich vielmehr in den in 
der Zeitschrift vorzulegenden Analy- 
sen im einzelnen, d.h. am Gegenstand, 
darstellen und konkretisieren müs- 
sen.« (PROKLA-Redaktion 1971: 1) Damit 
grenzten sich die Gründungsmitglieder 
zum einen von der Sozialistischen Poli- 
tik (SoPo) ab, also jenem Zeitschriften- 
Projekt, dessen Usurpation durch ein 
DKP/SEW-nahes Redaktionskollektiv 
den Anlass zur Gründung der Probleme 
des Klassenkampfs gegeben hatte. Zum 
anderen wandten sie sich gegen die 
dogmatischen Verhärtungen und abs- 
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trakten Bekenntnisse zum »Standpunkt 
des Proletariats«, wie sie für viele der 
aus der Studierendenbewegung hervor- 
gegangenen Kleinstparteien und Orga- 
nisationen kennzeichnend war. David 
Bebnowski rekonstruiert aus Anlass des 
Heftjubiläums diese Anfangsjahre der 
PROKLA. Er beleuchtet die Entstehungs- 
geschichte unserer Zeitschrift im Ver- 
lauf der 1960er und 1970er Jahre und 
zeigt, dass sie durch eine eigene theo- 
retische Positionierung innerhalb des 
marxistischen Denkens und durch ihre 
Abgrenzung zu doktrinären Positionen 
ihren bleibenden Charakter gewann. 

Der Klassenkampf war der zentrale 
Bezugspunkt auch der neuen Zeitschrift. 
Ihn durch die wissenschaftliche »Ana- 
lyse und Kritik der bürgerlichen Ge- 
sellschaft« zu befördern, war das poli- 
tische Projekt der Gründungsmitglieder 
und gleichzeitig die »naheliegendste 
[...] Aufgabe marxistischer Intelligenz« 
(ebd.: 4), deren Erfüllung einen organi- 
schen Zusammenhang zwischen linken 
Intellektuellen und den gesellschaftli- 
chen Kämpfen der damaligen Zeit her- 
stellen würde. 

Doch bereits zum Zeitpunkt der 
Gründung von Probleme des Klassenkampfs 
und dann verstärkt im weiteren Verlauf 
der 1970er und 1980er Jahre drängten 
andere Konflikte in den Vordergrund. 
Aus der Studierendenbewegung er- 
wuchsen nicht nur die K-Gruppen, son- 
dern auch eine große Vielfalt neuer An- 
sätze und Bewegungen, die sich etwa 
Problemen der (damals sogenannten) 
Dritten Welt, der gesellschaftlichen 
Lage von Frauen, der Umwelt oder des 
Weltfriedens angesichts der atomaren 
Bedrohung widmeten und deren Vor- 
geschichte teilweise bis in die 1950er 
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Jahre zurückreichte. Als Auslöser der 
Umweltbewegung gilt beispielsweise 
das 1962 erschienene und später zum 
Klassiker avancierte Buch von Rachel 
Carson Der stumme Frühling, das einer 
breiten Öffentlichkeit erstmals die ver- 
heerenden Wirkungen von Pestiziden 
in der Landwirtschaft vor Augen führte. 
Die Kämpfe der Lohnabhängigen blie- 
ben davon nicht unberührt. So sind die 
betrieblichen Ansätze zur Konversion 
der Rüstungs- und der Automobilindu- 
strie der 1970er und 1980er Jahre auch 
im Kontext eines von der Friedens-, der 
Ökologie- und der Internationalismus- 
bewegungbeeinflussten gesellschaftli- 
chen Klimas zu sehen. 

Die noch dem Editorial des ersten 
Hefts der Zeitschrift zugrunde liegen- 
de Annahme, man befinde sich einer 
Phase »sich verschärfender Klassen- 
kämpfe« (PROKLA-Redaktion 1971: 3) 
erwies sich hingegen als unzutreffend 
- zumindest, wenn der Begriff des Klas- 
senkampfs eine offene Auseinanderset- 
zung zwischen Kapital und Arbeit defi- 
niert. Noch 1952 hatte es in der neuen 
Bundesrepublik intensive Auseinander- 
setzungen um das Betriebsverfassungs- 
gesetz gegeben. Den Gewerkschaften, 
die die Montanmitbestimmung auf die 
gesamte Wirtschaft ausdehnen wollten, 
war es gelungen, mehr als eine Million 
Arbeiter und Arbeiterinnen zu mobili- 
sieren. 1952 beschloss die bürgerliche 
Mehrheit im Bundestag allerdings ein 
Betriebsverfassungsgesetz, in dem die 
zuvor formulierten Vorstellungen und 
erhobenen Forderungen mitnichten be- 
rücksichtigt wurden - und das obwohl 
Streiks und Klassenkämpfe die Jahre zu- 
vor in den Westzonen prägten und es 
eine breite Debatte um Sozialisierung 
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sowie Wirtschaftsdemokratie gab. In 
den folgenden Jahren kam es jedoch 
auch zu erfolgreichen Streiks für kür- 
zere Arbeitszeiten, höhere Löhne und 
die Lohnfortzahlung im Krankheitsfall. 
Besonders in der Druckindustrie zeig- 
ten sich die Arbeiter*innen streikfreu- 
dig, ebenso die Metaller*innen. Diese 
traten 1969 spontan gegen Tarifver- 
träge mit langen Laufzeiten, die sie 
zur Immobilität verdammten, in den 
Ausstand - erstmals im Gegensatz zur 
Politik ihrer Funktionäre. Auch das ge- 
werkschaftliche Projekt Humanisierung 
des Arbeitslebens fand breite Unterstüt- 
zung bei den Beschäftigten und man 
suchte ihm mit Arbeitskampfmaßnah- 
men Nachdruck zu verleihen. Dagegen 
führte die erste große Nachkriegs-Kri- 
se von 1975 zwar zu einem sprunghaf- 
ten Anstieg der Arbeitslosigkeit, nicht 
jedoch zu der von Linken erwarteten 
Radikalisierung von Arbeitskämpfen. 
Das innerhalb der Probleme des Klas- 
senkampfs bestehende Redaktionskollek- 
tiv Gewerkschaften stellte dazu fest, das 
Ausbleiben einer politischen Antwort 
seitens der Arbeiterklasse scheine »den 
von Marx postulierten Zusammenhang 
von ökonomischer und Klassenbewe- 
gung zu widerlegen. Denn schließlich 
kann keine Rede davon sein, daß die 
Erfahrung des antagonistischen Inte- 
ressengegensatzes die westdeutschen 
Lohnabhängigen in den Klassenkampf 
gegen das Kapital gegenwärtig zwingt, 
vielmehr stößt man allenthalben auf die 
Ansicht, Resignation, privater Rückzug 
und die Aufgabe fortschrittlicher Posi- 
tionen seien das wesentliche Resultat 
der kapitalistischen Krise. Fortschritt- 
lich-politische Perspektiven, die in der 
beginnenden Ära der sozialliberalen 


Koalition entstanden seien, gingen 
zunehmend zugunsten einer Redukti- 
on auf reine Interessenwahrnehmung 
verloren.« (Redaktionskollektiv Gewerk- 
schaften 1975: 3) Die Klassenkämpfe, 
die der Zeitschrift bis dahin ihren Na- 
men gegeben hatten, wurden ab 1976 
von der Redaktion zum Akronym PRO- 
KLA verkürzt, der Untertitel Zeitschrift 
für politische Ökonomie und sozialistische 
Politik blieb zunächst erhalten, wurde 
dann aber 1992 in Zeitschrift für kritische 
Sozialwissenschaft geändert. 

Das Umfeld für betriebliche Klassen- 
kämpfe hatte sich seit den 1970er Jahren 
offenbar deutlich verschlechtert. Der 
gewerkschaftliche Organisationsgrad 
lag 1950 bei 34 Prozent und hielt sich 
auch 1980 noch bei 32 Prozent. Seither 
ging er stetig zurück. In der öffentli- 
chen Wahrnehmung galten Gewerk- 
schaften bis Mitte der 1980er Jahre als 
gesellschaftlicher Stabilitätsfaktor, trotz 
aller rabiaten Klassenkampf-Rhetorik 
der Arbeitgeberverbände. Doch dann 
drehte sich der Wind: Eine neue, mit 
der Verschiebung von Kräfteverhält- 
nissen verbundene Marktgläubigkeit, 
gewann in derbreiten Öffentlichkeit zu- 
nehmend Raum, der »Standort Deutsch- 
land« wurde als gefährdet inszeniert 
und Gewerkschaften galten mehr und 
mehr als »Dinosaurier der Industriege- 
sellschaft«, als Bremser gegen jeglichen 
Wandel und die erforderliche Anpassung 
an die neuen Verhältnisse einer zuneh- 
mend globalisierten Wirtschaft. Der ge- 
sellschaftliche Bezugspunkt marxisti- 
scher Analyse drohte damit verloren zu 
gehen, der organische Zusammenhang 
zwischen kritischer Wissenschaft und 
Klassenkämpfen war in Auflösung be- 
griffen. Im Editorial von PROKLA-Heft 
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43, das bezeichnenderweise unter dem 
Titel »Probleme mit dem Klassenkampf« 
erschien, wurde dies treffend diagnos- 
tiziert: Zwar sei nicht zu bezweifeln, 
»daß Analysen der gegenwärtigen ge- 
sellschaftlichen Verhältnisse auf der 
Grundlage der Marxistischen Theorie 
- bei allen empirischen, theoretischen 
und methodischen Schwierigkeiten 
- prinzipiell zur Aufklärung über die 
Gesellschaftsbedingungen, unter de- 
nen praktisches Handeln stattfindet, 
unerläßlich sind. In Zweifel geraten ist 
jedoch, in welchem Sinn und für wen 
diese marxistischen Analysen emanzi- 
patorisch handlungsorientierend sind, 
d.h. in welchem Sinn sie eine sozialisti- 
sche Praxis begründen.« (PROKLA-Redak- 
tion 1981: 2) Diese Zweifel wurden auch 
durch den Aufstieg der neuen sozialen 
Bewegungen genährt, der sich parallel 
zur Verschiebung der Kräfteverhältnis- 
se zwischen Arbeit und Kapital vollzog. 
Vor allem in der Ökologiebewegung 
schienen das Gattungsinteresse und 
die Kritik am Industrialismus den Klas- 
senkampf und die Kapitalismuskritik in 
den Hintergrund zu drängen. Geradein 
der PROKLA blieb das jedoch nicht un- 
widersprochen. Schon in Heft 39 (1980) 
hatte sich die Redaktion mit dem Ver- 
hältnis von Arbeiter*innen- und Öko- 
logiebewegung beschäftigt und darauf 
hingewiesen, dass die Ausbeutung von 
Natur und Arbeitskraft einen gemein- 
samen Ursprung in der Kapitalverwer- 
tung habe (PROKLA-Redaktion 1980: 1f.). 

Die Problemenicht nur mit demKlas- 
senkampf, sondern auch mit dem Klas- 
senbegriff blieben jedoch. Mehr noch: 
Sie verschärften sich. In PROKLA-Heft 
100 (1995) diagnostizierte Bodo Zeuner 
unter dem Titel »Probleme des Klas- 
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senkampfs« im Betrieb«, dass ungeach- 
tet des titelgebenden Akronyms weder 
Klassen noch Klassenkämpfe in der PRO- 
KLA (und anderswo) noch eine größere 
Rolle spielten. Der letzte Artikel dazu sei 
in den späten 1980er Jahren erschienen: 
»Der Klassenbegriff versickert fast un- 
bemerkt aus dem linken sozialwissen- 
schaftlichen Diskurs.« (Zeuner 1995: 342) 
Dabei verortete er beim marxistischen 
Klassenbegriff drei wichtige Dimensio- 
nen zur Analyse der damaligen Debatten 
und ihres oftmals widersprüchlichen 
Bezugs aufreale Entwicklungen: Erstens 
stelle sich die Frage, inwiefern der Klas- 
senbegriff in der marxschen Tradition 
überhaupt noch brauchbar sei, um die 
Struktur kapitalistischer Gesellschaf- 
ten zu erklären. Zweitens ergäben sich 
daraus die weiteren Fragen nach der 
Beziehung zwischen Klassenlage und 
Klassenhandeln, und ob sich die Lücke 
zwischen Lage und Handeln zuneh- 
mend vergrößere. Dies führe drittens 
dazu, dass die an Marx anschließende 
Konflikttheorie, die den Klassenkampf 
ins Zentrum stelle, »für entwickelte ka- 
pitalistische Gesellschaften angesichts 
der zunehmenden sozialen und politi- 
schen Relevanz nicht darauf reduzier- 
barer Spaltungslinien« infrage gestellt 
werde (ebd.: 350). 

Bei der ersten Frage nach der Brauch- 
barkeit des Klassenbegriffs bildet der Be- 
griff der Mittelklasse den Ausgangspunkt 
einer Reflexion, wie sie in der PROKLA 
bereits in den 1980er Jahren (Wright 
1985) sowie verstärkt in jüngerer Zeit 
angestellt worden ist (vgl. Milios/Eco- 
nomakis 2014; Kadritzke 2016; Thien 
2014; Sablowski/Thien 2018). Die durch- 
aus unterschiedlichen Positionen und 
Klassifizierungen waren und sind von 
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dem gemeinsamen Bestreben motiviert, 
den Veränderungen in der Klassen- 
struktur kapitalistischer Gesellschaften 
Rechnung zu tragen, ohne den Klassen- 
begriff selbst zu vernachlässigen, wie 
dies lange Zeit in anderen sozialwissen- 
schaftlichen Zeitdiagnosen (etwa der 
der Individualisierung) zu beobachten 
war. Mittlerweile ist der Klassenbegriff 
zwar auch jenseits des marxistischen 
Denkens zurück in der sozialwissen- 
schaftlichen Debatte (Reckwitz 2019), 
was nicht zuletzt an der verbreiteten 
Diagnose des Verschwindens der soge- 
nannten Mittelklassen innerhalb von 
»Abstiegsgesellschaften« (Nachtwey 
2016) liegt. Allerdings bleibt er da- 
bei entweder unscharf oder wird gar 
im Sinne von Schichten, Milieus oder 
»Kulturklassen« verwendet. An derar- 
tige Vorstellungen haben auch Ansätze 
angeschlossen, die eine neue Konflik- 
tachse zwischen Kommunitarist*innen 
und Kosmopolit*innen oder den some- 
wheres und den anywheres ausmachen 
(Goodhart 2017; Merkel 2017; kritisch: 
Graf 2019). Als ein der Kritik der politi- 
schen Ökonomie verpflichtetes Projekt 
will die PROKLA hier genauer hinschau- 
en. Weder sollten Strategien der »Ent- 
sorgung« greifen können, noch sollten 
die Erkenntnisse der letzten Jahrzehnte 
verloren gehen. Stattdessen geht es da- 
rum, die Einsichten einer in der marx- 
schen Tradition stehenden und mit 
anderen Strömungen kritischen Den- 
kens verbundenen Klassentheorie für 
die Analyse aktueller gesellschaftlicher 
Entwicklungen fruchtbar zu machen. 
Dies gilt auch für die zweite 1995 
von Zeuner aufgeworfene Frage, näm- 
lich die nach dem Zusammenhang von 
Klassenlage und Klassenhandeln. Die Men- 


schen machen ihre eigene Geschichte, 
aber nicht aus freien Stücken, nicht 
unter selbstgewählten, sondern unter 
unmittelbar vorgefundenen, gegebenen 
und überlieferten Umständen - so Marx’ 
berühmte Formulierung im Achtzehnten 
Brumaire des Louis Bonaparte. Dabei wird 
seit Jahrzehnten darüber gestritten, wie 
die Umstände genauer zu bestimmen 
sind, wie sie als »Alp auf dem Gehirne 
der Lebenden« wirken, und was es be- 
deutet - sowie was es aus emanzipato- 
rischer Perspektive dazu bedarf -, die 
Geschichte selbst zu machen. Die Ant- 
worten sind so vielfältig wie die Frage- 
stellung nahezu immer ähnlich, in der 
Soziologie meist um einen gehaltvollen 
Klassenbegriff erleichtert, als Frage 
nach dem Verhältnis von Struktur und 
Handlung. Versteht man den Begriff 
der Klasse als einen, der Struktur und 
Handlung verbindet, dann stellt sich 
die Frage, unter welchen Umständen es 
zu welcher Form von Klassenhandeln 
kommt. Zeuner argumentiert, dass »kei- 
nerlei Determinismus [...] entlang der 
Ableitungslinie »Klassenlage-Klassenbe- 
wußtsein-Klassenkampf: [...] anzuneh- 
men« (Zeuner 1995: 342) sei, sondern, 
dass das Klassenhandeln selbst als ein 
»politische[r] Prozeß« (ebd.) zu begrei- 
fen ist. In ähnlicher Weise begreift Alex 
Demirovid in seinem Beitrag in diesem 
Heft Klassenkämpfe als Konfliktdyna- 
mik, die allen gesellschaftlichen Prakti- 
ken zugrunde liegt. Klassenkämpfe fin- 
den damit nicht nur dann statt, wenn 
sie sich explizit als solche artikulieren 
und organisieren, sondern bestimmen 
stets das Zusammenleben der Men- 
schen. Klasse beinhaltet dabei immer 
den Kampf. Dieser ist der Existenz von 
Klassen nicht nachgelagert. 
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Die dritte von Zeuner aufgeworfe- 
ne Frage ist die nach der Zentralität des 
Klassenkonflikts und nach dem Verhältnis 
zwischen letzterem und anderen gesell- 
schaftlichen Widersprüchen. Diese Frage 
steht spätestens seit dem Aufkommen 
der neuen sozialen Bewegungen auf der 
Tagesordnung linker Politik und kriti- 
scher Sozialwissenschaft. Aktuell gewinnt 
sie zudem angesichts »demobilisierter 
Klassengesellschaften« an Bedeutung, 
in denen »Bewegungen und Organisati- 
onen, die dem Klassenkampf von oben 
durch Mobilisierung eigener Machtres- 
sourcen etwas entgegensetzen können« 
(Dörre 2019: 22), an Einfluss verloren 
haben. Nichtallein dieKlassenposition, 
sondern eben auch die Position in an- 
deren Herrschaftsverhältnissen zählt: 
Zentrale Konflikte der Gegenwart ent- 
zünden sich an Geschlechterverhältnis- 
sen, anrassistischen Verhältnissen und 
anden gesellschaftlichen Naturverhält- 
nissen. Darüber hinaus ergibt sich die 
Klassenposition nicht mehr allein aus 
dem »Betrieb« als Organisationsform 
des unmittelbaren Produktionsprozes- 
ses. Der »Betrieb« unterliegt seit Jahren 
einem permanenten Veränderungspro- 
zess. Das macht den betrieblichen Kampf 
nicht nur schwerer, sondern sorgt auch 
dafür, dass Klassenkonflikte sich in 
andere Felder des Lebens verschoben 
haben, auch wenn sie sich nicht un- 
mittelbar als solche artikulieren: Miet- 
und Wohnverhältnisse, die öffentliche 
Daseinsvorsorge und Reproduktions- 
kämpfe, kulturelle Fragen, Kämpfe um 
den öffentlichen Raum, um Bildung aber 
auch für »Solidarität« in der Euro-Krise 
oder während der Corona-Pandemie 
haben häufig einen Klassencharakter 
(vgl. den Beitrag von Alex Demirovicin 
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diesem Heft sowie die Debatte um eine 
neue bzw. »verbindende« Klassenpoli- 
tik in Friedrich 2018; LuXemburg 2017; 
Riexinger 2018). 

Lässt man die vielen Schwerpunkte 
der letzten Jahre Revue passieren, so hat 
die PROKLA diesen Formen der (Klas- 
sen-)Konflikte viel Aufmerksamkeit 
zukommen lassen. Heft 200 haben wir 
nun zum Anlass genommen, die wissen- 
schaftliche und politische Relevanz des 
Klassenkampf-Begriffs nochmal explizi- 
ter in Augenschein zunehmen, um die 
»Probleme des Klassenkampfs heute« 
besser zu begreifen. Angesichts sich 
häufender und verschärfender Krisen 
stellen sich viele der in früheren Hef- 
ten und natürlich auch in anderen Kon- 
texten aufgeworfenen Fragen in einer 
neuen - vermutlich seit Bestehen der 
Zeitschrift nie dagewesenen - Dringlich- 
keit: Wo beginnen Klassenkämpfe, wel- 
che gesellschaftlichen Auseinanderset- 
zungen und Praktiken sind darunter zu 
zählen? Wie gestaltet sich das Verhält- 
nis von Klassenlage, Klassenerfahrung 
und Klassenkampf? Inwieweit handelt 
es sich bei den vielfältigen Konflikten, 
die in den vergangenen Jahren im glo- 
balen Süden und im globalen Norden 
aufgeflammt sind, um Klassenkämpfe? 
Worin liegt der klassenpolitische Ge- 
halt antirassistischer, feministischer 
und ökologischer Kämpfe? Warum ist 
es wichtig, diesem Gehalt nachzuspü- 
ren, inwieweit lassen sich historische 
und zeitgenössische Auseinanderset- 
zungen dadurch besser begreifen? Wel- 
chen Beitrag zur Orientierung emanzi- 
patorischer Konflikte kann die Arbeit 
mit dem Klassenkampf-Begriff leisten? 

Eine These, die sich wie ein roter 
Faden durch unser Heft zieht, besagt, 
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dass Konflikten, die früher als Neben- 
widersprüche abgetan wurden, durch- 
aus eine Klassendimension zukommt. 
Damit hat sich auch das Feld dessen 
ausdehnt, was wir heute als politökono- 
misch orientierte Zeitschrift unter den 
»Problemen der Klassenkämpfe« (im 
Plural) fassen müssen. Dies zeigen Jakob 
Grafund Anna Landherr inihremBeitrag 
zu Klassenkämpfen im globalen Süden 
anhanddes chilenischen Falles. Dort ver- 
binden sich verschiedene Konfliktlini- 
en zu einem breiten gesellschaftlichen 
Kampf gegen die »besitzende Klasse« des 
Landes. Klassenkämpfe dieser Art sind 
jedoch durch spezifische Austragungs- 
formen, Subjekte und Machtressourcen 
gekennzeichnet. Markus Wissen geht dem 
Verhältnis von ökologischen Konflikten 
und Klassenkonflikten nach. Obwohl 
beide in derselben Gleichgültigkeit der 
kapitalistischen Produktionsweise ge- 
genüber ihren eigenen Voraussetzun- 
gen gründen, können sie auseinander- 
fallen oder sich sogar gegeneinander 
wenden. Historisch war dies vor allem 
im Fordismus der Fall. Mit dem Brüchig- 
Werden fordistischer Produktions- und 
Konsumnormen ergibt sich dieChance, 
ökologische und Klassenkämpfe in der 
Gebrauchswertorientierung (wieder) zu- 
sammenzuführen. Dorothea Schmidt blickt 
auf zwei Revolutionen im 20. Jahrhun- 
dert zurück. In ihrem vergleichenden, 
sozialgeschichtlich angelegten Beitrag 
zur russischen Revolution 1917 und zur 
deutschen Revolution 1918 analysiert 
sie die dahinterliegenden Klassenkon- 
flikte. Dabei stellt sie die Frage in den 
Mittelpunkt, inwieweit es sich in Russ- 
land tatsächlich um Klassenauseinan- 
dersetzungen handelte und wie diese 
im Vergleich zu den Entwicklungen im 


Deutschen Kaiserreich zu sehen sind, das 
ein Jahr nach der russischen Oktober- 
revolution ebenfalls zu Bruch ging. Ihr 
Augenmerkt liegt bei der Bedeutung, 
die den jeweiligen Klassenkämpfen vor 
dem Hintergrund der entstandenen Räte 
bei der Durchsetzung der neuen poli- 
tischen Ordnungen zukamen. Thomas 
Sablowski analysiert die Wirtschaftspo- 
litik der Bundesregierung während der 
Corona-Krise aus einer klassenanaly- 
tischen Perspektive. Er zeigt, dass die 
wirtschaftspolitischen Maßnahmen vor 
allem denjenigen zugutekommen, die im 
großen Umfang über Produktionsmit- 
telverfügen. Zwar wurden, etwa durch 
die Ausweitung des Kurzarbeitergelds, 
auch die Lohnabhängigen unterstützt. 
Die dadurch bedingte Entschärfung von 
Verteilungskonflikten dürfte jedoch um 
den Preis ihrer künftigen Verschärfung 
erkauft worden sein. Außerhalb des 
Schwerpunkts analysieren Tobias Haas 
und Mariana Schütt die mobilitätspoliti- 
schen Aspekte der Corona-Krisenpolitik. 
Während die Hilfen für die Bahn weit 
hinter dem Investitionsbedarf zurück- 
bleiben und die Beteiligung des Bundes 
ander Lufthansa nicht zur ökologischen 
Neuausrichtung des Unternehmens ge- 
nutzt wurde, erfreut sich die Autoin- 
dustrie einer starken staatlichen Un- 
terstützung. Zwar bekam sie nicht die 
erwünschte Kaufprämie für Autos mit 
Verbrennungsmotor, aber der Über- 
gang zur Elektromobilität wird trotz 
seiner sozialökologischen Fragwürdig- 
keit großzügig subventioniert. 

Michael Brie würdigt Friedrich Engels, 
dessen Geburtstagsich am 28. November 
zum 200. Mal jährt. Konkret widmet er 
sich Engels’ 1845 erschienener Schrift 
über die Lage der arbeitenden Klasse in 


Editorial 


England. Diese ist nicht nur eine eben- 
so materialreiche wie scharfsinnige 
Beobachtung der miserablen Verhält- 
nisse, unter denen die Lohnabhängigen 
in den englischen Industriestädten des 
19. Jahrhunderts lebten und arbeiteten. 
Sie schärft vielmehr auch den Blick für 
die Klassendimension heutiger Krisen, 
allen voran der Corona-Pandemie. 
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Problemorientierung statt Revolutionserwartung 
Zur Vor- und Frühgeschichte der PROKLA 


Zusammenfassung: Dieser Beitrag widmet sich der Vor- und Frühgeschichte der 
PROKLA und beleuchtet dabei die Entstehungsgeschichte der Zeitschrift in Ausein- 
andersetzung mit den politischen Ausdifferenzierungsprozessen von Studentenbe- 
wegung und APO im Verlauf der 1960er und 1970er Jahre. Ein besonderer Schwer- 
punkt liegt dabei auf der theoretischen Positionierung der Zeitschrift, die mit der 
»logischen Kapitallektüre« und der Staatsableitungsdiskussion geschildert wird. 
Dabei wird gezeigt, dass die theoretischen Standpunkte der Zeitschrift konkrete 
Antworten auf Herausforderungen durch doktrinäre marxistische Interpretationen 
in den politischen Konflikten der 1970er Jahre lieferten. In diesen Auseinanderset- 
zungen hielt die PROKLA als Zeitschrift sowohl das Organisationsmodell wie auch 
den politischen und theoretischen Anspruch der Neuen Linken als unabhängiger 
politischer Kraft aufrecht. 


Schlagwörter: PROKLA, Neue Linke, 1968 


Problem orientation instead of expectations of revolution 

On the pre- and early history of PROKLA 

Abstract: This essay focusses on the history ofthe PROKLA before and during its foun- 
dation. The text sheds light onthe development ofthe journal amid the political con- 
flicts and its resulting fractioning of West-Germany’s extraparliamentary opposition 
and the student movement over the course of the 1960s and 1970s. Special emphasis 
is given to the theoretical positioning ofthe journal and its involvement in the »logi- 
cal« interpretation of Marx’ Capital and the State Debates (Ableitungsmarxism). The 
essay shows thatthe theoretical standpoints ofthe journal were directed towards de- 
livering answers to the contestation inflicted by doctrinaire understandings of Mar- 
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xism in the political conflicts of the 19708. In these conflicts the PROKLA stuck to the 
ideal of the New Left as an independent political force as well as organizationally as 
politically and theoretically. 


Keywords: PROKLA, New Left, 1968 


F s werden gemischte Gefühle gewesen sein, mit denen sich die drei Männer 
an einem der letzten Apriltage 1971 auf dem Balkon im zweiten Geschoss 
der Knesebeckstraße 16 in West-Berlin gegenüberstanden. Elmar Altvater, 
zu dessen Wohnung der Balkon gehörte, Bernhard Blanke und Bernd Rabehl 
hatten die zurückliegenden Wochen mit ungewollten politischen Kämpfen 
verbracht. In ihnen ging es um die Kontrolle der Zeitschrift Sozialistische Po- 
litik (SoPo), die am Otto-Suhr-Institut (OSI) der Freien Universität Berlin er- 
schien und zu deren Redaktion alle drei bis vor kurzem gehört hatten. Eine 
vierköpfige Gruppe aus Verlag und Vertrieb um den Politikwissenschaftler 
Frank Stern, die als Redaktionskollektiv firmierte, hatte sich jedoch im März 
1971 mit der Gründung einer GmbH putschartig die Verfügungsgewalt über 
die Zeitschrift gesichert. Zum Problem entwickelte sich nicht allein dieser 
»Coup d’Etat« (Privatarchiv Rudi Schmidt, im Folgenden PA Schmidt), wie 
man damals sagte, sondern die Tatsache, dass hiermit eine politische Neuaus- 
richtung der bundesweit gelesenen SoPo einherging. Unabgesprochen hatte 
diese Gruppe im Namen der SoPo zur Wahl der Sozialistischen Einheitspartei 
Westberlins (SEW) bei den Wahlen zum West-Berliner Abgeordnetenhaus im 
März 1971 aufgerufen. Als seit 1949 in West-Berlin zugelassener Ableger der 
DDR-Staatspartei SED vertrat die Sozialistische Einheitspartei Westberlins 
(SEW) wie ihre 1968 »neukonstituierte« Schwester, die Deutsche Kommu- 
nistische Partei (DKP), einen Marxismus-Leninismus, auf sowjetischer Linie 
(Klein 2009). Die allermeisten Mitglieder der heterogen zusammengesetz- 
ten Redaktionskonferenz begriffen sich im Gegensatz hierzu als unabhän- 
gige Marxist_innen und empfanden die SEW deshalb als »revisionistisch«. 
Entsprechend wütend meldete sich in agit 883, dem Szeneblatt der radikalen 
West-Berliner Linken, das die Auseinandersetzungen damals dokumentierte, 
dieser Teil der SoPo-Redaktionskonferenz als »Mehrheitsfraktion« zu Wort 
(agit 883 vom 19.3.1971 und 29.5.1971). Solche politischen Befindlichkeiten 
interessierten das »bürgerliche« West-Berliner Amtsgericht aber nicht. Die 
Stern-Gruppe hatte sich die Namensrechte am Titel der Zeitschrift gesichert, 
sodass eine gerichtliche Absetzung der Usurpatoren scheiterte. Die unterle- 
gene »Mehrheitsfraktion« musste sich neue publizistische Ausdrucksmög- 
lichkeiten verschaffen. 
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Genau darum ging es an diesem Tag auf dem Balkon in der Knesebeck- 
straße. Altvater, Blanke und Rabehl beschlossen, der Redaktionskonferenz 
die Gründung einer neuen Zeitschrift vorzuschlagen. Über den Titel gab es 
eine längere Diskussion, an deren Ende der Entschluss stand, dem autoritä- 
ren Staatssozialismus einen expliziten Gegenentwurf entgegenzusetzen. Der 
Hintergrund: Bis in das Jahr 1968 hinein hatte die Außerparlamentarische 
Opposition (APO), die neben der Student_innenbewegung auch Gewerkschaf- 
ten und weitere politische Gruppierungen umfasste, ebenfalls vermocht, An- 
hänger_innen staatssozialistischer Positionen zu integrieren. Nach der Ver- 
abschiedung der Notstandsgesetze bekam das pragmatische Bündnis jedoch 
Risse und fragmentierte sich in den Folgemonaten zusehends. Die DKP und 
schließlich auch die SEW versammelten die Aktivist_innen ebenso wie die K- 
Gruppen und Parteiinitiativen, die sich nach militanten Demonstrationen und 
einer Welle wilder Streiks in den Jahren 1968 und 1969 konstituiert hatten. 
Die neu gegründete Zeitschrift begriff sich im Kontrast zu diesen Entwick- 
lungen. Der Titel Probleme des Klassenkampfs unterstrich die Schwierigkeiten 
radikaler linker Politik und die damit einhergehende Notwendigkeit einer of- 
fenen Analyse, die in dem Bedürfnis nach politischer Eindeutigkeit während 
der zurückliegenden Monate ins Hintertreffen geraten waren. 

Diese Episode aus der Gründungsgeschichte der Zeitschrift lenkt den Blick 
zurück in jene 1968er-Jahre, zu denen über - und durch - die politische Linke 
in Deutschland schon alles gesagt zu sein scheint. Die längst mit transnati- 
onalem Anspruch verfassten, sich zyklisch vermehrenden Beiträge zu »’68« 
(vgl. Klimke/Scharloth 2008), der »antiautoritären Revolte« (zuletzt Brown 
2013) oder den politischen Teilgruppen während der »langen sechziger Jah- 
re« (Siegfried 2006) haben so viele Aspekte des »roten Jahrzehnts« (Koenen 
2001) beleuchtet, dass die Geschichte der »Neuen Linken« mittlerweile auser- 
zählt wirkt. Auch die Gründung der PROKLA Anfang der 1970er Jahre ließe sich 
auf den ersten Blick als Teil der »Ausdifferenzierung der radikalen Linken« 
(Sonnenberg 2016: 170-208) oder als Ausdruck einer zersplitterten APO deu- 
ten. Gerade die Frühgeschichte der PROKLA aber zeigt, dass dem nicht so ist. 

Denn liest man das programmatische Editorial der ersten Ausgabe der 
PROKLA aus einer historischen Perspektive der Neuen Linken, hebt sich die 
Zeitschrift stark vom Anspruch anderer Blätter ab, die häufig zur Unterstüt- 
zung bestimmter politischer Gruppen oder Parteien gegründet worden wa- 
ren. In klaren Worten bekannte sich die Redaktionskonferenz zum Marxis- 
mus, verstand diesen jedoch als ein politisch offenes und erst noch zu ent- 
wickelndes Projekt: »Die Erarbeitung des Marxismus kann für Intellektuelle 
nicht einfach in einem Bekenntnis zum »Standpunkt des Proletariats< oder 
einer »Aktivität im Proletariat« bestehen. Sie muß sich vielmehr in erster Li- 
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nie auf dem Gebiet der intellektuellen Tätigkeit selbst bewähren.« (PROKLA- 
Redaktion 1971: 3) Um die Probleme des Klassenkampfs zu bearbeiten, fühl- 
te sich die Redaktion deshalb »der naheliegendsten Aufgabe marxistischer 
Intelligenz verpflichtet: der wissenschaftlichen Analyse und Kritik der bür- 
gerlichen Gesellschaft.« (Ebd.: 4) Damit hielt die PROKLA an einer Zielsetzung 
fest, die in den meisten Erzählungen zur Geschichte der Neuen Linken unter 
dem Schutt ihrer Bruchstücke verschwindet: Es war der originäre Anspruch 
der Neuen Linken, als unabhängige politische Kraft zwischen dem als »refor- 
mistisch«, weil zurealpolitisch und zu wenig revolutionär erachteten Pol der 
Sozialdemokratie und dem »revisionistischen« Pol kommunistischer Partei- 
en zu agieren und einen eigenständigen Weg linken Denkens einzuschlagen 
(Horn 2008: 131-189). 

In diesem Aufsatz wird die Frühgeschichte der PROKLA beleuchtet. Im Fo- 
kus stehen deren Herkunft und Verankerung in der Neuen Linken und ihre 
eigensinnige wissenschaftlich-politische Positionierung. Die PROKLA verwei- 
gerte sich kaderdisziplinären Verhärtungen, hielt aber einen revolutionären 
sozialistischen Anspruch aufrecht. Diese Position war Resultat ihrer Grün- 
dungsgeschichte und redaktionellen Zusammensetzung. Entstanden war eine 
Zeitschrift, die marxistische Theorie betrieb und politische Praxis aus einer 
parteilichen Perspektive, aber aus einer unabhängigen Position begleitete. 


Die Neue Linke als Zeitschriftenprojekt 


Die Neue Linke wurde in erster Linie von Intellektuellen getragen. Ihr Aus- 
gangspunkt lagjedoch in der Mitte der 1950er und nicht in der zweiten Hälfte 
der 1960er Jahre, wie es die vieles andere überstrahlende Jahreszahl »1968«, 
die internationale Student_innenbewegung und der deutsche Sonderfall der 
APO nahelegen (zuletzt Frey 2020; Siegfried 2018; Jian u.a. 2018). Vor allem 
1956 kulminierten viele internationale politische Auseinandersetzungen. Die 
Niederschlagung des reformkommunistischen Aufstands in Ungarn, der Krieg 
Frankreichs in Algerien und der Konflikt Großbritanniens, Frankreichs und 
Israels mit Ägypten um die Suez-Kanalzone erschütterten die Loyalitäten so- 
zialdemokratischer und kommunistischer Intellektueller zu ihren Parteien 
(Hall 2010: 177; Horn 2008: 131; Hall 2016). Gerade im Umfeld westeuropä- 
ischer kommunistischer Parteien sammelten sich dissidente Intellektuelle, 
die eine kritische Masse für das Entstehen der Neuen Linken bildeten (Kroll 
2007; Jünke 2014: 103-123). Aber auch die krisengebeutelte Sozialdemokra- 
tie, die fast nirgendwo in Regierungsverantwortung war, suchte nach neuen 
realpolitischen Programmen, was die Abwendung vieler sozialdemokrati- 
scher Intellektueller von ihren Parteien beförderte (Kritidis 2008; Heigl 2008). 
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In Ermangelung politischer Parteien, die ihr Begehren transportierten, 
setzten die zwischen den Stühlen sitzenden Intellektuellen auf ein klassisches 
Instrument: Sie gründeten Zeitschriftenprojekte (Schildt 2011: 19; Grunewald/ 
Bock 2002: 30). Die neuen Projekte sollten als Debattenplattformen für die 
Suche nach neuen politischen Antworten auf die vielfältigen Widersprüche 
dienen, die sich in den modernen kapitalistischen Gesellschaften zeigten. Be- 
trachtet man die Neue Linke als Formation, dann war sie weniger eine reale 
soziale Bewegung denn eine vorgestellte Gemeinschaft (Anderson 2005 [1983]; 
Collini 1991: 56; Reichardt 2014: 277). In ihr verbanden sich verschiedene 
intellektuelle Akteure zu einer politischen Suchbewegung nach einer radika- 
len linken Politik jenseits von Sozialdemokratie und Parteikommunismus. 

Einige der wichtigsten Blätter dieser Jahre wurden breit rezipiert und ge- 
langten rasch zu Einfluss. In Großbritannien entstanden 1957 mit den Maga- 
zinen New Reasoner und Universities and Left Review die Vorläufer der 1960 ge- 
gründeten New Left Review. Noch früher war in Frankreich 1948 die Zeitschrift 
Socialisme ou Barbarie entstanden, 1956 folgte das Journal Situationiste Internati- 
onale. Eine weitere 1956 in Frankreich entstandene Zeitschrift nannte sich Ar- 
guments und bemühte sich, ein Netzwerk weiterer Zeitschriften in anderen eu- 
ropäischen Staaten, darunter in Italien und in Deutschland, ins Leben zu rufen. 

Die an der Freien Universität (FU) in West-Berlin lehrende Philosophin 
Margherita von Brentano hatte sich vergeblich an der Gründung einer deut- 
schen Ausgabe der Arguments versucht, die auch im Frühjahr 1958 in der fran- 
zösischen Zeitschrift bereits angekündigt worden war (Arguments 6, Februar 
1958; Brentano 2010: 225). In West-Deutschland und in West-Berlin waren 
die Bedingungen nach dem Zerreißen linker Netzwerke durch den Zweiten 
Weltkrieg, die Teilung des Landes und den daraus resultierenden harschen 
Antikommunismus, der 1956 im Verbot der KPD kulminierte, ungünstiger 
als in anderen westeuropäischen Staaten (Hoffrogge 2012: 249-264; Gerber 
2010: 37f., 67f.). Die linke Opposition sammelte sich deshalb fast zwangsläu- 
fig im Umfeld der SPD. Erst als diese selbst ihren 1959 im »Godesberger Pro- 
gramm« besiegelten Kurs auf die politische Mitte nahm und im Unvereinbar- 
keitsbeschluss mit dem SDS demonstrativ gegen die innerparteiliche linke 
Opposition vorging, setzten die ersten Diskussionen über eine »Neue Linke« 
ein (Fichter/Lönnendonker 1977). Zu einem wichtigen Kristallisationspunkt 
unabhängiger linker Positionen wurde dabei, wie auch in Großbritannien, 
die atomwaffenkritische außerparlamentarische Bewegung, die um das Jahr 
1958 herum entstand (Frey 2020: 199ff.). Ein Resultat dieser Entwicklungen 
war im Jahr 1959 die maßgeblich von Wolfgang Fritz Haug und Margherita 
von Brentano betriebene, von der FU-Student_innengruppe gegen Atomrüs- 
tung getragene Gründung der Zeitschrift Das Argument. 
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Das Argument sollte sich in den Folgejahren nicht nur zu einem führenden 
Theorieorgan der Neuen Linken in West-Berlin und West-Deutschland ent- 
wickeln, in personeller Hinsicht war die Zeitschrift auch eine Keimzelle der 
späteren PROKLA. So war Bernhard Blanke neben dem Spiritus Rector Haug 
und dem späteren SDS-Vorsitzenden Reimut Reiche einer der drei Gründungs- 
redakteure des Arguments. In der Redaktion und auch im SDS knüpfte Blanke 
bald engere Kontakte zu Elmar Altvater. Der in seiner Münchner Studenten- 
zeit politisierte Marx-Kenner hatte an der Universität Erlangen promoviert 
und stieß 1965 als Redakteur zum Argument. 

Das Argument hatte sich den Leitsternen der Kritischen Theorie folgend 
einer vernunftbasierten Gesellschaftskritik verschrieben, die ab 1967 im Mot- 
to Wissenschaft als Politik (Das Argument 43, Juni 1967) auf den Begriff gebracht 
wurde. Zu diesem Zeitpunkt war Das Argument bereits zu einem Hauptort der 
Diskussion über den deutschen Faschismus geworden und hatte sich darüber 
dem marxistischen Denken geöffnet. Aber den jüngeren Studierenden, die 
sich als antiautoritär begriffen und mit Rudi Dutschke über ein charismati- 
sches Aushängeschild verfügten, reichte dies Mitte der 1960er Jahre nicht 
mehr; im antiautoritären Handeln sollte Theorie praktisch werden (Slobo- 
dian 2012: 94; Gilcher-Holtey 2008: 223-247). An diesen gegensätzlichen Er- 
wartungen, die wie anderswo auch im Generationskonflikt von »Jungen« 
und »Alten« im SDS zutage traten, zerbrach der Diskussionszusammenhang 
des Arguments. Die befreundeten Politikwissenschaftler Blanke und Altvater 
schieden aus der Redaktion aus. 


Sozialistische Politik: Basisgruppen statt Kaderparteien 


Unter den führenden Aktivist_innen der West-Berliner Student_innenbewe- 
gung zählt Bernhard Blanke zu den Fastvergessenen. Er leitete zeitweilig den 
der Zeitschrift angegliederten Argument-Klub, der in Berlin neben dem SDS 
als vor allem theoriegeleiteter Zusammenschluss, aber auch als hochschul- 
politischer Akteur neben dem SDS fungierte. 1967 wurde Blanke außerdem 
Mitgründer und Geschäftsführer des Republikanischen Clubs, der auf dem 
Höhepunkt der Revolte ein wichtiges Zentrum der West-Berliner Gegenkul- 
tur bildete (Siegfried 2006: 453-476; Schwendter 1978: 270ff.). Nach dem Stu- 
dium bekleidete er eine Assistentenstelle am OSI der FU Berlin und gehörte 
hier 1968 zu den Begründer_innen der dortigen Ad-hoc-Gruppe. 

Ihren Ursprung hatten die Ad-hoc-Gruppen in der Kritischen Universi- 
tät, die im November 1967 an der FU Berlin gegründet wurde und nur ein 
Jahr lang ihre Wirkung entfaltete. Ihr Ziel war es, ein Bündnis zwischen Stu- 
dierenden und Stadtbevölkerung, insbesondere der Arbeiter_innenklasse 
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zu schaffen (Schmidt 1971: 83-114; Kukuck 1977: 92ff.). Die Ad-hoc-Gruppen 
waren in einzelne Fachbereiche organisiert und fungierten als universitäre 
Pendants zu den neu geschaffenen Basisgruppen in den Berliner Stadtteilen. 
Ohne Apparate und vorgeschaltete Ausschüsse sollten hier spontane, selbst- 
bestimme Formen und Inhalte des politischen Protests unmittelbar an der 
Basis - in den Betrieben, Schulen, Universitäten, Wohnquartieren - erspürt 
und entwickelt werden. 

Ansatzweise entstand in den heterogen zusammengesetzten Basisgruppen, 
in denen Studierende mit Auszubildenden und Schüler_innen zusammen- 
arbeiteten, ein »cross-classradicalism« (Brown 2013: 240); eine Stabilisierung 
dieser Arbeits- und Organisationsform scheiterte schließlich aber auch an 
der Differenz der Herkunftsmilieus und Alltagskulturen. Nach der trotz Mas- 
senprotesten parlamentarisch verabschiedeten Notstandsgesetze am 30. Mai 
1968 stürzte die gesamte APO in die Krise. Der SDS büßte seine Avantgarde- 
funktion ein und sarık gerade in West-Berlin früh in die Bedeutungslosigkeit 
hinab. Zudem traten ideologische Gegensätze immer unvermittelter zutage. 
Das Bedürfnis nach straffer Organisation wuchs. Angetrieben von den wilden 
Streiks in westdeutschen Fabriken im Herbst 1969 öffneten sich Basis- und 
Ad-hoc-Gruppen marxistisch-leninistischen Kadervorstellungen. Die univer- 
sitären Ad-hoc-Gruppen wurden mehrheitlich zu »Roten Zellen«, die sich in 
West-Berlin vielfach zur maoistischen KPD/AO orientierten (Scharrer 2008: 
35-56; Koenen 2001: 186f.). 

Am OSIder FU war das anders. Hier war die Ad-hoc-Gruppe die erste ihrer 
Art gewesen und sollte die langlebigste bleiben. Auch verwandelte sie sich 
nicht in eine Rote Zelle, sondern hielt den Anspruch der Basisarbeit aufrecht. 
So entwickelte sich die Ad-hoc-Gruppe am OSI zur treibenden Kraft bei der 
Durchsetzung der ersten universitären Drittelparität - ein Mitbestimmungs- 
modell, das der konservativen Professorenschaft bundesweit als Schreckbild 
einer »Universität unter Hammer und Sichel« diente (Wehrs 2014: 129). Zu- 
dem stiegen mit dem bildungsökonomisch gebotenen Ausbau der Universi- 
täten die Chancen junger Akademiker_innen auf Festanstellung oder gar die 
Berufung zur Professur. Elmar Altvater profitierte zweifellos von den geöff- 
neten Karrierewegen, als er 1971 am OSI, unterstützt von der gut organisier- 
ten Studierendenschaft und der im Dezember 1969 gegründeten Sozialisti- 
schen Assistentenzelle (SAZ), zum Professor berufen wurde (Aly 2008: 130). 

Spätestens durch seine Verbindung mit der SAZ war Altvater im Kosmos 
der West-Berliner Politszene präsent und hatte sich vor allem in die SoPo 
eingebracht. Die Zeitschrift selbst war Anfang 1969 in einem Konflikt ent- 
standen, der mit der Gründungsgeschichte der PROKLA vergleichbar ist. Da- 
mals hatte ein politisiertes studentisches Redaktionskollektiv, dem bereits 
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damals Frank Stern vorstand, die am OSI erscheinende Institutszeitschrift 
Der Politologe putschartig gekapert, die dann unter dem Namen SoPo erschien 
(Thaysen/Falter 2007). Rasch entwickelte sich die SoPo so zu einem Organ 
von bundesweiter Bedeutung für die radikale Linke (SoPo-Redaktion 1969: 
1f.). Wie die Basisgruppen förderte die Zeitschrift die Diskussion über radi- 
kale politische Positionen, ohne selbst einer dogmatischen Linie zu folgen. 
Dies galt jedoch nur bis zur Wahl zum West-Berliner Abgeordnetenhaus im 
Jahr 1971 und der überraschenden Unterstützung der SEW durch das Redak- 
tionskollektiv der SoPo um Frank Stern. 


Positionierungszwang im Gründungsfieber 


Als im März 1971 die Wahlen zum West-Berliner Abgeordnetenhaus anstan- 
den, hatte sich die politische Landschaft für die Neue Linke auf mehreren 
Ebenen geändert. In der Selbstauflösung des SDS im März 1970 trat nur noch 
zutage, wie stark die Fliehkräfte innerhalb einer sich ausdifferenzierenden 
radikalen Linken geworden waren. Nach den »wilden Streiks« des Herbsts 
1969 sollte frei nach Lenins Phasenmodell in seiner stark rezipierten Pro- 
grammschrift Was tun? die antiautoritäre Phase der Student_innenbewegung 
»liquidiert« werden. Es wuchs das Bedürfnis nach Organisation (Sonnenberg 
2016: 172ff.; Siegfried 2018: Kap. 5). 

In diesem Stadium war ein »Gründungsfieber« (Koenen 2001: 183-206) 
politischer Organisationen ausgebrochen, das Bekenntnisse erzwang. Mao- 
istische K-Gruppen erhielten ebenso Zulauf wie ihre »Lieblingsgegner«, ope- 
raistisch inspirierte Spontis (Kasper 2019). Den stärksten Zustrom durch die 
Student_innenbewegung erlebte jedoch die SPD, deren Mitgliedschaft sich 
in diesen Jahren massiv verjüngte und zugleich »entproletarisierte« (Walter 
2018: 207; Süß 2004: 67-104). Zu dieser Dynamik trug im Jahr 1969 auch die 
Wahl Willy Brandts zum ersten Bundeskanzler der SPD bei. 

Für West-Berlin galt dieses Muster des (partei-)politischen Wandels aller- 
dings nicht. West-Berlin wurde bereits seit 1949 von der SPD (1957-1966 mit 
Brandt als Regierendem Bürgermeister) regiert. Eine linke politische Bewe- 
gung musste sich hier zwingend links von der Sozialdemokratie ansiedeln. 
Das erklärt, warum die SEW bei der Wahl 1971 eine gewisse Attraktivität für 
die linke Opposition entwickelte. Auch die SEW hatte vom studentischen Pro- 
test profitiert und rund 3.000 neue Mitglieder gewonnen; damit war die Mit- 
gliederzahl der nur für West-Berlin zuständigen Partei höher als die bundes- 
weite Mitgliedschaft (2.000) in allen damaligen K-Gruppen (Klein 2009: 205f.; 
Teichert 2010: 215). In dieser veränderten politischen Landschaft verstieß 
der Putsch der Minderheitsfraktion gegen die gemeinsamen Überzeugungen 
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in der Berliner Redaktionskonferenz der SoPo und war auch menschlich ein 
Affront - er kam jedoch nicht aus heiterem Himmel. 

Die eigentliche tektonische Verschiebung, die das politische Feld der 
Neuen Linken verändert hatte und die Positionsbestimmung der PROKLA 
maßgeblich beeinflusste, lag allerdings rund drei Jahre zurück: die Neukon- 
stituierung der DKP im September 1968. Die DKP war gemessen an anderen 
Parteigründungsversuchen dieser Jahre außerordentlich erfolgreich. In den 
1970er Jahren wuchs die DKP aufüber ungefähr 40.000 Mitglieder an und be- 
schäftigte allein 800 hauptamtliche Mitarbeiter (Fülberth 1992: 125; Koenen 
2001: 269). Schon vor ihrer formellen Gründung machte die Tatsache, dass 
die Niederschlagung des Prager Frühlings durch die Sowjetunion und ihre 
Partnerstaaten befürwortet wurde, deutlich, dass hier eine Partei entstand, 
die »auf der Linie Moskaus« lag. Zudem beendete die Neukonstituierung der 
DKP die Diskussion über den Sinn und die Möglichkeit eines neuen Sozia- 
listischen Zentrums (SoZ), das die plattformartige Bündniskonzeption der 
Kampagne »Notstand der Demokratie«, die das fragil gewordene Bündnis der 
APO fortführen sollte. Die DKP-Kommunist_innen verließen das SoZ, nach- 
dem man sie aufgefordert hatte, die Niederschlagung des Prager Frühlings 
durch die realsozialistischen Staaten zu verurteilen. Die Übriggebliebenen, die 
weiter an einer plattformartigen Bündniskonzeption festhielten, gründeten 
das Sozialistische Büro (SB), das später, wenn auch nicht immer konfliktfrei, 
zum Bündnispartner der PROKLA avancierte (Oy 2007: 30f.; Mende 2011: 195). 

Es waren diese Hintergründe und Entwicklungen, die die politische Posi- 
tion der PROKLA nach deren Gründung beeinflussten. Wenn sich die neu ge- 
gründete Redaktionskonferenz in ihrem Gründungsprozess zutraute, künf- 
tig die Rolle eines »theoretischen antirevisionistischen Zentralorgans« (Pro- 
tokoll Arbeitskonferenz Stamokap 1971: PA Schmidt) einzunehmen, dann 
ging es dabei um eine Abgrenzung von DKP und SEW. Da diese auf den in 
den staatssozialistischen Ländern parteioffiziell dekretierten Marxismus- 
Leninismus vertrauten, wurden sie als »revisionistisch« eingestuft. Dieser 
Abgrenzungsanspruch schlug sich in der theoretischen Ausrichtung der 
Zeitschrift nieder. Die Redaktion setzte auf die Ausarbeitung eines wissen- 
schaftlichen Marxismus. Er habe die objektive gesellschaftliche Stellung von 
Intellektuellen gerade deshalb sorgfältig zu reflektieren, weil sich Teile der 
linken Intelligenz den revisionistischen, aber auch den maoistischen und 
anderen ML-Parteien gegenüber unkritisch und bekenntnishaft verhielten. 
Die Zeitschrift hielt an der Perspektiven der Neuen Linken als einer offenen 
politischer Such-Bewegung fest. Inspiration lieferte die gemeinsame politi- 
sche Praxis »von Arbeitern und Intellektuellen, ohne eine der existierenden 
unentfalteten Formen der Zusammenarbeit zur einzig »korrekten« zu erklä- 
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ren.« (PROKLA-Redaktion 1971: 3) Die Zielsetzung der PROKLA war ambitio- 
niert: Sie unternahm den Versuch, selbst »Elemente einer Taktik des revo- 
lutionären Kampfes für die Gegenwart zu gewinnen.« (Ebd.: 4) Gerade diese 
Versuche zielten darauf ab, die Probleme des Klassenkampfs in den Blick zu 
nehmen, die die vielen unterschiedlichen Parteigründungsversuche der zu- 
rückliegenden Jahre durch ideologische Vereindeutigung und Bekenntnis- 
haftigkeit zu umgehen versuchten. 


Logische Rekonstruktion gegen die Deformation Marx’ 


Für die PROKLA fand dieser revolutionäre Kampf auf dem Feld der Theorie 
statt. Die Redaktionskonferenz der Zeitschrift ging dabei bis zu den Schriften 
von Marx, vor allem zum Kapital zurück und entwickelte hieraus eigene po- 
litische und theoretische Positionen. Der PROKLA gelang es, ein eigenes the- 
oretisches Selbstverständnis zu entwickeln, das sie von anderen politischen 
Positionen markant abhob. Die Redaktion dekretierte keine bestimmte Kapi- 
tallektüre - dafür war sie ideologisch auch zu heterogen zusammengesetzt, 
wie viele Streitgespräche in Redaktionsprotokollen belegen. Grundlegende 
Übereinkünfte gab es dennoch. Zu ihrer Vergegenwärtigung kann das Mar- 
xismusverständnis von Elmar Altvater als Sonde dienen. 

Altvater nahm eine dominante Stellung innerhalb der formell egalitären 
Redaktionskonferenz ein, zunächst aus einem einfachen »ökonomischen« 
Grund: Sein Haushalt in der Knesebeckstraße 16 stellte der jungen Zeitschrift 
die Räumlichkeiten zur Verfügung. Darüber hinaus zahlte er dem Trägerver- 
ein der PROKLA einen deutlich erhöhten Mitgliedsbeitrag. Darüber hinaus war 
Altvater aber auch der profilierteste Intellektuelle unter den Redakteur_in- 
nen und trat einsatzfreudig und entschlossen in Erscheinung. Als Politikwis- 
senschaftler und Ökonom war seine Haltung zum Kapital vor allem durch dis- 
sidente kommunistische oder sozialistische Intellektuelle geprägt worden. 
Diese Einflüsse begründeten eine Haltung, in der er - darin verwandt mit 
Karl Korschs Verhältnis zum historischen Materialismus - Marx’ Gedanken 
aus marxistischer Perspektive hinterfragen musste (Korsch 1966 [1930]: 34). 
Damit entstand eine marxistische Position, die Anleitung zur Kritik der De- 
formationen eines herrschenden Marxismus in den realsozialistischen Staa- 
ten bot, ohne sozialdemokratisch zu sein. 

In den 1970er Jahren ging diese Position mit der logischen Methode der Ka- 
pitalinterpretation einher. Ihr zentrales Anliegen lag in der systematischen 
Rekonstruktion eines entwickelten Kapitalismus. Erst von diesem Stand- 
punkt aus erhielten dessen Eigengesetzlichkeiten und historische Passagen 
ihren Stellenwert und konnten erst durch das Begreifen der von Marx’ ge- 
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schilderten Logik des Kapitalverhältnisses selbst vollständig analysiert wer- 
den. Dass dieser »Leitfaden« des Denkens eine gewisse Verbindlichkeit für 
die Redaktion besaß, zeigte sich unter anderem in gemeinsamen Diskussio- 
nen mit herausgehobenen Vertretern des SB im Februar 1973 (Protokoll, PA 
Schmidt). Obwohl Elmar Altvater als einziges Redaktionsmitglied der PRO- 
KLA auch Mitglied im SB geworden war, war innerhalb des radikalen linken 
Spektrums das Ausmaß der Übereinstimmung mit diesem losen Bündnis am 
größten. Auch das SB definierte sich vor allem über Abgrenzungen, scheu- 
te die Zusammenarbeit mit Parteien und widersetzte sich institutionellen 
Vereinnahmungen (Oy 2007: 6; Mende 2011: 195). Zeitweise fungierte das SB 
sogar als Mitherausgeber der PROKLA (siehe Impressum PROKLA 7, Mai 1973 
bis PROKLA 14/15, September 1974). 

Dennoch traten gerade in der Diskussion über das Verständnis des marx- 
schen Kapital und den Charakter des Kapitalismus wichtige Unterschiede zu- 
tage. Die meisten SB-Genoss_innen betonten, dass die politische Ökonomie 
eine »Basiswissenschaft« bilde und zur »Revolutionstheorie ausgeweitet 
werden« müsse. Im Gegensatz zur logischen Methode, die die PROKLA präfe- 
rierte, betonten sie, es komme darauf an, auch historische Kontingenzen im 
Kapitalverhältnis zu identifizieren, um Möglichkeiten des politischen Ein- 
greifens zu schaffen (Protokoll, PA Schmidt). 

Die SB-Vertreter_innen äußerten damit grundsätzlich, dass die Einzel- 
wissenschaften in die politische Ökonomie integriert werden sollten. Gerade 
dies hielt die PROKLA aber für problematisch, würde so doch ausgeschlossen, 
»dass es so etwas wie »nicht-kapital-subsumierte Probleme« gebe«. Der PRO- 
KLA ging es viel stärker darum, Relevanzkriterien zu entwickeln, die wissen- 
schaftliche Erkenntnisse und politische Phänomene genauer zu bestimmen 
erlaubten. Es müsse gewährleistet sein, »dass beliebige Phaenomene nicht 
zu allgemeinen gemacht werden| ‚] und dies [sei] nur möglich bei Rekurs der 
Analyse auf die Logik des Kapitalbegriffs.« (Protokoll, PA Schmidt) 

Das Resultat stand in einem scheinbaren Gegensatz zu der Feststellung, 
es gebe auch Phänomene, die nichts mit dem Kapitalverhältnis zu tun hät- 
ten. Denn die PROKLA widmete sich gerade wegen dieser Feststellung mit 
großer Intensivität einer besonders detailreichen Analyse der »Politischen 
Ökonomie, die als Zentrum des Marxismus galt. Anders als in vielen ande- 
ren linken Publikationsprojekten der 1970er Jahre interessierte sich die Re- 
daktion somit kaum für die marxistische Kulturkritik. Neben aller theoreti- 
schen Stringenz lag dies fraglos auch an der Zusammensetzung der Redakti- 
onskonferenz, in der vor allem Politikwissenschaftler saßen, die ein starkes 
Interesse an Ökonomie, Klassen und Gewerkschaften besaßen. Kulturelle 
Phänomene, die Kunst oder Literatur, mochten marxistisch analysierbar 
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sein, sie besaßen aber nicht dieselbe Relevanz wie politökonomische Analy- 
sen der Klassenkämpfe. 

Der Rekurs auf die Logik des Kapitalverhältnisses führte zu Tiefenboh- 
rungen: Mit den realen Verhältnissen müssten auch die Begriffe und »Ober- 
flächenphänomene«« in ihrer Substanz analysiert werden: Kategorien wie 
Kapital, Arbeitskraft oder Ware »seien nicht nur als Mystifikationen rele- 
vant, sondern implizieren immer die Dialektik von Form und Bewegung.« 
(Protokoll, PA Schmidt) Besonders deutlich schlugen sich diese theoreti- 
schen Bestimmungen in ausgedehnten Analysen des Redaktionskollektivs 
Gewerkschaften nieder, das die Gewerkschaften als politischen Akteur auf 
originelle Weise aus der Logik des Kapitalverhältnisses selbst ableitete (Re- 
daktionskollektiv Gewerkschaften 1972: 87-106). 

Die analytischen Konsequenzen gingen aber über die Gewerkschaften 
hinaus: Wenn ein solcher Zusammenhang bestünde, gehorchten die politi- 
schen und ökonomischen Phänomene im Kapitalismus einer Logik, die sich 
von anderen historischen Epochen und Wirtschaftssystemen unterschied, 
weswegen Marx’ Kritik der politischen Ökonomie einen verbindlichen ge- 
meinsamen Bezugspunkt bildete. 

Die Auffassung einer epochemachenden Eigenlogik des Kapitals stand 
im härtesten Gegensatz zum Marxismus-Leninismus, der eine Logik der Ge- 
schichte überhaupt unterstellte. Im Kapitalismusverständnis der PROKLA 
gab es hingegen keinen teleologischen Geschichtsverlauf: Weder treibt der 
Kapitalismus von selbst auf den Untergang zu, noch ist garantiert, dass der 
Sozialismus zwangsläufig auf ihn folge. Phänomene an der Schnittstelle von 
Politik und Wirtschaft mussten deshalb in erster Linie logisch aus den kapi- 
talistischen Entwicklungsgesetzmäßigkeiten, die Marx erkannt hatte, abge- 
leitet werden. Am deutlichsten zeigte sich dieses Theorieverständnis in der 
Staatsableitungsdebatte. Sie bildete das Gegenmodell zum »Staatsmonopo- 
listischen Kapitalismus«, das vor allem von DKP-nahen Intellektuellen prä- 
feriert wurde. 


Ableitungsmarxismus 


Der »German Ableitungsmarxism« wurde auch im Ausland rezipiert (Hol- 
loway/Picciotto 1978; Clarke 1991) und dort ebenso anerkennend wie spöt- 
tisch zur Kenntnis genommen (Kraushaar 2001: 26; Koenen 2001: 202f.). Er 
bildete fraglos eine der auffälligsten Besonderheiten der deutschsprachigen 
marxistischen Diskussion der 1970er Jahre. Die Staatsableitungsdebatte kor- 
respondierte mit den unterschiedlichen Kapitallektüren und speiste sich, 
wie diese selbst, aus einer politischen Grundmotivation. Seitens der PROKLA 
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war sie dadurch charakterisiert, dass auch die Rolle des Staates aus dem Ka- 
pitalverhältnis abgeleitet werden sollte. Verständlich war dieser Ausgangs- 
punkt nur im Zusammenspiel mit ihrem gegensätzlichen Bezugspunkt, der 
Theorie des Staatsmonopolistischen Kapitalismus, die »nicht nur offizielle 
ökonomische Analyse gegenwärtiger westlicher Gesellschaften seitens der 
kommunistischen Parteien, sondern auch Staatstheorie und politische Stra- 
tegie« war (Rudzio 1979: 228). Damit war sie ebenso verbindlich für DKP und 
SEW (Fülberth 1992: 121, 128) - und prägte maßgeblich die politischen Aus- 
einandersetzungen, die die PROKLA seit ihrer Gründung führte. 

Die Debatte war dabei weit mehr als ein akademisches Glasperlenspiel. Zu 
Beginn der 1970er Jahre hatten sich nämlich die Jusos in der SPD als Reso- 
nanzraum für linke Theorie geöffnet (Duve 1973; Kufferath 2017: 448f.). Po- 
litische und personelle Führungskämpfe wurden von theoretischen Flügel- 
kämpfen grundiert und weite Teile des späteren Spitzenpersonals der SPD 
in der Berliner Republik wurden in diesen Kämpfen geprägt (Walter 2018; 
Süß 2004). Der Stamokap-Flügel der Jusos befürwortete die Zusammenarbeit 
mit der DKP, während die »Antirevisionisten« - ihr politisches Aushänge- 
schild war der spätere Bundeskanzler Gerhard Schröder - diesem Kurs ent- 
gegentraten. Insbesondere das Stamokap-Paradigma war langlebig; zu sei- 
nen Vertretern zählten spätere Spitzengenossen wie der aktuell amtierende 
Bundesfinanzminister Olaf Scholz und kurzzeitig wohl auch Bundespräsident 
Frank-Walter Steinmeier. 

In der Staatsableitungsdebatte wurde über Form und Inhalt des Staats 
diskutiert. Ihr analytischer Ausgangspunkt lag in der Frage, ob es eine sys- 
tematische Trennung zwischen Politik und Ökonomie gebe oder nicht. 
Damit wurde es notwendig, den politischen Inhalt des Staats zu klären, um 
die Möglichkeiten einer Übernahme und Neuorganisierung der Macht und 
damit der sozialistischen Revolution genauer bestimmen zu können. Damit 
brachte die Staatsableitungsdebatte eine eigene »materialistische« Staats- 
theorie hervor, die das Verhältnis von Staat und Kapital neu justierte und 
darüber den Spielraum staatlicher Politik definierte (Elbe 2010: 319-444; 
exemplarisch: Hirsch 1976: 99-149). 

Ihr Referenzpunkt, die Theorie des Stamokap, stützte sich auf Lenin, der 
unmittelbar vor der Oktoberrevolution eine neue historische Phase des Kapi- 
talismus identifiziert hatte (Lenin 1974 [1917a]; 1971 [1917b]). Gekennzeichnet 
war dieses »höchste Stadium des Imperialismus« durch die Konzentrierung 
des Kapitals in Monopolen, die schließlich mit den Banken zum Finanzka- 
pital verschmolzen seien (Lenin 1971 [1917b]: 231; Boccara 1976: 16ff.). Die 
Besonderheit des Stamokap lag jedoch in der Rolle des Staats, der mit den 
Monopolen verschmelze, während diese ihn zugleich für die »Verbreitung 
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und Vertiefung des kapitalistischen Ausbeutungsprozesses« nutzten (ZK der 
SED 1971: 100). Die Attraktivität dieses Ansatzes erklärt sich zum einen aus 
Lenins optimistischer Erwartung: Im höchsten Stadium des Imperialismus 
werde auch die Fäulnis des Kapitalismus und schließlich das »Absterben des 
Staats« einsetzen und eine »gewaltsame proletarische Revolution« ermög- 
lichen (Lenin 1974 [1917a]: 413). Auf den Sieg des Sozialismus zielend, hat- 
te Lenin prognostiziert, der durch den Krieg beschleunigt herausgebildete 
Stamokap habe »die Menschheit dem Sozialismus außerordentlich nahe ge- 
bracht« (ebd.: 370) und ihn zur »unmittelbare[n]Vorstufe« (Boccara 1976: 16) 
des Sozialismus erhoben. 

Zum anderen könne der Staat - sobald die Revolutionär_innen sich sei- 
ner bemächtigt hätten - aber auch dazu eingesetzt werden, den Sozialismus 
einzuführen. Mit der Revolution »vor der Tür« stieg die Aussicht, sich der 
Potenzen des Kapitalismus und des Staates unter sozialistischem Vorzeichen 
zu bemächtigen. Für den Vergleich mit der Staatableitungstheorie der PRO- 
KLA war Lenins (zum Teil nur implizit vorliegendes) Konzept des Staates von 
zentraler Bedeutung. Für ihn und seine Exegeten in den kommunistischen 
Parteien war der Staat eine politische Einrichtung, jenseits des Kapitalverhält- 
nisses. Ein strategischer Fixpunkt für die Vertreter der Stamokap-Theorie 
lag darin, den Monopolen und dem Finanzkapital den Staat durch eine anti- 
monopolistische Strategie wieder zu entreißen. 

Demgegenüber lieferten die Staatsauffassung der PROKLA und insbeson- 
dere das Verhältnis von Staat und Kapitalismus geradezu das Negativ zur 
Theorie des Stamokap. Die PROKLA bildete das vielleicht wichtigste Zentrum 
einer »antirevisionistischen« Staatskritik, ja mit ihrem allerersten Aufsatz 
hatte die Zeitschrift eine »Initialzündung« für die Debatte geliefert (Elbe 2010: 
319; Grebing 1977: 265ff.). In der Nullnummer der PROKLA, dem Sonderheft 1, 
war der Text »Die Sozialstaatsillusion und der Widerspruch von Lohnarbeit 
und Kapital« von Rudolf Wolfgang Müller und Christel Neusüß (Müller/Neu- 
süß 1971) erschienen, der bereits rund ein Jahr zuvor in der SoPo (Nr. 6/7) 
erschienen war. Die Aufnahme dieses Essays in die Gründungsnummer der 
PROKLA signalisierte, dass man diesen Standpunkt und das Staatsthema nicht 
der SoPo überlassen wollte. Ein Thema, das über mehrere Nummern in den 
Heften präsent war, bis schließlich mit der Weltwirtschaftskrise Mitte der 
1970er Jahre die Krise in den Fokus rückte. 

Für die Analyse zentral war die Ableitung des Staats auf Grundlage der 
oben beschriebenen »logischen« Kapitallektüre. Für Müller und Neusüß war 
der bürgerliche Staat in seiner existierenden Form eine Erscheinung die vom 
Kapitalverhältnis durchwirkt war und in dieser mit ihm verbunden blieb. 
Der Staat selbst sei Ausdruck der Notwendigkeit einer außerökonomischen 
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Zwangsgewalt im Kapitalismus und damit das Resultat der auf dem »Ver- 
hältnis von Kapital und Lohnarbeit beruhenden Form der gesellschaftlichen 
Produktion« (Müller/Neusüß 1971: 56). Die Dialektik von Privateigentum 
und Konkurrenz machte es den Menschen in kapitalistischen Gesellschaften 
unmöglich, ihr Leben planen und gestalten zu können (ebd.). Genau dieser 
Umstand mache die »»besondere Existenz einer ausschließlich politischen 
Zwangsinstitution, des Staates, möglich und notwendig.« (Ebd.: 58) Der bür- 
gerliche Staat sei deshalb eine notwendige Institution, die »neben und außer 
der bürgerlichen Gesellschaft« existiere (ebd.: 56). 

Diese Vernähung von Staat und Kapitalismus war das Charakteristikum, 
das die Staatsableitung in der PROKLA auszeichnete. Akzeptiert man die Prä- 
missen der »Sozialstaatsillusion«, ist der Staat eine umkämpfte Institution, in 
der die Arbeiterklasse immer wieder auch Zugeständnisse erkämpfen konn- 
te. Die systemische Schranke zeigte sich allerdings, sobald es um die Koor- 
dinaten des Kapitalismus selbst ging. Das steht der Möglichkeit entgegen, 
dass soziale Bewegungen den Staat »von unten« übernehmen und graduell 
umfunktionieren können. Der Revisionismusvorwurf der PROKLA an andere 
politische Denkschulen, vor allem gegenüber Kommunist_innen und Sozial- 
demokrat_innen, basierte im Umkehrschluss auf deren Akzeptanz des Staats 
als potenziell emanzipatorischem Instrument. Den Revisionismus begriffen 
Müller und Neusüß stellvertretend für die PROKLA-Redaktion als Verbreitung 
der »Ideologie der herrschenden Klasse [...] als herrschende Ideologie auch 
in der Arbeiterklasse« (ebd.: 11). 

Auf diese Weise begründete die PROKLA höchst ambitioniert eine theo- 
retische Position jenseits der Pole Sozialdemokratie und Kommunismus. Sie 
hielten an einer Basisorientierung fest, die sich im Engagement in und mit 
Gewerkschaften oder in der Zusammenarbeit mit dem plattformartigen SB 
niederschlug. Es ging um die Suche und das Aufspüren spontaner antikapi- 
talistischer Proteste der Arbeiterklasse, die durch die Theorie Rückende- 
ckung erfahren sollte. 


Fazit und Ausblick 


Seit der Gründung der PROKLA sind fast 50 Jahre vergangen. Ein kurzer, aus- 
schnitthafter Rückblick auf die Vor- und Frühgeschichte der Zeitschrift kann 
nicht alle relevanten Entwicklungen der Zeitschrift beleuchten. Was hier 
allerdings deutlich geworden sein sollte: Die Entwicklung der Zeitschrift 
und damit auch manche in der Rückschau zeitgeistbezogen, irritierend oder 
unzugänglich erscheinenden Theoriedebatten hatten jeweils einen nicht nur 
konkreten, sondern ebenso gründlich diskutierten politischen Hintergrund. 
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Die Geschichte der Zeitschrift blieb stets eng mit der Entwicklung der Neu- 
en Linken verbunden. Als eines der wenigen Projekte hielt die PROKLA am 
Anspruch einer gegenüber Parteigründungsversuchen unabhängigen, ge- 
genüber bloßen Revolutionserwartungen skeptischen Grundhaltung fest. 
Dass mittlerweile fast 200 Ausgaben der Zeitschrift erschienen sind, kann 
als Bestätigung des eingeschlagenen Kurses gewertet werden. Dies ist umso 
erstaunlicher, als sich die Landschaft der politischen Linken gerade in der 
Anfangsphase der Zeitschrift massiv veränderte. Die linke Publikations- und 
Verlagslandschaft wurde von ökonomischen Problemen geplagt, an denen 
schließlich 1975 auch der erste PROKLA-Verlag, der einst ambitioniert gestar- 
tete Politladen Erlangen, scheiterte. Zu diesem Zeitpunkt hatte der Bruch al- 
lerdings etwas beinahe Erlösendes - hatten sich doch Zeitschrift und Verlag 
politisch auseinandergelebt und vor allem über das Verhältnis zum links- 
radikalen Terrorismus zerstritten. Den Terror der RAF und der Bewegung 
2. Juni kritisierte die PROKLA scharf. Sie erkannte, dass er ein zunehmend 
repressives politisches Klima mit provozierte, in dem auch die Diskussion 
um Berufsverbote weiteren Auftrieb erhielt. Die radikale Linke steckte fest. 
Der Zusammenbruch vieler linker Projekte im Verlauf der 1970er Jahre war 
ein Resultat. Neue linke Akteure beriefen sich nicht mehr unbedingt auf den 
Gegensatz von Kapital und Arbeit, sondern agierten als neue soziale Bewe- 
gungen entlang neuer Themen wie der Ökologie- oder Geschlechterfrage. 
1974 hielt Bernhard Blanke in einem Kommentar nüchtern fest, »daß die 
Linke in ihrer Breitenwirkung heute so beschissen dasteht wie schon lange 
nicht mehr und daß alle Parteigründungen durch eine scheinrevolutionäre 
Zusammenfassung der in den letzten Jahren sozialistisch gewordenen Tei- 
le der Bevölkerung nur eine Stärkung vortäuschen.« (Blanke 1974: 187) Die 
Lage der sozialistischen Bewegung müsse radikal überdacht werden. »Strate- 
gien existieren immer noch nur in den Konserven der Arbeiterbewegung ver- 
gangener Jahrzehnte und der Protestbewegung der 60er Jahre.« (Ebd.: 188) 
Dieser ernüchternden Erkenntnis ließ die PROKLA einen vertrauten Grund- 
satz folgen: »Solche Arbeit ist nur dadurch zu leisten, daß man sich an dem 
orientiert, was sich an realer Bewegung in der Arbeiterklasse bereits tut.« (Ebd.) 
Es war dies die Suche nach neuen Anknüpfungspunkten jenseits eingefahre- 
ner politischer Muster. Sie wiesen die Zeitschrift als konsequente Vertreterin 
der Neuen Linken aus, die sich, wie auf dem Balkon der West-Berliner Knese- 
beckstraße 16 beschlossen, den Problemen des Klassenkampfs widmen wollte. 
Ich möchte mich an dieser Stelle für die große Unterstützung der PROKLA bei der 
Bearbeitung meiner Dissertation bedanken. Insbesondere gilt dies für Michael Hein- 
rich, Ingo Stützle und Rudi Schmidt, die mir Archivunterlagen aus der Redaktion zur 


424 


Problemorientierung statt Revolutionserwartung 


Verfügung gestellt haben, die zum Verständnis der politischen und theoretischen 
Hintergründe sowie der redaktionellen Abläufe unverzichtbar waren. Darüber hin- 
aus haben mir Elmar Altvater, Urs Müller-Plantenberg und Rudi Schmidt durch In- 
terviews wichtige Einblicke in die Entstehungsgeschichte der Zeitschrift gewährt. 
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Der Tanz der Überflüssigen 


Klassenkämpfe im Globalen Süden am Beispiel Chiles 


Zusammenfassnung: Chile erlebt seit Oktober 2019 eine Welle sozialer Proteste. Dem 
Aufstand gegen das »neoliberale Modell« schlossen sich innerhalb kürzester Zeit 
große Teile der Bevölkerung an und beteiligten sich an monatelangen Auseinan- 
dersetzungen und Organisierungsprozessen. Unsere These ist, dass es sich dabei um 
Klassenkonflikte handelt, die sich allerdings in ihrer Form von typischen Kämpfen 
zwischen Kapital und Arbeit unterscheiden, wie wir sie in der Regel im Anschluss an 
Marx denken und aus den globalen Zentren der Weltwirtschaft kennen. Obwohl sich 
die betrachteten Auseinandersetzungen stark um die Themen der Kommodifizierung 
und Unsicherheit drehen, handelt es sich aber auch nicht um klassenübergreifende 
Konflikte gegenüber dem Markt im Sinne von Polanyi. Am chilenischen Fall zeigen 
wir vielmehr, dass Klassenkonflikte außerhalb des engen Feldes betrieblicher Aus- 
einandersetzungen eigene Formen annehmen können, was entscheidende Konse- 
quenzen in Bezug auf die damit einhergehenden Machtressourcen, Subjekte, aber 
auch Potenziale beinhaltet. 


Schlagwörter: Lateinamerika, Chile, Klassen, Konflikte 


Dance of the Superfluous 

Class struggles in Global South - the case of Chile 

Abstract: Chile has been experiencing a wave of social protests since October 2019. 
Large parts of the population joined the uprising against the »neo-liberal model« 
within a very short time and took part in months of struggle and processes of self- 
organizing. Our thesis is that these are class conflicts that differ in its form from typi- 
cal struggles between capital and labour, as we usually think of them in the terms of 
Marx and as we know them from the global centres of the world economy. Although 


* Jakob Grafpromoviert an der Friedrich-Schiller-Universität Jena zu sozial-ökologischen 
Konflikten in Chile und Indien und ist Mitglied der PROKLA-Redaktion. | Anna Landherr pro- 
moviert an der Ludwig-Maximilians-Universität München zu sozial-ökologischen Folgen 
und slow violence im chilenischen Bergbau. 
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the considered conflicts revolve strongly around the themes of commodification and 
insecurity, they are not cross-class conflicts against the market in the sense of Pola- 
nyi either. Looking at the case of Chile, we rather show that class conflicts can take 
on their very own forms outside the narrow field of corporate conflicts, which has 
decisive consequences in terms ofthe power resources, subjects, but also potentials 
associated with them. 


Keywords: Latin America, Chile, classes, conflicts 


Unanse al baile de los que sobran 
Nadie nos va a echar de mas 
Nadie nos quizo ayudar de verdad 


Reiht euch ein in den Tanz der Überflüssigen 
Niemand wird uns vermissen 
Niemand wollte uns wirklich helfen 


»El baile de los que sobran« (Los Prisioneros) 


1. Einleitung 


Am 18. Oktober 2019 begann in Chile eine historische Phase politischer Auf- 
stände. Dem gingen mehrere Tage der Unruhen voraus. Die Regierung hatte 
gerade die Preise für den öffentlichen Nahverkehr erneut erhöht, als Tausen- 
de von Schüler(inn)en und Student(inn)en in die U-Bahn-Stationen stürmten 
und dazu aufriefen, für die Beförderung nicht mehr zu bezahlen. Die Welle 
dieser Aktionen, den sogenannten evasiönes masivas! eskalierte und führte am 
18. Oktober zu einem Lauffeuer der Proteste, die in kurzer Zeit das ganze Land 
und alle mittleren und unteren Einkommensgruppen umfasste. Dabei wurde 
rasch klar, dass es den Demonstrant(inn)en nicht um die umgerechnet knapp 
4 Cent Preiserhöhung, sondern um die generellen stetigen Erhöhungen der 
Lebenshaltungskosten für die breite Masse der Bevölkerung ging. Der 2017 
gewählte konservative Präsident Sebastian Pinera beorderte zum ersten Mal 
seit dem Ende der Diktatur Pinochets wieder das Militär gegen die eigene Be- 
völkerung auf die Straße, rief den Ausnahmezustand aus und verhängte eine 
nächtliche Ausgangssperre. Doch diese Einschüchterungsmanöver scheiter- 
ten. Schon am nächsten Tag folgten weitere Straßenbarrikaden, Aufmärsche 
und erste Plünderungen in den Zentren, aber auch in den Randgebieten der 


1 Sinngemäß könnte man evasiönes masivas mit »massives Schwarzfahren« übersetzen. 
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Hauptstadtregion des Landes, die bald von großen Demonstrationen in vielen 
weiteren Städten begleitet wurden. Die Präsenz der Streitkräfte, deren starke 
Repression gegen Demonstrant(inn)en, Bewohner(innen) und Passant(inn) 
en, Tausende Verwundete und Gefangene sowie bisher offiziell über 20 To- 
desopfer und Berichte über Folter und sexuelle Übergriffe weckte Erinnerun- 
gen an die Militärdiktatur. Der Funke dieser Tage entzündete ein monatelang 
anhaltendes Feuer an Demonstrationen, Generalstreiks und Protestaktionen. 
Noch in Tagen des Ausnahmezustands kam es zu Massendemonstrationen mit 
über 1,2 Millionen im Oktober 2019 und am 8. März 2020 - dem internatio- 
nalen Frauentag - über 4 Millionen Teilnehmer(inne)n im ganzen Land und 
zwei Millionen alleine in der Hauptstadt Santiago.? Diese Ereignisse münde- 
ten schließlich in einer neuen Konjunktur der Proteste, die sich auch über 
Chile hinaus einem neuen Protestzyklus einfügten (Tauss/Boos 2020). Durch 
die Corona-Pandemie änderten sich die Voraussetzung, aber auch die Ziel- 
setzung der Proteste grundlegend. Sie überführte die zentrale Vokabel der 
Proteste, die bislang dignidad (Würde) lautete, in hambre (Hunger). 

Da etwa ländliche Kämpfe sowie informelle Bereiche in Ländern des Globa- 
len Südens eine enorme Rolle spielen und eine Konvergenz globaler Produk- 
tionsverhältnisse nicht absehbar ist, sind konkrete Analysen der Spezifik der 
Klassenverhältnisse dieser Länder nötig. Unsere These ist, dass diese Ausein- 
andersetzungen als periphere Klassenkämpfe verstanden werden müssen, die 
zwischen dem pueblo, welches verschiedene (semi-)proletarische Haushalte 
verbindet, und der »besitzenden Klasse« (Landherr/Graf 2017: 569f.) geführt 
werden. Anhand des chilenischen Falles zeigen wir, dass sie sich von klas- 
sischen, betrieblichen Klassenkämpfen durch ihre Subjekte, Antagonismen, 
Machtressourcen und Austragungsformen der Konflikte unterscheiden. Wir 
halten die Klassenkämpfe in Chile zudem für vergleichbar mit Situationen in 
vielen anderen (semi-)peripheren Ländern, die durch eine ähnliche extrakti- 
vistische Wirtschaftsausrichtung und neoliberale Politik gekennzeichnet sind. 
Unser Beitrag soll damit das Verständnis der Spezifik von Klassenkämpfen 
im Globalen Süden befördern. 


2. Periphere Klassenkonflikte 


Bis heute hält sich die Vorstellung, alle Länder der Welt würden sich nach dem 
westeuropäischen Vorbild hin zu einer industriellen Gesellschaft entwickeln. 
Dieses Entwicklungsdenken des 20. Jahrhunderts war bis hin zu kritischen An- 


2 Vgl. »Coordinadora 8M cifra en 2 millones las asistentes a la multitudinaria marcha de 
este domingo«, https://www.eldesconcierto.cl (8.3.2020). 
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sätzen von der Idee einer nachholenden Industrialisierung geprägt (Komlosy 
2012: 24). Anschließend an heterodoxe Marxist(inn)en und die dependentistas 
argumentierten Weltsystemtheoretiker(innen) schon seit den 1970er Jahren 
plausibel, dass die internationale Arbeitsteilung den verschiedenen Ländern 
sehr unterschiedliche Rollen sowie spezifische Produktpaletten zuweist und 
damit eine Angleichung der ökonomischen Produktionsstruktur äußerst un- 
wahrscheinlich ist (Wallerstein 1979: 57ff.; Schmalz 2016). Ein allen gemein- 
samer Entwicklungsweg war somit allein schon aufgrund der Ausdifferenzie- 
rung der internationalen Arbeitsteilung unplausibel. Allmählich wurde zu- 
dem klar, dass eine umfassende Durchindustrialisierung aller Weltregionen 
nicht nur utopisch, sondern auch ökologisch desaströs wäre und der global 
ungleiche Ressourcenzugriff ein solches Szenario zudem nahezu ausschließt 
(Altvater 1987: 51ff.; Schaffartzik/Kusche 2020). Damit wird allerdings auch 
deutlich, dass sich die Klassenverhältnisse innerhalb der Länder jeweils auf 
ihre eigene Art entwickeln. Unterschiedliche Positionen in der globalen Ar- 
beitsteilung gehen mit einem verschiedenen Ausmaß der Verbreitung von 
Lohnarbeit, unterschiedlichen sektoralen Entwicklungen sowie Formen der 
Subsumtion der Arbeit unter das Kapital, jeweils spezifischen sozial-ökolo- 
gischen Verhältnissen, Konfliktdynamiken und der Ausprägung »struktu- 
reller Heterogenitäten« (Armando Cördova) einher. Gleichzeitig konstitu- 
iert die internationale Arbeitsteilung - insbesondere vor dem Hintergrund 
ihrer kolonialen Kontinuität - globale Abhängigkeitsverhältnisse (Graf u.a. 
2020), die zwischen den ökonomisch herrschenden Klassen der Länder des 
Globalen Nordens und Südens tendenziell eine imperiale Interessenkonver- 
genz etabliert, während sie die beherrschten Klassen spaltet (Galtung 1972). 

Die Machtressourcen, das zentrale Konfliktfeld und die Organisationswei- 
sen der Lohnabhängigen drehen sich in industriell geprägten Gesellschaf- 
ten im Wesentlichen um den Betrieb (Silver 2003: 21, 30ff.; Schmalz/Dörre 
2014). Die Arbeitswelt des Betriebes stellte lange Zeit den Bezugspunkt von 
Alltagsverstand, politischem Handeln und Klassenzugehörigkeit dar. Wäh- 
rend diese fordistische Klassenkonstellation in den industriellen Kernländern 
rückläufig ist, werden seit einigen Jahrzehnten insbesondere arbeitsinten- 
sive Produktionsschritte und Industrien im Rahmen einer »neuen interna- 
tionalen Arbeitsteilung« in Länder des Globalen Südens verlagert (Fröbel/ 
Heinrichs/Kreye 1977: 29f.). Die (peripher-)fordistische Klassenkonstellation 
(Lipietz 1998: 131ff.) war und ist allerdings in den meisten (semi-)peripheren 
Ländern nie für größere Teile der Bevölkerung dominant. Einige Länder, die 
zwischenzeitlich als neue aufkommende Industriemächte gehandelt wurden, 
sind gar von einer premature deindustrialization (Dani Rodrik) betroffen. Im 
Kontrast zur fordistischen Konstellation stehen vor allem Klassenverhält- 
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nisse in landwirtschaftlich und vorwiegend bäuerlich geprägten Ländern. 
In low income countries sind auch heute noch rund 60 Prozent der Beschäftig- 
ten im landwirtschaftlichen Sektor und unter sechs Prozent in der industri- 
ellen Fertigung tätig.” Diese Beschäftigungsstruktur unterscheidet sich klar 
von Ländern wie Deutschland, in dem nur etwas über ein Prozent der Be- 
schäftigten in der Land- und Forstwirtschaft sowie der Fischerei arbeiten.? 
Die klassenanalytischen Besonderheiten dieser Länder resultieren neben der 
Relevanz der landwirtschaftlichen Aktivitäten auch aus der Bedeutung des 
informellen Sektors. 

Dies gilt in besonderem Maße für extraktivistisch geprägte Länder. Zwar 
sind in diesen die Zahlen der in der Landwirtschaft tätigen Personen häu- 
fig deutlich geringer als die angeführten 60 Prozent, da sie von den extrak- 
tiven Industrien vom Land vertrieben wurden. Extraktive Industrien benö- 
tigen heutzutage in der Regel nur geringe Zahlen an Arbeitskräften, dafür 
aber große Mengen an natürlichen Ressourcen und Flächen. In Chile gilt dies 
insbesondere für den Bergbau sowie für die Forstindustrie (Landherr 2018: 
131f.; Graf 2019: 2). Extraktive Industrien sind mittlerweile in hohem Maße 
kapitalintensiv und häufig nur in geringem Maße mit der lokalen Wirtschaft 
verbunden (Gudynas 2019: 31). Die Arbeitsplätze und Tätigkeiten, die in und 
um diese Industrien, urbanen Ballungsräume und in der Landwirtschaft domi- 
nieren, sind durch niedrige Löhne, Prekarität, Informalität, Saisonalität und 
Unsicherheit gekennzeichnet (TLO 2020: 34ff.). »Peripher-extraktivistische 
Landnahmen« (Graf/Schmalz/Sittel 2019) greifen zudem tief in ökologische 
Kreisläufe ein und untergraben lokale Produktion- und Lebensweisen im länd- 
lichen Raum. Die Folge sind Landflucht und eine steigende Beschäftigung im 
tertiären Sektor, aber auch eine sozial-ökologische Konfliktdynamik, die um 
ökologische Ressourcen, Land und Territorialität kreist (Svampa 2019: 54ff.). 

Im Anschluss an Karl Polanyi wurden Auseinandersetzungen, die sich um 
die Achse der Kommodifizierung von Arbeitskraft sowie ökologischer Ressour- 
cen und sozialer Infrastruktur drehen, als polanyische Konflikte beschrieben 
(Silver 2003: 38). Diese seien durch eine Doppelbewegung gekennzeichnet: 
Während der Markt laut Polanyi dazu tendiere, sich zu erweitern, stoße er 
gleichzeitig immer auf eine Gegenbewegung »zum Schutz der Gesellschaft« 
vor einer vollkommenen Kommodifizierung. Diese zerstöre die Grundlagen 
des menschlichen Lebens sowie die natürlichen Kreisläufe (Polanyi 1978: 
182, 200f.). Die Gegenbewegung stellt für Polanyi eine klassenübergreifen- 
de Bewegung dar, in der sich »die Gesellschaft« und »der Markt« konfliktiv 


3 Daten aus ILOSTAT, https://www.ilo.org/ Zugriff: 5.6.2020. 
4 Schätzungen der ILO, generiert durch: https://ilostat.ilo.org/data/, Zugriff: 26.5.2020. 
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gegenüberstehen (ebd.: 201, 209ff.). Wir knüpfen in diesem Zusammenhang 
kritisch an Marx und Polanyi gleichermaßen an. Im Gegensatz zumarxschen 
Konflikten finden die Auseinandersetzungen - wie wir beim chilenischen Fall 
feststellen können - nicht vorwiegend um die Ausbeutungsbeziehungen in- 
nerhalb von Fabrikregimes und der reellen Subsumtion der Lohnarbeit un- 
ter das Kapital statt, sondern sie drehen sich um die Kommodifizierung und 
den Zugriff auf Lebens- und Produktionsbedingungen, das heißt die Voraus- 
setzungen der Produktion und Reproduktion (semi)proletarischer Haushalte 
im weitesten Sinne. Gleichzeitig fassen wir die Konflikte jedoch als Klassen- 
konflikte, da sie keinesfalls auf eine Konstellation »der Gesellschaft« gegen- 
über »dem Markt« zurückgehen, sondern heterogene, hybride Klassen der 
Subalternen einer kapitalistisch orientierten und politisch relativ homoge- 
nen herrschenden Klasse gegenüberstehen. Klassenkämpfe finden in vielen 
Ländern des Globalen Südens - wie wir am chilenischen Fall zeigen werden 
- folglich im Vergleich zu traditionellen Arbeiter(inn)enbewegung der ka- 
pitalistischen Zentren auch an anderen Orten statt, stützen sich demnach 
auch auf andere Machtressourcen und Protestformen. 


Die Reichen in Chile sind so reich 

wie die Reichen in Deutschland, 

während die Armen so wenig haben 

wie die Armen in der Mongolei 
(Branco Milanovic)° 


3. Das neoliberal-extraktivistische »Vorzeigemodell« Chile 


Der chilenische Extraktivismus und die besitzende Klasse 

Bergbau, Forstsektor und Fischerei sowie die großflächige Landwirtschaft 
sind die großen lukrativen Branchen der chilenischen Exportwirtschaft. Fast 
86 Prozent der Exporte des Landes bestehen aus Primärgütern (CEPAL 2020: 
41). Der extraktivistische Charakter der Wirtschaft hat zur Folge, dass große 
Gewinne mit massiven Eingriffen in die natürlichen Kreisläufe einhergehen. 
Im Norden des Landes werden etwa die geringen Wasservorkommen für den 
Bergbau genutzt und die örtliche Umgebung durch die Bergbaurückstände 
verseucht (Landherr 2018: 131ff.). In den zentralen Tälern werden Trauben, 
Avocados und Früchte für den Export angepflanzt, südlich bedecken große Eu- 


5 »Los ricos de Chile tienen el ingreso de los ricos de Alemania y los pobres el de Mongo- 
lia«, https://www.elmostrador.cl (27.10.2019). 
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kalyptus- und Kiefernplantagen das Land und entlang der Küste verschmutzen 
die Lachsfarmen das Meer. Allesamt benötigen die Industrien große Mengen 
an Wasser, Flächen und ökologischen Ressourcen, die sie der lokalen Bevöl- 
kerung und den ländlichen Produktions- und Lebensweisen streitigmachen 
(Landherr/Graf/Puk 2019). Gleichzeitig bilden die extraktiven Industrien in 
der Regel relativ isolierte Exportenklaven, die nur einen geringen Teil der 
Bevölkerung durch Lohnarbeit dauerhaft an der wirtschaftlichen Wertschöp- 
fung partizipieren lassen (Gudynas 2019: 27). 

Auf der anderen Seite konzentriert sich Vermögen und Einkommen aus 
der Finanzbranche, dem Handel, der extraktiven und nicht-extraktiven pro- 
duktiven Sektoren sowie der Landwirtschaft genauso wie das Eigentum an 
Grund und Boden, Wasser und Energie in wenigen Händen (Pizarro 2020: 340). 
Es ist in Chile eine »besitzende Klasse« aus etwa 500 Haushalten, die mittels 
ihre Familienkonglomerate große Teile der einheimischen Wirtschaft sowie 
der Exporte kontrolliert (Landherr/Graf 2017). Sie bilden das 0,01 Prozent 
der Bevölkerung, auf das etwa zehn Prozent des Nationaleinkommens ent- 
fallen (Matamala 2015:27; Löpez u.a. 2013: 28f.). Diese besitzende Klasse ist 
mit der politisch herrschenden Klasse des Landes weitgehend deckungsgleich 
(Landherr/Graf 2017: 578ff.). Diese Personalunion wird beim chilenischen 
Präsidenten Sebastiän Pifiera offensichtlich, der selbst in Harvard studierte, 
danach mit der massenhaften Vergabe von Kreditkarten an die chilenischen 
Konsument(inn)en ein Milliardengeschäft machte und heute zu den reichs- 
ten Bürger(inne)n des Landes gehört.° 

Die extreme Ungleichheit in Chile steht in der historischen Kontinuität, 
die mit dem »neoliberalen Experiment« der Pinochet-Diktatur begann und 
in der Verfassung der 1980er Jahre festgeschrieben wurde. Die neoliberale 
Deindustrialisierungsdiktatur beendete eine lange Phase der Versuche des 
Aufbaus eigener industrieller Kapazitäten, der Bodenreformen und linker 
Umverteilungspolitik, die zuvor in der sozialistischen Präsidentschaft Al- 
lendes kulminierte. Die darauffolgenden Gegenreformen schrieben die Pri- 
vatisierung ökologischer Ressourcen, des Rentensystems und vieler ande- 
rer sozialer Bereiche sowie Subventionen an die extraktiven Unternehmen 
und starke Investitionsanreize für ausländisches Kapital fest (Landherr/ 
Graf 2017: 575ff.; Pizarro 2020: 347). Der weitgehenden Kommodifizierung 
aller Lebensbereiche kommt in Chile seither Verfassungsrang zu. Heute ge- 
hören fast 75 Prozent des produktiv genutzten Bodens einem Prozent der 
Grundbesitzer(innen) (Oxfam 2016: 25) und die übernutzten Wasserrechte 


6 Forbes listet Sebastian Piiera mit einem Vermögen von 2,7 Milliarden US-Dollar auf 
Platz 804 weltweit, https://www.forbes.com, Zugriff: 2.6.2020. 
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liegen zu weiten Teilen bei großen Unternehmen der Energieproduktion, 
der Landwirtschaft und des Bergbaus (Landherr/Graf/Puk 2019: 83). Chile 
stellt bezüglich der Einkommensverteilung das ungleichste Land der OECD 
dar. Die Verteilung der Einkommen und Vermögen gibt aber nur einen sehr 
ungefähren Eindruck davon, wie die Kontrolle über ökonomische, politische, 
soziale und ökologische Ressourcen insgesamt verteilt ist. Durch eine Reihe 
an Machtressourcen gelingt es der besitzenden Klasse Chiles, ihre Machtpo- 
sition und das wirtschaftliche Modell bis heute zu erhalten (vgl. dazu Land- 
herr/Graf 2017). 


Das Pulverfass: Schuldenspirale und unzureichende Integration durch 
Lohnarbeit 

Aufgrund der Dominanz der extraktivistischen Enklavenökonomien spielen 
die großen Städte als Finanz- und Handelsplätze sowie die öffentliche Infra- 
struktur, wie unter anderem die Häfen, eine zentrale Rolle. Das relativ fest 
beschäftigte, aber zahlenmäßig überschaubare Proletariat in beispielsweise 
Bergbau oder Fertigungsindustrie genießt innerhalb der chilenischen Bevöl- 
kerung in der Regel einige Vorteile, wie eine private Kranken- und Renten- 
versicherung des Unternehmens, höhere Löhne, gewerkschaftliche Vertre- 
tung und ein gewisses Maß an Beschäftigungssicherheit.’ Dieses »industriel- 
le Proletariat« ist von den Erhöhungen der Lebenshaltungskosten sowie der 
ökologischen und sozialen Krise allerdings weniger betroffen als die breite 
Mehrheit der Bevölkerung. 

Die Mehrheit der Bevölkerung ist auf das öffentliche Bildungs- und Ge- 
sundheitssystem angewiesen, da sie sich die privaten Leistungen, die selbst 
im internationalen Vergleich zu den teuersten gehören, nicht leisten kön- 
nen. Der chilenische neoliberale Staat ist ein schlanker, »abwesender« 
Staat, wenn es um die soziale Grundversorgung der Bevölkerung geht. Er 
zieht sich aus allen Bereichen, die für den Markt attraktiv erscheinen, zu- 
rück und greift nur dann ein, wenn eine bestimmte Dienstleistung nicht 
vom Markt abgedeckt werden kann (Pizarro 2020: 343). So kommt es, dass 
in Chile gute und teure private Gesundheits- und Bildungssysteme neben 
schlechten staatlichen preiswerteren Alternativen koexistieren. Das Ren- 
tensystem wiederum beruht auf der gesetzlich verpflichteten Einzahlung 
aller Arbeitnehmerfinn)en in private Rentenfonds, die von großen Unter- 
nehmen als Spekulations- und Investitionsfonds verwaltet werden. Die Ge- 


7 Dies gilt in unterschiedlichem Maße für die verschiedenen Branchen. Die Landwirtschaft 
sowie der Forstsektor beruhen weitgehend auf saisonaler und prekärer Arbeit (Saldafia 
2019; Juliän/Alister 2018). 


474 


Der Tanz der Überflüssigen 


winner dieses Systems sind einerseits die Rentenfonds (AFPs) selbst, deren 
Gewinne im Jahr 2019 erneut um 59 Prozent gestiegen sind, andererseits 
die großen Familienkonglomerate, denen dadurch eine andauernde frische 
Finanzierung ihrer Investitionen gewährleistet wird. Obwohl diese Renten- 
fonds Gelder im Wert von 75 Prozent des chilenischen Bruttoinlandsprodukts 
verwalten (Fundaciön Sol 2020a)%, ist die einzahlende Bevölkerung mehrheit- 
lich zu Altersarmut verdammt. Im Durchschnitt erhielten die Chilen(inn)- 
en im Jahr 2019 eine Rente von umgerechnet 288 Euro, in einem Land mit 
ähnlich hohen Lebenshaltungskosten wie Deutschland.’ Bei 90 Prozent der 
Arbeiter(inn)en liegt die Rente sogar unter 178 Euro und bei 60 Prozent der 
Frauen unter der Armutsgrenze (Fundaciön Sol 2019b). Für das Militär und 
die Polizei hingegen gibt es ein staatliches Rentensystem. Ihre Renten sind 
im Mittel fünf Mal höher als die Durchschnittsrente der restlichen Bevöl- 
kerung (Fundaciön Sol 2019b). 

Über 37 Prozent der Beschäftigten in Chile arbeiten als Selbstständige oder 
in sogenannten Mikrounternehmen mit weniger als 10 Mitarbeiter(inn)en 
(GdcCh 2018). Neoliberale Arbeitsverhältnisse (Zeitverträge, Honorarverträge) 
und niedrige Löhne sind selbst im öffentlichen Sektor weit verbreitet. Der 
chilenische Mindestlohn liegt derzeit umgerechnet bei 355 Euro.!? Mehr als 
die Hälfte der Beschäftigten verdient monatlich umgerechnet unter 440 Euro. 
Damit lebt ein Großteil der Familien unter der Armutsgrenze (Fundaciön Sol 
2019a). All dies gilt auch in besonderem Maße für die informell Beschäftigten. 
Laut einer Studie des Arbeitsministeriums arbeiten 47,3 Prozent informell 
(Diaz/Gälvez 2015: 27). Arbeiter(innen) im informellen Bereich zahlen nicht 
in das Rentensystem ein, erhalten kein Arbeitslosengeld und beziehen eine 
sogenannte Solidaritätsrente, die umgerechnet nur 50 Cent über der indivi- 
duellen Armutsgrenze liegt. Die generell prekären Arbeitsverhältnisse füh- 
ren dazu, dass viele Chilen(inn)en mehreren Erwerbstätigkeiten nachgehen 
und die Haushalte von Zusatzeinkommen abhängen. Kleinbäuerliche Land- 
und Subsistenzwirtschaft spielt deshalb noch eine große Rolle. Außerdem 
muss eine Mehrheit der Chilen(inn)en hohe Schulden aufnehmen, um sich 
Gesundheit und Bildung leisten und mit den niedrigen Renten überleben zu 
können. Laut einer Studie der Universität San Sebastiän sind über 80 Prozent 
der über 18-Jährigen in Chile verschuldet, dies sind insgesamt über 11 Mil- 


8 Vgl. »AFP: Radiografia a los $347 mil millones de utilidades netas que obtuvieron en 
2017«, https://ciperchile.cl (11.12.2018). 

9 Vgl.:»Las AFP: »;Cömo funciona el cuestionado sistema de pensiones chileno%«, https:// 
www.dw.com (28.11.2019). 

10 Vgl.»;Cuäles el valor del ingreso minimo mensual?«, https://www.dt.gob.cl (16.3.2020), 
Zugriff 29.5.2020. 
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lionen Schuldner(innen). Von diesen sind 4,5 Millionen zahlungsunfähig, 
Tendenz steigend.!! 

Die Inwertsetzung von Land und ökologischen Ressourcen bedeutet eine 
Verdrängung ländlicher Produktions- und Lebensweisen. Mit Blick auf die 
ökologischen Kreisläufe sowie das Gesundheits-, Bildungs-, Renten- und Be- 
schäftigungssystem wird deutlich, dass es sich um Prozesse der asymmetrischen 
Kommodifizierung handelt, bei denen die Mehrheit der Bevölkerung unter zu- 
nehmender Prekarität leidet, während die besitzende Klasse genau dadurch 
ihre lukrativen Geschäfte macht.!? Diese asymmetrische Kommodifizierung 
bringt zudem eine klassenspezifische Konfliktachse hervor. 


4. Das Pulverfass explodiert: Oktoberrebellion in Chile 


Der Tanz der Überflüssigen 

Noch Anfang Oktober 2019 bezeichnete der chilenische Präsident Sebastian 
Pifiera Chile als eine demokratische Oase in einem erschütterten Lateiname- 
rika.” Keine zwei Wochen später erklärte Pifiera in Bezug auf die ausgebro- 
chenen Proteste, sein Land sei in einen »Krieg gegen einen mächtigen Feind« 
eingetreten.!? Dabei steht die jüngste Phase des Protests durchaus in einer 
Kontinuität: Seit 2006 begannen die Schüler(innen) und später die Studie- 
renden die Straßen Chiles wieder für sich in Anspruch zu nehmen. Im Jahr 
2011 erreichten die Proteste einen ersten Höhepunkt. Große Teile des Landes 
waren betroffen und zu einer breiten Studentenbewegung, die sich gegen das 
private Bildungs- und Universitätssystem richtete und sich für öffentliche 
Bildung aussprach, kamen im selben Jahr zahlreiche emblematische sozial- 
ökologische Konflikte hinzu.!® Auch der historische Konflikt der indigenen 
Mapuche im Süden des Landes flammte in diesen Jahren erneut auf. Ergänzt 
wurden diese durch eine Reihe von Arbeitskämpfen: von gewerkschaftlich 
organisierten Streiks in großen, privaten und staatlichen Kupferminen, über 


11 Vgl. »XXIV Informe de Deuda Morosa Primer Trimestre 201%, https://www.uss.cl, 
Zugriff 29.5.2020. 

12 Mit dem Begriff der »asymmetrischen Kommodifizierung« (Landherr/Graf 2017: 575) 
wollen wir den Befund betonen, dass mit dieser Kommodifizierung klassenspezifisch in 
äußerst ungleichem Maße Betroffenheiten und Nutzen ausgehen. 

13 »Pifiera asegura que ven medio de esta America Latina convulsionada, Chile es un ver- 
dadero oasis con una democracia estable««, https://www.latercera.com (8.10.2019). 

14 »Pifiera: »Estamos en guerra contra un enemigo poderoso«, https://www.dw.com 
(21.10.2019). 

15 Derzeit bestehen laut offizieller Zahlen 117 aktive sozial-ökologische Konflikte in Chi- 
le. Siehe: https://mapaconflictos.indh.cl, Zugriff: 8.6.2020. 
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Streiks im öffentlichen Dienst, bis hin zu anhaltenden Protesten der selbstän- 
digen Fischer gegen die Privatisierung des Meeres sowie Streiks der Hafenar- 
beiter. Spätestens ab 2011 war die Unzufriedenheit in der Bevölkerung deut- 
lich zu spüren und jährlich kamen seitdem neue Protestbewegungen hinzu. So 
etwa die Proteste der öffentlich angestellten Lehrer(inn)en sowie diejenigen 
gegen das bestehende Rentensystem, die auch ältere Menschen massenhaft 
mobilisierten und schon 2017 über zwei Millionen Menschen auf die Straßen 
brachten, und nicht zuletzt die zahlenmäßig starke und breite feministische 
Bewegung, der sich besonders Frauen aller Alters- und Beschäftigtengruppen 
anschlossen. Bewegungen wie diese bereiteten in entscheidendem Maße die 
Oktoberrebellion 2019 vor. 

In den letzten Jahren ließ sich eine wachsende Politisierung und Mobili- 
sierung der chilenischen Bevölkerung sowie eine steigende Solidarität unter 
den verschiedenen Kämpfen beobachten: Die großen Gewerkschaften un- 
terstützten die Forderungen der Studierenden, die ihrerseits anfänglich für 
eine Nationalisierung der Kupfervorkommen plädierten, um sich mit der Zeit 
mehr und mehr gegen die extraktivistische Ausrichtung des Landes zu posi- 
tionierten. Fischer(innen), Bauern und Bäuerinnen, (Schein-)Selbstständige 
und informell Beschäftigte, die bisher keinen Zugang zum aktuellen Renten- 
system hatten, schlossen sich dennoch den Protesten gegen das Rentensys- 
tem an. Entlang von Themen wie Umweltzerstörung und der ökologischen 
Verschmutzung, wie der Luftverpestung und Wasserkontamination, verbin- 
den sich städtische Ökologiebewegungen mit sozial-ökologischen Protesten 
des environmentalism of the poor (Guha/Martinez-Alier 1997) auf dem Lande 
(Landherr/Graf 2019). Die Dramatik der ökologischen Zerstörung durch die 
extraktiven Industrien, Klimawandel, Wassermangel, Dürre, Waldbrände so- 
wie Erosion und Vergiftung von Böden und Luft sind mittlerweile medial äu- 
Rerst präsente Gegenstände öffentlicher Debatten. Immer wieder flammen in 
diesem Kontext auch territoriale Kämpfe auf, die sich auf die Kontrolle und 
den Zugang zu bestimmten Gebieten richten. In der Region der Araucania 
kämpfen die indigenen Mapuche gegen die monokulturellen Forstplanta- 
gen und weiter im Süden - insbesondere auf dem Inselarchipel Chiloe - die 
Fischer gegen die Lachsindustrie, in dem sie von Zeit zu Zeit ganze Gebiete 
abriegeln und der staatlichen und unternehmerischen Kontrolle entziehen. 

Trotz der Mobilisierungen schien eine Veränderung innerhalb des politi- 
schen Systems meist unmöglich. Auch das mitte-links Parteienbündnis Con- 
certaciön por la Democracia, das 1990 nach der Militärdiktatur die Regierung 
stellte, duldete die Kontinuität des Systems nicht nur, sondern legitimierte 
und vertiefte es in vielerlei Hinsicht sogar (Moulian 2002; Fischer 2017: 188). 
Die Legitimität der Parteipolitik und des politischen Systems als Ganzes wur- 
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de unter anderem auch durch eine Reihe von Korruptionsskandalen infra- 
ge gestellt und führte zu einer dauerhaften politischen Repräsentationskri- 
se. Die fehlenden parteipolitischen Alternativen, die daraus resultierende 
niedrige Wahlbeteiligung bei den letzten Präsidentschaftswahlen und eine 
sehr volksnahe Politik einiger rechter Bürgermeister(innen) gehören zu den 
Hauptgründen für das letzte Wahlergebnis."® 


Das pueblo als antagonistisches Subjekt 

Die stets steigenden Lebenshaltungskosten, die Verschuldung, die ökologi- 
sche Zerstörung und die hohen Mieten, Bildungs- und Gesundheitskosten 
untergraben stetig städtische wie ländliche Lebensweisen. Diese Entwick- 
lung reiht sich ein in eine Liste der erwähnten Unzufriedenheiten mit sozi- 
aler Ungleichheit. Insbesondere die Lebenshaltungskosten, niedrige Renten 
und hohe Gesundheitskosten stellten in Umfragen immer wieder die Haupt- 
gründe für die Teilnahme an Protesten dar.!’ Die Prekarität geht mit einer 
propagierten individuellen Teilnahmemöglichkeit an der westlich gepräg- 
ten Konsumwelt einher (Moulian 2002: 100ff.). Das Scheitern an der propa- 
gierten Teilhabe an der dominanten Lebensweise verbindet nicht nur Stadt 
und Land, sondern auch die verschiedenen sozialen Milieus und arbeitenden 
Klassen. Das Versprechen, durch Bildung sozial aufzusteigen, entpuppt sich 
für die meisten als der Einstieg in eine aussichtslose Schuldenfalle (Pizarro 
2020: 335). Selbst diejenigen, die ein Studium abgeschlossen haben, entrin- 
nen nicht prekären und schlecht bezahlten Lohnarbeitsverhältnissen und 
müssen damit oftmals jahrelang den staatlichen Studienkredit CAE abbe- 
zahlen (Fundaciön Sol 2020b). Das Gefühl des Scheiterns an der dominanten 
Produktions- und Lebensweise in Stadt und Land hat im Zuge der Proteste 
immer mehr einer kollektiven Wut Platz gemacht. Symbolisiert wurde dies 
unter anderem durch die Präsenz der überall verbreitete Fahne der indige- 
nen Mapuche, die für eine politisch nicht-kompromittierte alternative Pro- 
duktions- und Lebensweise stehen. 


16 Bei der ersten Wahlrunde wählten insgesamt 56 Prozent der Wähler(innen) linke Par- 
teien. Nachdem die Kandidatin Beatriz Sanchez des damals nur wenige Monate alten lin- 
ken Parteienbündnissen Frente Amplio nur knapp die Stichwahl verpasste, konnte der 
Kandidat Guiller der ehemaligen Concertaciön por la Democracia ihre Stimmen allerdings 
nicht für sich gewinnen. Nach einem knappen Sieg im ersten Wahlgang setzte sich Pifie- 
ra bei den Stichwahlen mit 54 Prozent der Stimmen durch. Da allerdings über die Hälfte 
der Wahlberechtigten nicht wählen gingen, erhielt er nur von 24 Prozent aller Wahlbe- 
rechtigten die Stimme, was wiederum die von Anfang an schlechten Umfrageergebnisse 
zu seiner Amtszeit erklärt. 

17 »Chile: 64,9% estä de acuerdo con que continüen las movilizaciones«, https://www.la- 
republica.pe (14.12.2019). 
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Die verbindenden klassenbildenden Mechanismen, die das heterogene 
Subjekt des chilenischen Aufstands auf der sozioökonomischen Ebene bilden, 
liegen damit in der gemeinsamen Verschuldungssituation, der Unsicherheit 
aufgrund der hohen Lebenshaltungskosten, der unsicheren Haushaltsein- 
kommen sowie der prekären einfachen Waren- und Subsistenzproduktion 
und der Erfahrung der ökologischen Krise und ihren Auswirkungen in Stadt 
und Land. Sie sind Grundlage eines gemeinsamen sozioökonomischen Anta- 
gonismus gegenüber einer besitzenden Klasse sowie den Zwischenklassen 
der regionalen und nationalen ökonomischen Eliten. Die prekäre sozioöko- 
nomische Situation des pueblos ist folglich durch einen Kausalmechanismus 
mit den Geschäften der besitzenden Klassen verbunden: Es sind die Geschäfte 
der besitzenden Klasse, die auf Ausbeutung, Enteignung und Verschuldung 
des pueblos beruht. Dieser antagonistische Mechanismus ist der chilenischen 
Bevölkerung insbesondere seit den 2010er Jahren immer offensichtlicher ge- 
worden. Hatte sich diese lange Zeit mehrheitlich selbst der »sozialen Mitte« 
zugerechnet, findet der gemeinsame sozioökonomische Antagonismus der 
semiproletarischen und proletarischen Haushalte insbesondere seit der Ok- 
toberrebellion auf politischer und kultureller Ebene unter der Identität des 
pueblo einen kollektiven Ausdruck in einer Klassenidentität.'? Diese kollek- 
tive Identität markiert auch diskursiv einen klassenspezifischen vertikalen 
Antagonismus zur besitzenden Klasse. Nach einer kurzen Phase diffuser For- 
derungen und scheinbar richtungsloser Proteste kristallisierte sich auch im 
Oktober 2019 die Zugehörigkeit zum pueblo als zentrales Element des Zusam- 
menhalts der verschiedenen Kämpfe heraus. Die gemeinsame Betroffenheit 
erklärt zudem die starke Solidarität unter den unterschiedlichen Konflikten 
und zeigt klare Gemeinsamkeiten unter ihnen auf. 

Anstelle der Gewerkschaften haben sich neue Gruppen als verbreiteter 
Bezugspunkt in den Protesten hervorgetan. Dies trifft insbesondere auf die 
sogenannte primera linea zu,'? die sich direkte Auseinandersetzungen mit der 
Polizei liefern und auf selbstgebaute Werkzeuge und »Waffen« zurückgreifen. 
Während derartige Protestformen bei früheren Demonstrationen als Van- 
dalismus und abwertend als Aktionsformen des »undisziplinierten Lumpen- 
proletariats« abgestempelt wurden, bekamen sie im Laufe der letzten Mona- 
te eine ganz andere Bedeutung. Die extrem starke Polizeirepression und der 
Einsatz des Militärs sowie die Toten und die vielen Verstümmelten aufsei- 
ten der Demonstrant(inn)en haben die primera linea zu wahren Held(inn)en 


18 Zur Wiederkehr des Begriffs des pueblo siehe: »Escuchando a los chilenos en medio del 
estallido«, https://ciperchile.cl/, Zugriff 2.3.2020. 
19 Primera Linea heißt so viel wie »vorderste Front«. 


479 


Jakob Graf - Anna Landherr 


aufsteigen lassen. Die Militär- und Polizeigewalt, hat zu einer höheren Ak- 
zeptanz für gewaltvolle Protestformen geführt und zum Respekt gegenüber 
denjenigen, die dieser Gewalt entgegentreten. Die primera linea wird nun viel- 
mehr als die Schutzwand für die restlichen Demonstrant(inn)en verstanden. 
Es handelt sich dabei vor allem um junge Erwachsene und Jugendliche, die 
vorher nicht politisch organisiert waren. Viele von ihnen kommen aus den 
Armenvierteln, den Peripherien der großen Städte und sehen die Teilhabe 
an der propagierten Lebensweise für sich als aussichtslos. Andere wiederum 
sind Student(inn)en, die keinen Ausweg mehr aus der Schuldenfalle sehen. 
Es sind also besonders diejenigen, die innerhalb des bestehenden Systems 
kaum etwas zu verlieren haben.?? 

Die Klassenkämpfe entlang der Lebenshaltungskosten, der Verschul- 
dung und der ökologischen Zerstörung gehen folglich weit über lohnar- 
beits- und betriebsbezogene Auseinandersetzungen hinaus. Zwar gab es 
bedeutende Streiks und Proteste der Hafen- und Bergbauarbeiter(inn)en, 
allerdings betrafen diese nicht die Privathäfen der großen Unternehmen. 
Auch die Kupferminen wurden nicht zum Schauplatz der zentralen Kämp- 
fe. Obwohl sich deren Gewerkschaften den Protesten anschlossen, gelang 
es ihnen nicht, diesen Sektor über längere Zeiträume stillzulegen. Große 
Bedeutung kam hingegen den Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes 
wie der Lehrer(innen)gewerkschaften und den Beschäftigten im Gesund- 
heitsbereich zu. Den zentralen Ort der Auseinandersetzung stellten auch 
hier allerdings nicht die Unternehmen, Büros, Schulen, Krankenhäuser 
und Betriebe dar, sondern allen voran die Straße und öffentliche Plätze. 
Von Beginn an wurde aber auch die kritische Infrastruktur, wie beispiels- 
weise die Autobahn ruta 5 (zentrale Nord-Süd-Verbindung) oder Zufahr- 
ten zu Fabriken blockiert. Barrikaden waren entlang des ganzen Landes 
wichtige Protestformen um Gebiete, Plätze oder Stadtviertel zu kontrol- 
lieren. Im ländlichen Bereich wurden Staudämme privater Unternehmen 
zur Wasserumleitung eingerissen, damit der Strom der Flüsse wieder die 
lokale Bevölkerung versorgt. Am Rande von Santiago besetzen 300 Fa- 
milien Land, um neue informelle Wohngebiete zu errichten. Bauern und 
Bäuerinnen marschieren durch südliche Dörfer und solidarisieren sich mit 
der primera linea in Santiago. Auch die indigenen Mapuche solidarisieren 
sich mit der Bewegung. Zudem waren symbolische Aktionen von großer 
Bedeutung. So wurden im Süden des Landes Statuen von ehemaligen Ko- 
lonialherren von den Sockeln gerissen. 


20 »Retrato de un clan de la Primera Linea«, https://ciperchile.cl/, Zugriff: 6.1.2020. 
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Verlauf der Kämpfe und die Machtressourcen des pueblos 

Die Klassenkämpfe stellten folglich weniger die direkten Arbeitsverhält- 
nisse, als die soziale Infrastruktur, die Lebenshaltungskosten sowie ökolo- 
gische Ressourcen ins Zentrum. Der Ort und die Konfliktform der Proteste 
spiegeln zugleich die besondere Konfiguration der Machtressourcen der 
Bewegung wider. Direkte Produktionsmacht innerhalb des kapitalistischen 
Sektors kommt ihr nur vereinzelt zu. Gerade die zentralen Knotenpunkte 
der strukturellen Macht, die Häfen und extraktivistischen Unternehmen, 
wurden weniger durch Streiks der Beschäftigten, als durch Blockaden »von 
außen« stillgelegt. Auch transformierte sich die enorme Beteiligung auf den 
Straßen nicht in institutionelle Macht innerhalb der politischen Apparate. 
Selbst das junge, linke Parteienbündnis Frente Amplio vermochte nur ein- 
zelne Kompromisse zu erlangen und handelten sich den Vorwurf ein, die 
Bewegung verraten zu haben. Schließlich wurde sogar die Einigung über 
ein Referendum für eine neue Verfassung von vielen nur als ein Scheiner- 
folg gesehen, mit dem die Regierung Zeit gewinnen wolle. Doch selbst das 
Referendum wurde aufgrund der Corona-Pandemie nun vorerst auf Okto- 
ber 2020 verschoben. Auch auf der Ebene der repressiven Staatsapparate 
gelang es der Bewegung nicht, die politisch herrschende Klasse ernsthaft 
zu spalten. Zwar stellte sich die Armeeführung quer, als Pifiera mit dem 
Gedanken spielte, ein zweites Mal den Ausnahmezustand auszurufen und 
das Militär auf die Straßen zu schicken, doch verweigerte nur ein einziger 
Soldat den Befehl, als das Militär das erste Mal schwer bewaffnet und mit 
Panzern die Straßen zurückgewinnen sollte.?! 

Die massive Beteiligung an den Protesten transformierte sich bisher - an- 
stelle von struktureller und institutioneller Macht - eher in eine diskursive 
und öffentliche Macht, die an langen Protesttraditionen der linken Kultur 
anknüpfen kann. Ein entscheidender Faktor war zudem, dass die jüngere 
Generation die Militärdiktatur nicht miterlebt und keine Angst vor den re- 
pressiven Maßnahmen gezeigt hat. Unter dem Motto »ihr habt uns so viel 
geklaut, dass ihr uns sogar die Angst genommen habt«?? gingen sie protes- 
tieren. Diese Mobilisierungsfähigkeit hat die Bewegung seither ausgemacht. 
Sie sind in bestimmten Situationen imstande, innerhalb weniger Stunden und 
nur mit Hilfe sozialer Medien Hunderttausende Millionen Chilen(inn)en zu 
mobilisieren, obwohl sich dabei sowohl Veranstaltungsort als auch aufru- 
fende Organisation häufig veränderten. 


21 »Soldado del ejercito lleva 5 dias detenido por negarse a cumplir labores de toque de 
queda«, https://edition.cnn.com/ (25.10.2019) 
22 Im spanischen Original: »Nos quitaron tanto, que nos quitaron hasta el miedo«. 
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Trotz fehlender politischer Führung der Bewegung ist sie bemerkenswert 
gut organisiert. Dabei wurde einerseits auftraditionelle Protest- und Organi- 
sationsformen wie etwa die cacerolazos”°, asambleas und cabildos”* oder Volks- 
küchen zurückgegriffen. Die starke Beteiligung an den asambleas und cabildos 
und das gemeinsame Erarbeiten der Forderungen auf lokaler Ebene hat nicht 
nur eine gute Organisationsstruktur geschaffen, sondern die Politisierung 
stark befördert. Während der großen Demonstrationen wurde zudem die 
Gesundheitsversorgung der Teilnehmer(inn)en durchgehend durch Freiwil- 
ligenarbeit und Materialspenden gewährleistet. Auch die Essensversorgung 
wurde von Freiwilligen während der Demonstrationen abgedeckt. Die Orga- 
nisation ging allerdings weit über die Proteste hinaus. Nach der starken Be- 
schädigung der Infrastruktur durch die langen Proteste (in Innenstädten gab 
esnach einigen Wochen z.B. keine Ampeln mehr) leiteten Freiwillige nun über 
Wochen den Verkehr. Innerhalb weniger Tage entstanden neue Radiosender, 
die exklusiv zur Oktoberrebellion berichteten. Bekannte und beliebte Fernseh- 
moderator(inn)en kündigten aus politischer Überzeugung oder wurde wegen 
ihrer politischen Statements entlassen und gründeten ein viel gesehenes, un- 
abhängiges politisches Fernsehprogramm als Diskussionsplattform für und 
unter Aktivist(inn)en und und als Alternative zu den nationalen Medien mit. 

Eine lange linke Tradition im Land half allerdings nicht nur bei der Or- 
ganisation, sondern auch bei der schnellen Definition der Richtung der For- 
derungen. Während es weder linken Parteien und Gruppierungen noch den 
Gewerkschaften wirklich gelungen war, die Proteste hinter sich zu verei- 
nen - und anfangs seitens der Teilnehmer(innen) teilweise betont wurde, es 
handle sich weder um eine linkenoch eine rechte Bewegung, sondern einzig 
und allein um die Forderung eines würdevollen Lebens - war es besonders 
die linke Kultur, die eine klare Richtung und die Einheit hinter traditionell 
linken Forderungen ermöglicht hat. Traditionelle Lieder von Victor Jara, Vi- 
oletta Parra oder den Prisioneros wurden kollektiv gesungen und waren die 
ersten Anzeichen dafür, dass sich der anfangs scheinbar unpolitische und 
chaotische Aufstand in eine linke politische Tradition einreihte. Es zeigte 
auch, dass die Skepsis, sich als links zu bezeichnen, nicht Ausdruck einer 
generellen Politikverdrossenheit war, sondern vielmehr die Unzufrieden- 
heit mit der politischen Klasse und den bestehenden Parteien zum Ausdruck 
brachte. Besonders die Forderungen und die klare Identität als pueblo zeigt 


23 Das laute schlagen auf Töpfe mit Gegenständen wie etwa Metalllöffeln. Diese Protest- 
formen wurden besonders in der Diktatur genutzt, da sie den Vorteil haben, dass sie auch 
von zu Hause unter Ausgangssperre effektiv sind. 

24 Cabildos sind kommunale Räte und Versammlungen und haben in Chile eine lange 
Tradition. 
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deutlich den Klassencharakter der Bewegung und die Konfliktachse entlang 
der Klassenverhältnisse. 

Chile besitzt allerdings nicht nur eine lange sozialistische Kultur, sondern 
eine beispiellose Geschichte antikolonialer Kämpfe. Die indigenen Mapuche 
gelten bis heute als unbesiegt. Sie wurden von den Spanier(inne)n gefürch- 
tet und respektiert und verloren ihr autonomes Gebiet erst nach der Unab- 
hängigkeit des Landes. Seitdem kämpfen sie für die Wiedergewinnung ihrer 
politischen Autonomie und ihrer Territorien. Vor allem aber verkörpert ihre 
Weltanschauung eine sehr anschlussfähige Alternative zu den Missständen 
auf die in den Aufständen hingewiesen wird. Der Kampf der Mapuche ist 
somit nicht nur antikolonial, antiimperialistisch und antikapitalistisch, es 
handelt sich dabei auch um eine kompromisslose ökologische, soziale und 
anti-extraktivistische Bewegung, die eine Verdichtung der Forderungen der 
gesamten Gesellschaft darstellt und gleichzeitig einen möglichen Inhalt für 
eine Utopie bietet. Während die indigene Abstammung vieler Chilen(inn) 
en lange als Diskriminierungsfaktor oder Karrierehindernis wahrgenom- 
men wurde, hat die indigene Identität nun einen Vorbildcharakter erlangt. 
Ein zentrales Symbol des Aufstands war so auch rasch die Mapuche-Flagge 
geworden,?? die für deren Autonomiebewegung steht. 


Der Aufstand und die Pandemie 

Chile entwickelte sich zu einem der Länder mit den höchsten Fallzahlen in 
Beziehung zur Einwohnerzahl. Seitdem wurde eine landesweite Quarantä- 
ne zusammen mit einer nächtlichen Ausgangssperre und erneutem Einsatz 
des Militärs ausgerufen. Mitte Juli wurde trotzdem die Marke von 300.000 
Fälle überschritten.?° Schon vor der Pandemie stand das kommodifizierte 
Zwei-Klassen-Gesundheitssystem in der Kritik. Ein »Recht auf Gesundheit« 
gehörte zu einer der Hauptforderungen der Oktoberrebellion. Während die 
Privatversicherten einen Service genießen, der über den europäischen Stan- 
dards liegt, haben staatlich Versicherte keinen Zugang zu guter medizini- 
scher Behandlung. 26.000 Chilen(inn)en sterben jährlich, bevor sie behandelt 
werden können, während sie auf der Warteliste auf einen Krankenhausplatz 
stehen.?? Viele Leistungen müssen von den Patient(inn)en selbst übernom- 
men werden. Die Pandemie hat diese Ungleichheit erheblich zugespitzt: In 
öffentlichen Krankenhäusern sind die Corona-Sterberaten doppelt so hoch 


25 »El protagonismo de la bandera mapuche en la gran marcha«, https://interferencia. 
cl (27.10.2019). 

26 »Cifras oficiales Covid-19«, https://www.gob.cl/ (21.7.2020). 

27 »26 mil personas fallecieron en 2018 mientras se encontraban en listas de espera«, 
https://www.biobiochile.cl/ (1.8.2019). 
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wie in privaten Kliniken? Bei einem völlig überlasteten Gesundheitssystem 
bleibt vielen nur der Tod oder die Inanspruchnahme extrem teurer priva- 
ter Leistungen: Krank zu werden ist ein weiterer häufiger Grund, um in die 
Schuldenspirale zu gelangen - derzeit weitaus mehr als gewöhnlich. 

Auch die Dringlichkeit ökologischer Probleme wird nun noch deutlicher. 
Schon allein die Tatsache, dass 380.000 Haushalte in Chile keinen Zugang zu 
Trinkwasser haben und größtenteils unbehandeltes Wasser nutzen, zeigt die 
schlichte Unmöglichkeit unter diesen Bedingungen die Hygienemaßnahmen 
einzuhalten.?”In manchen Gebieten - wie der südlichen Insel Chiloe oder einer 
Reihe von Mapuche-Gemeinschaften aus den Regionen Bio-Bio und Araucania 
- erstellten die Bewohner(innen) selbst cordones sanitarios (gesundheitliche 
Schutzzonen) als Antwort auf die fehlenden staatlichen Maßnahmen, indem 
sie die jeweiligen Gebiete mithilfe von Barrikaden und Straßensperrungen 
abriegelten, um das Eindringen des Virus zu vermeiden. 

Die Corona-Pandemie hat die bestehenden Missstände noch einmal be- 
sonders deutlich aufgezeigt und das Motto der Proteste sprang von der For- 
derung nach »Würde« auf »Hunger« um. Die Proteste forderten effektive 
staatliche gesundheitliche und wirtschaftliche Schutzmaßnahmen sowie 
direkte staatliche Hilfe für die Bevölkerung. Besonders in den Armen- und 
Arbeiter(innen)vierteln stieg die Wut und der Unmut, nachdem die Regie- 
rung durch mehrere Gesetze vor allem die großen Unternehmen schützte 
und die Bevölkerung gleichzeitig im Stich ließ. Viele Menschen haben ihren 
Job verloren, Scheinselbstständige, Selbstständige und informell Beschäftigte 
können seit Monaten nicht arbeiten gehen. Staatliche Hilfen kommen selten 
und sind unzureichend. Die Möglichkeit des sozialen Abstiegs wird für viele 
jetzt zur Realität: »Wenn uns das Virus nicht tötet, tötet uns der Hunger« ist 
auf den Plakaten zu lesen. Den meisten in den Armenvierteln gelingt es der- 
zeit nur durch Selbstorganisation zu überleben. Unter der Aufschrift »nur 
das Volk hilft dem Volk« werden überall (Lebensmittel-) Spenden gesam- 
melt, Volksküchen organisiert und Essensausgaben verteilt. Die Klassenzu- 
gehörigkeit wurde auf materieller Ebene deutlicher. Einerseits hat sich die 
Trennlinie zwischen den Profiteur(inn)en des Systems und den Ausgebeu- 
teten, Enteigneten, Prekären und Überflüssigen in den letzten Monaten klar 
gezeigt. Andererseits hat sich das pueblo durch die Ausweitung praktischer 
sozialer Hilfe von einemrein politischen zu einem sozialen Akteur erweitert. 


28 »Coronavirus: tasa de mortalidad de los hospitales püblicos metropolitanos duplica la 
de las clinicas«, https://ciperchile.cl/ (21.6.2020). 

29 »Cerca de la mitad de la poblaciön rural vive sin agua potable«, https://www.laterce- 
ra.com/ (2.6.2019). 
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Die Corona-Krise hat also sowohl die Prekarität als auch die Ungleichheit 
und das Klassenbewusstsein verstärkt. Die daraus resultierenden Proteste 
wollte der Präsident mit stärkerer Repression kontrollieren. Deshalb erließ 
er ein neues Gesetz, durch das bei Verstoß gegen die Corona-Einschränkun- 
gen bis zu fünf Jahre Haft drohen. Gleichzeitig verhängte er eine totale Aus- 
gangssperre und schickte das Militär für Personenkontrollen auf die Stra- 
Re. Zwischenzeitlich kam es aufgrund dieser umfassenden Kontrollen zu bis 
zu 10.000 Inhaftierungen pro Woche.?® Doch diese repressive Strategie ging 
nicht auf. Die Kombination aus einem weiterhin abwesenden Staat, der stei- 
genden Not der Bevölkerung und den anhaltenden Hungerprotesten, hat 
nun zu einer Spaltung innerhalb der Regierungskoalition »Chile Vamos« ge- 
führt. Viele rechte und konservative Parlamentarier(innen) erklärten sich 
mittlerweile bereit, die Unantastbarkeit gewisser Grundpfeiler des neolibe- 
ralen Systems, wie etwa des Rentensystems, infrage zu stellen, um dadurch 
die materielle Not der Bevölkerung zu lindern. Somit kehrten sie nicht nur 
Pifiera in einem entscheidenden Moment den Rücken zu, sondern entziehen 
der besitzenden Klasse auch die Sicherheit der uneingeschränkten Vertre- 
tung ihrer Interessen. 


5. Schlussfolgerung: periphere Klassenkämpfe 


Das sozialwissenschaftliche Verständnis der zentralen Konflikte in kapitalis- 
tischen Gesellschaften wurde wesentlich durch Autoren wie Karl Marx und 
Karl Polanyi geprägt. Während Marx davon ausging, dass die großindustri- 
elle kapitalistische Produktionsweise Klassenkämpfe zwischen Kapital und 
Arbeit zur zentralen Konfliktdynamik machen würde, fänden die zentralen 
Konflikte in den Augen von Polanyi nicht zwischen den Klassen und nicht auf 
der Ebene der Produktion, sondern um die Fragen der Kommodifizierung der 
zentralen gesellschaftlichen Güter statt. Auf den ersten Blick scheint es sich 
im chilenischen Fall genau um derartige polanyische Kämpfe zu handeln, um 
Kämpfe gegen die zunehmende Privatisierung von sozialen Infrastrukturen 
und ökologischen Ressourcen. Dies gilt deshalb, weil Auseinandersetzungen 
innerhalb der Betriebe - im Gegensatz zur marxschen Prognose - nur einen 
Austragungsort unter vielen und Arbeitsverhältnisse lediglich einen Gegen- 
stand der Konflikte neben anderen darstellen. Allerdings handelt es sich auch 
nicht um polanyische Konflikte, die sich zwischen dem Markt auf der einen 
und einem klassenübergreifenden Akteur auf der anderen Seite abspielen 


30 »Toque de queda en Chile: ministro de salud pide »aplicar mäs fuerza« y llevan 10 mil 
detenidos en una semana«, https://www.nodal.am (16.6.2020). 
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würden. Die peripheren Klassenkämpfe in Chile enthalten vielmehr Elemen- 
te marxscher Klassenkämpfe sowie polanyischer Konflikte, ohne jedoch mit 
diesen übereinzustimmen. 

Wir sprechen im chilenischen Fall von peripheren Klassenkämpfen, weil diese 
erstens zwischen zwei sozio-ökonomischen Großgruppen als Akteure geführt 
werden, die wir als pueblo auf der einen und der besitzenden Klasse auf der 
anderen Seite beschrieben haben. Zweitens bestehen zwischen diesen beiden 
Gruppen Klassenverhältnisse in dem Sinne, dass die besitzende Klasse durch 
die Kausalmechanismen der Ausbeutung, der Kommodifizierungsachse und 
der Aneignung in einem ständigen antagonistischen ökonomischen Verhält- 
nis zu den Volksklassen des pueblos steht. Unter dem Begriff der asymmetri- 
schen Kommodifizierung haben wir darauf hingewiesen, dass sich ein prekä- 
res Gesundheits-, Bildungs-, Renten- und Beschäftigungssystem sowie eine 
Enteignung der ökologischen Ressourcen im Zuge des neoliberalen, extrak- 
tivistischen Wirtschaftsmodells zu einer permanenten Alltagserfahrung der 
einfachen Bevölkerung verdichten und dass ihre Prekarität das Spiegelbild 
der Profite und Geschäfte der besitzenden Klasse darstellt. Zwischen den so- 
zioökonomischen Gruppen gibt es folglich auch eine Aneignungs- und Aus- 
beutungsbeziehung, die Grundlage des Konfliktes ist, auch wenn diese häufig 
über die Ebene der Verteilung und der Zirkulation verläuft. Dem politischen 
Akteur des pueblos liegt damit eine gemeinsame sozioökonomische Position 
und Erfahrung sowie ein gemeinsamer sozio-ökonomischer Antagonismus 
zugrunde. Drittens stellt die politische und soziale Identität »pueblo« mitt- 
lerweile eine explizite Klassenidentität dar, mit der sich die Beteiligten von 
der politischen und ökonomischen Elite abgrenzen. Diese drei Eigenheiten 
des chilenischen Falles halten wir für Phänomene, die weit über Chile hinaus 
viele (semi-)periphere Länder betreffen. Das gilt für die sozio-ökonomische 
Erfahrung der Prekarität gegenüber einer Klasse, die daraus Profite schlägt, 
genauso wie für die große Rolle der Identität »Volk«, die in vielen Ländern 
(nicht nur) des postkolonialen Globalen Südens eine entscheidende Rolle 
spielt. Konflikte um soziale Infrastruktur, territoriale Kontrolle und ökolo- 
gische Ressourcen müssen in Ländern des Globalen Südens nicht einfach als 
Kämpfe gegen Externalisierung, Kommodifizierung oder kapitalistische Land- 
nahmen, sondern als periphere Klassenkämpfe verstanden werden. 

Da die von uns diagnostizierte Form der Klassenkämpfe nicht so sehr in- 
nerhalb der kapitalistischen Produktionsweise, sondern vielmehr um die Vo- 
raussetzungen von Produktion und Reproduktion der semiproletarischen 
Haushalte geführt wird, entbehren die Protestierenden in der Regel auch 
Machtressourcen, die ihnen in klassischen marxschen Klassenkämpfen zu- 
kommen. Dies betrifft vor allem die Produktionsmacht von Beschäftigten in 
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industriellen Großbetrieben, die lediglich semiperipheren Klassenkonflikten 
in Ökonomien zukommt, in die sich die Industrien verlagern (Silver 2003: 
22f.), nicht aber peripheren Klassenkämpfen in extraktivistischen Ökonomi- 
en. Periphere Klassenkämpfe sind zwar dadurch gekennzeichnet, dass ihnen 
ihre Nicht-Integriertheit in das dauerhafte Arbeitsverhältnis in der kapita- 
listischen Weltökonomie auch an Radikalität verleihen kann. Dadurch liegen 
ihre zentralen Machtressourcen aber auch eher im Bereich der diskursiven, 
öffentlichen Macht sowie den direkten und territorialen Aktionsformen und 
der Aneignung von Gebieten, wie die informellen urbanen Besetzungen durch 
pobladores oder die Kämpfe der indigenen Mapuche um Autonomie im Süden, 
die Maristella Svampa zusammenfassend mit dem Begriff der öko-territori- 
alen Wende der Konflikte beschrieb (Svampa 2019: 41ff.). 

Die arbeitende Bevölkerung in der Peripherie erlebt das ständige Gefühl 
der Marginalität, Prekarität und des Überflüssigseins. Nicht zuletzt deshalb 
hat das Lied »El baile de los que sobran« (Der Tanz der Überflüssigen) der 
chilenischen Band Los Prisioneros das Grundgefühl des pueblos, wenn über- 
haupt, prekär in die kapitalistische Ökonomie integriert zu sein, schon in 
den 1980er Jahren so auf den Punkt gebracht. Das Lied wurde bei den chileni- 
schen Protesten genauso wie später in Kolumbien zu Tausenden gemeinsam 
gesungen und beförderte die Identität des pueblo sowie die Anknüpfung an 
eine linke Kultur und Weltanschauung. Für den weiteren Verlauf des chile- 
nischen Aufstands liegen damit drei Szenarien auf der Hand: Erstens könn- 
ten die Proteste aufgrund der materiellen Not, die insbesondere die Coro- 
na-Krise verursacht, sowie aufgrund der starken Repression, immer weiter 
rückläufig werden. Zweitens könnte sich aus der breiten Unzufriedenheit 
mit der besitzenden Klasse schließlich doch noch eine parteiförmige poli- 
tisch Repräsentation des pueblos innerhalb der Institutionen herausbilden, 
die mehr Vertrauen genießt als derzeit die Kommunistische Partei und das 
Bündnis Frente Amplio. Drittens könnten die Proteste fortdauern und außer- 
institutionell bleiben. Dann hängt ihre Durchsetzungskraft wesentlich davon 
ab, inwiefern die zunehmende Militanz, mit der die Auseinandersetzungen 
ausgetragen werden, von großen Bevölkerungsteilen mitgetragen wird. Ins- 
besondere im letzten Fall wäre die Fortdauer der internationalen Solidarität, 
die die chilenischen Proteste rund um die Welt erfahren haben, von entschei- 
dender Wichtigkeit, um Druck auf ein Regierung auszuüben, die nicht damit 
zögert, stärkste Gewaltmittel einzusetzen. Die internationale Solidarität die 
sich derzeit unter feministischen Kämpfen weltweit zeigt und letztlich mit 
der lauffeuerartigen Verbreitung der Choreographie des chilenischen Kol- 
lektivs »LasTesis« deutlich wurde, könnte in dieser Hinsicht als Vorbild für 
eine länderübergreifende Klassensolidarität fungieren. 
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Zusammenfassung: Es gibt zahlreiche soziale Kämpfe. Der Begriff der Klasse spielt da- 
rin keine oder nur eine geringe Rolle. Über Klasse wird vielfach als eine sozialstruk- 
turelle Gegebenheit oder Nicht-Gegebenheit diskutiert. Der Beitrag argumentiert, 
dass Klasse den Kämpfen kein äußerliches, zugrundeliegendes Verhältnis ist, son- 
dern die Kämpfe gerade in ihren verschiedenen Formen als Klassenkämpfe dechiff- 
riert werden sollten. Bei Klasse geht es nicht um eine partikulare Identität, sondern 
der Signifikant »Klasse« konstituiert eine Kette von Widersprüchen und macht sie 
zum Gegenstand praktischer Kritik. 


Schlagwörter: Klasse, Klassenkampf, Performativität 


Undoing Class 

Does it matter to speak in terms of class, class struggle and class politics? 
Abstract: The notion of class plays only a minor role in analyses of social inequality 
and social development, although class structures are still reproduced in new forms 
and on higher levels. However, class is not a category that exists independently or 
outside of social relations. Instead, it should be conceived of as collective practices 
of struggle. But if all struggles - and there exist many in the different conjunctures 
of capitalist development - are class struggles, what is specific about each of them 
and what particular meaning has the term »class«? It is argued that »class« is a sig- 
nifier constituting a chain of contradictions beyond identity to overcome the ever- 
lasting problems (like destruction of nature, racism, sexism) that are constitutive 
for capitalism. 
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D er Überlegung von Marx zufolge ist die Geschichte eine Geschichte von 
Klassenkämpfen. Dies scheint im Widerspruch zur Analyse des Kapital 
zu stehen, in dem Marx immer wieder systemtheoretisch zu argumentieren 
scheint, wenn er vom Wert, der von einer Form in die andere übergeht, von 
Ware in Geld, als einem automatischen Subjekt spricht (MEW 23: 169). Aus die- 
sem Blickwinkel betrachtet, sind die Bildung von Klassen und Klassenkampf 
etwas, was auf einer anderen logischen Stufe als der Systemanalyse des Pro- 
duktionsprozesses des Kapitals in Erscheinung tritt. Zunächst, so scheint es, 
werden verselbstständigte, sich selbst reproduzierende ökonomische Struk- 
turen analysiert, die geronnene Objektivität darstellen, die gleichsam sub- 
jektfrei funktionieren können: das Kapital als sich selbst verwertender Wert, 
ein Prozess, in dem die Intentionen, das Handeln, keine Bedeutung zu haben 
scheinen. Erst in einem zweiten Schritt kommt es zur Formierung von sozia- 
len Akteuren und ihrem Handeln, tritt zur Logik die Geschichte der Kämpfe 
hinzu. Doch hat Marx Pläne, systematisch über Klassen zu schreiben, nicht 
verwirklichen können. 

Allerdings lässt sich demgegenüber auch argumentieren, dass die Klas- 
sen die gesamte Analyse des Produktions- und Reproduktionsprozesses des 
Kapitals durchziehen. Denn er schreibt auch: »Der Kampf zwischen Kapita- 
list und Lohnarbeiter beginnt mit dem Kapitalverhältnis selbst.« (MEW 23: 
451) Meiner Ansicht nach ist diese Formulierung theoretisch von zentraler 
Bedeutung. Denn Marx macht damit deutlich, dass das Kapitalverhältnis von 
vornherein als ein soziales Verhältnis des Kampfes begriffen werden muss. 
Dass es überhaupt Kapital gibt und mithin also Verwertung von Kapital durch 
Aneignung von lebendigem Arbeitsvermögen durch Kapitaleigentümer, ist 
selbst bereits Ergebnis einer Auseinandersetzung zwischen Individuen, die 
sich darin zur Klasse formieren. Jeder weitere Vorgang im Kapitalverhältnis 
- und dazu gehört auch der Aspekt der Automatisierung des Prozesses - ist 
wiederum eine Gestalt des Klassenkampfs und wird im und durch den Klas- 
senkampf selbst reproduziert. Anders gesagt, die Begriffe des Kapitals müssen 
als Formen der Auseinandersetzung zwischen Menschen um die Mehrarbeit 
und die Aneignung ihres Produkts dechiffriert werden. 

In diesem Sinn will ich die Überlegungen von Nicos Poulantzas verste- 
hen. Aus seiner Sicht gibt es nicht die Klassen in der Ökonomie als Ebene der 
Struktur, die dann auf der Ebene der Politik in ein Kampfverhältnis eintre- 
ten. Klassen sind immer im Kampf, der Antagonismus bestimmt die Existenz 
der Individuen und ihres Zusammenlebens. In den Kämpfen selbst wiederum 
werden die Verhältnisse reproduziert, unter denen die Individuen weiterhin 
als Klassensubjekte formiert werden. »Die gesellschaftlichen Klassen bedeu- 
ten für den Marxismus Widersprüche und Klassenkampf in ein und dersel- 
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ben Bewegung: die gesellschaftlichen Klassen existieren nicht a priori, als 
solche, um anschließend in den Klassenkampf einzutreten, was die Annah- 
me zuließe, es existierten Klassen ohne Klassenkampf. Die gesellschaftlichen 
Klassen umgreifen Klassenpraktiken, d.h. den Klassenkampf, und sind nur 
in ihrem Gegensatz faßbar.« (Poulantzas 1975: 14) Die Überlegung von Pou- 
lantzas ist theoretisch von Bedeutung, weil er der Formulierung von Marx 
folgt und die Kämpfe nicht als einen besonderen Bereich fasst, der neben das 
Kapital oder die sozialstrukturelle Bestimmung der Klassen tritt. Wenn die 
Klassen sich immer im Kampf befinden, dann müssen alle Existenzformen 
der Klassen als eine spezifische Form des Klassenkampfs verstanden werden. 
Es soll auch implizieren, dass alle Kämpfe Klassenkämpfe sind, weil die Be- 
wegung dieser Kämpfe jene Verhältnisse hervorbringt, unter denen Klassen 
und die Klassensubjekte auf erweiterter Stufenleiter reproduziert werden. 
Allerdings finden viele dieser Kämpfe nicht in Begriffen der »Klasse«, son- 
dern in vielfältigen Formen statt: als Kämpfe des Volkes gegen die Macht, 
der Bürger_innen um Rechte, der Frauen gegen das Patriarchat, der Rassifi- 
zierten gegen die Suprematie, der Naturschützer_innen gegen die Industrie 
oder den Konsumismus. Es ergibt sich daraus die Frage, welche Bedeutung 
die Spezifität solcher Kämpfe wie die des Antirassismus, des Antisexismus, 
ökologische Kämpfe oder solche um Bildung im Verhältnis zu den Kämp- 
fen haben, die ausdrücklich unter Bezug auf »Klasse« geführt werden. Dies 
möchte ich im Weiteren klären. 


Poulantzas und die Performativität von Klasse 


Die Überlegung von Poulantzas verändert den Begriff des Kampfes. Dieser 
besteht - wie auch die Arbeiten der Kritischen Theorie, Pierre Bourdieus oder 
der Cultural Studies gezeigt haben - aus einer Vielzahl von gesellschaftlichen 
Praktiken: die Tatsache, dass ein Individuum in die Form der Lohnarbeit ge- 
zwungen wird, die Wahl einer Qualifikation, die Anordnung der Arbeitsplätze, 
die Sicherheitskontrollen, die Festlegung von betrieblichen Hierarchien, das 
Verhalten am Arbeitsplatz, die Meckereien und kleinen Sabotagen, Pausen 
oder Abwesenheiten. Dazu gehören auch der Wohnort und die Wohnform, 
das Freizeitverhalten, die Sexualpraktiken, die Ernährungsgewohnheiten 
einschließlich des Alkoholkonsums, das Verhältnis zu eigenen Kindern und 
deren Zukunft. All diese Praktiken können schließlich zu außeralltäglichen 
Formen des Protests und zu Streiks führen. Aber diese sind eher Endpunkte 
der alltäglichen Kämpfe. Auch die Tatsache, dass keine großen Mobilisierun- 
gen und offenen Kämpfe stattfinden, dass sich die sozialen Lager nicht aus- 
drücklich gegenüberstehen, bedeutet nicht die Abwesenheit und das Ende 


431 


Alex Demirovid 


der Klassenkämpfe, sondern ist als eine spezifische Form der Klassenausei- 
nandersetzung, als eine besondere Phase derselben zu begreifen. 

Zunächst einmal legt dies die Annahme nahe, die Arbeiter_innen seien 
weitgehend unterworfen und ohnmächtig, sei es, weil der Druck der ökono- 
mischen Verhältnisse so stark oder weil die Repression erheblich ist und die 
Spielräume zu autonomem Handeln also sehr klein sind. Denkbar ist jedoch 
auch, dass ein relevanter Anteil der Arbeiter_innen durch relativen Wohl- 
stand an der Lebensweise der bürgerlichen Klasse partizipiert: Ernährung, 
Freizeit, Reisen, Automobilität, Immobilienbesitz; relative Zufriedenheit, 
Abhängigkeiten (von Arbeitsplatz, Einkommen, Krediten) und Unterord- 
nungsbereitschaft können die Folge sein. Vieles von dem, was die Arbeiter- 
bewegung seit Ende des 18. Jahrhunderts gefordert hat, wurde erreicht: das 
allgemeine gleiche Wahlrecht, die Institutionalisierung der Gewerkschaften, 
geregelte Lohnerhöhungen und für viele Arbeitende ein erwartbarer und sta- 
biler Alltagswohlstand. Auch ein wohlfahrtsstaatliches Aufstiegsversprechen 
ging für einen Teil der Arbeiterhaushalte in Erfüllung: Kinder konnten über 
die Bildungsinstitutionen einen Aufstieg schaffen, der sie bis in bürgerliche 
Lebenszusammenhänge führte (vgl. Eribon 2016; Nachtwey 2016). Das ist in 
mehrfacher Hinsicht von Bedeutung. Der Bildungsaufstieg bestätigt erstens 
die meritokratische Ideologie der Aufstiegsmobilität. Gleichzeitig kommt es 
zweitens zu einer Entwertung der traditionellen schulischen Abschlüsse und 
Ausbildungsprozesse der Facharbeiter_innen. Drittens distanziert es die Bil- 
dungsaufsteiger_innen von ihrer Herkunftsklasse bzw. deren traditionellen 
Kategorien. Das hat Folgen: Viele der intellektuell Interessierten tragen zu 
einer Veränderung der Arbeiter_innenklasse in der Gestalt neuer Tätigkeiten 
oder temporärer prekärer Beschäftigungsverhältnisse bei. Andere sind nicht 
mehr unmittelbar innerhalb der Arbeiter_innenklasse aktiv, sie tragen hier 
also nicht mehr zur bewussten Auseinandersetzung um Widersprüche und 
Organisation bei, sondern müssen sich nun auf anderen sozialen Feldern be- 
währen, weil sie überwiegend Teil eines sich erneuernden Kleinbürgertums 
geworden sind und über Staats- und Kulturapparate vermittelt mit der Ge- 
sellschaft verbunden sind. 

Hinzu kommt: Die Verbesserung der Lebenslage von Arbeiter_innen- 
haushalten hat sich in einem enorm widersprüchlichen historischen Prozess 
durchgesetzt, der von polizeilicher Gewalt, Krieg, Verfolgung, Lagern oder 
Folter, Klassenjustiz, von persönlichem Verrat, von Anpassung an Mächti- 
ge, Opportunismus, Resignation oder Migration gekennzeichnet war. Zudem 
haben die Erfahrungen, die die Lohnabhängigen mit Kommunist_innen und 
Sozialdemokratie, mit der Sozialpartnerschaft, der sozialistischen oder au- 
tonomen Linken machen mussten, keineswegs den Ansprüchen aufradikale 
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Emanzipation vom Schicksal der Lohnarbeit genügt. In staatssozialistischen 
Ländern gab es Unterdrückung und Ausbeutung, autoritäre und korrupte 
Formen der Herrschaft wurden im Namen von Demokratie und Sozialismus 
praktiziert. Das aber bedeutet in der Konsequenz, dass es langfristiger Neu- 
orientierung und Vorbereitung bedarf. 

Poulantzas folgend, kann man annehmen, dass die Kämpfe nicht allein 
direkt und in offener Form ausgetragen werden, sich die Gesellschaft nicht 
in jeder Konjunktur auf gleiche Weise polarisiert, sondern auch den Eindruck 
einer relativen Homogenität vermitteln kann. Es bedarf der Aufmerksamkeit, 
wo sich Kämpfe jeweils entfalten. Die Formen, die Zeitpunkte, die Orte sind 
nicht festgelegt. Die sozialen Kämpfe werden nicht zwangsläufig in Begrif- 
fen der Klasse ausgetragen. Ständige Formierung anderer Konfliktachsen 
und Verschiebungen in solche anderen sozialen Kämpfe und Verdichtungen 
in Themen und Begriffen können stattfinden, die oberflächlich betrachtet 
weit vom Thema der Klasse entfernt sind. In diese Richtung argumentieren 
Theodor W. Adorno und Louis Althusser. 


Adorno und die Privatisierung des Klassenkampfs 


Die Überlegungen von Adorno sind, wie ich im Folgenden erläutern möch- 
te, bemerkenswert, weil er dem lukäcsschen Verständnis von Klasse und 
Klassenbewusstsein verpflichtet war, aber diesen Rahmen verlassen hat. Er 
vertrat die Ansicht, dass eine sozialstrukturell vorhandene Klasse eigentlich 
auch ein Klassenbewusstsein ausbildet. Wenn aber dauerhaft auf der Ebene 
der Erscheinung den sozialstrukturellen Lebensbedingungen kein Bewusst- 
sein entspricht, dann, so seine an Hegels Wesenslogik anschließende Über- 
legung, wonach das Wesen erscheinen müsse, müsste sich im Wesen der ka- 
pitalistischen Lebensverhältnisse etwas geändert haben (Adorno 1964: 84). 
»Der Klassenkampf alten Stils, im Sinn des Marx’schen Manifests, ist, einem 
Wort von Brecht zufolge, virtuell unsichtbar geworden. Seine Unsichtbarkeit 
selber ist nicht zu trennen von den Strukturproblemen. Tatsächlich sind die 
Manifestationen des Klassenverhältnisses in weitem Maß in den Funktions- 
zusammenhang der Gesellschaft eingebaut worden, ja als Teil ihres Funktio- 
nierens bestimmt. Das allerdings ist insofern kein Novum, als die Gesellschaft 
sich nicht nur trotz des Klassenverhältnisses am Leben erhielt, sondern durch 
es hindurch.« (Adorno/Jaerisch 1968: 183) Nach seinem Verständnis hat die 
bürgerliche Gesellschaft die Arbeiterklasse bereits im 19. Jahrhundert inte- 
griert und sich durch den geregelten Konflikt mit ihr erweitert reproduziert. 
»Der Antagonismus, der die Arbeiter zur Organisation verhielt und insofern 
bereits »integrierte«, hat sie anwachsend mit dem verbunden, wogegen ihre 


433 


Alex Demirovid 


Cadres in den frühen und wildwüchsigen Zeiten des beginnenden Hochka- 
pitalismus stritten.« (Ebd.) Dies trug dazu bei, dass die Arbeiter_innen kein 
Bewusstsein mehr als Klasse ausbildeten. Adorno insistiert darauf, dass die 
Bestimmung der Klasse jedoch nicht vom Bewusstsein abhängt. Durch die 
Integration sei der objektive Antagonismus nicht verschwunden, seine Ma- 
nifestationen im Kampf seien neutralisiert worden. Adorno und Jaerisch 
vermuten nun, dass die Klassengegensätze sich in einer veränderten Gestalt 
manifestieren: nämlich eher im privaten Bereich und in den gesellschaftli- 
chen Phänomenen. »Trifft zu, daß die Gesellschaft zur antagonistischen To- 
talität sich entfaltete, so ist fast jeder nach gängiger Rede partikulare Kon- 
flikt deren Deckbild.« (Ebd.: 187) Der objektive Antagonismus äußert sich 
verschoben in scheinbar zufälligen Konflikten, in Randphänomenen, dort, 
wo Integration noch nicht stattgefunden habe oder im »Abhub der Erschei- 
nungswelt«, in irrationalen Ausbrüchen, in verdrückter und fehlgeleiteter 
Aggression gegenüber missliebigen Minderheiten oder politisch nicht Kon- 
formierenden. Dieser Zerfall in zentrifugale Partikel sei die Kehrseite der 
Integration (ebd.: 188, 192). 

Adornos und Jaerischs Überlegung zur Verschiebung des Antagonismus 
innerhalb des gesellschaftlichen Ganzen und damit zur Veränderung seiner 
Bedeutung für die sozialen Akteure ist für das Verständnis von Klassenkämp- 
fen instruktiv. Zwei Einwände möchte ich formulieren. 

1) Als Dialektiker will Adorno die Erscheinungen theoretisch ernst neh- 
men. Doch legt er wesenslogisch nahe, dass der Klassenantagonismus sich 
auch in »reiner« Form einmal wieder zur Geltung bringen könnte, die Ar- 
beiter_innenklasse sich also von der politischen und insbesondere ideolo- 
gischen Herrschaft befreit, ihre Erinnerung an ihre Existenz wiedererlangt 
und zu ihrem eigenen Bewusstsein gelangt: »In Krisensituationen mag der 
soziale Konflikt als einer von Klassen sich aktualisieren.« (Adorno/Jaerisch 
1968: 186). Doch Adorno und Jaerisch betonen auch den »tödlichen Schre- 
cken« des ökonomischen Antagonismus, der durch eine Vielzahl von gewerk- 
schaftlichen und wohlfahrtstaatlichen Praktiken neutralisiert werde (ebd.: 
182). Angesichts des offenen Ausbruchs des Klassenkonflikts mit seinen be- 
drohlichen Seiten kommt es demnach zu einer Neutralisierung, für den die 
Gesellschaft mit einer Vielzahl von kleinen, pathologischen Konflikten ei- 
nen Preis bezahlt. Klassenpolitik wäre strategisch darauf verwiesen, durch 
die Erscheinungsebene und die Neutralisierungen hindurch den Wesenskern 
zum Bezugspunkt zu nehmen. 

2) Adorno und Jaerisch nehmen die Erscheinungsebene einer Vielzahl von 
Konflikten ernst, doch handelt es sich, wie sie selbst betonen, um zahlreiche 
ins Private verschobene Konflikte. Dass sich durch solche Verschiebungen 
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auch wiederum zahlreiche breite soziale Bewegungen und gesellschaftspoli- 
tische Auseinandersetzungen bilden können, die jeweils das Potenzial haben, 
das Gesamte der gesellschaftlichen Verhältnisse zu verändern und ihrerseits 
konflikttheoretisch eingehegt werden durch Praktiken, die Antagonismen 
zu Agonismen herunterkühlen, nehmen Adorno und Jaerisch nicht in den 
Blick. Möglicherweise konnten sie dies nicht, weil sie Ende der 1960er Jahre 
am Beginn eines langen Zyklus von Bewegungen standen. 


Althusser und die Überdeterminierung der Widersprüche 


Louis Althusser hat kritisch eine Konzeption von Klassenantagonismus und 
-kampf entwickelt, in der es gerade nicht um den reinen Widerspruch von 
Kapital und Arbeit geht. Er legt seine Überlegung anhand einer Analyse des 
Prozesses der russischen Revolution dar. Demnach sei die Konjunktur in 
Russland durch eine Anhäufung und Zuspitzung von Widersprüchen und 
Ungleichzeitigkeiten gekennzeichnet gewesen: Bauernrevolten gegen den 
Adel, Konflikte zwischen kleinem und großem Adel, Adel gegen Zar, Land 
gegen die Städte, antikoloniale Aufstände und Kriege gegen Russland, Ar- 
beiter_innen gegen die Bourgeoisie, fortgeschrittene wissenschaftliche und 
revolutionäre Eliten, die durch den Zarismus ins Exil gezwungen wurden 
(vgl. Althusser 1962: 114ff.).Der Widerspruch zwischen den antagonistischen 
Klassen, zwischen Produktivkräften und Produktionsverhältnissen entfal- 
tete sich demnach durch eine Vielzahl von »Umständen«, nur in ihnen und 
durch sie hindurch. All diese Widersprüche sind nicht die Erscheinung und 
der Ausdruck des einen und »reinen« Grundwiderspruchs, der sich in ihnen 
zur Geltung bringen würde. Wenn die Widersprüche zu einer Einheit ver- 
schmelzen würden, dann geschehe dies »aus ihrem eigenen Wesen heraus 
und aufgrund ihrer eigenen Wirksamkeit« (ebd.: 121). In einer solchen Einheit 
überdeterminierten sich die Widersprüche und verdichteten sich in einem 
Widerspruch. Dieser absorbiert gleichsam all die Konfliktlagen und -energien 
der Gesellschaft, in der Form dieses einen, besonderen Konflikts werden in 
dem verdichteten Moment auch die anderen Konflikte ausgetragen. Der Sig- 
nifikant, der die Kämpfe verdichtet, also die Konflikte kodiert, war nicht der 
der Klasse, sondern »Frieden« und »Brot«, in der französischen Revolution 
»Gleichheit«, »Freiheit«, »Sicherheit«. Althusser schlussfolgert daraus, dass 
die historische Konstellation der Überdetermination der Widersprüche zur 
Verdichtung in einem revolutionären Bruch keine Ausnahme gewesen sei, 
sondern gesellschaftliche Prozesse sich insgesamt in dieser Weise vollzie- 
hen würden. Der Widerspruch Kapital-Arbeit sei niemals einfach, sondern 
»immer durch die Formen und die konkreten historischen Umstände spezi- 
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fiziert« (ebd.: 128). Die Reinheit des Antagonismus wäre die Ausnahme, von 
der Althusser aber sofort sagt, dass er dafür kein Beispiel kenne. Deswegen 
formuliert er: »Die einsame Stunde der »letzten Instanz< schlägt niemals, 
weder im ersten noch im letzten Augenblick.« (Ebd.: 139) Es gibt demnach 
keine erste Klassenidentität, die sich selbst verstellt wäre und dann zu sich 
käme. Allerdings stellt sich die Frage, ob »Klasse« tatsächlich niemals eine 
die Kämpfe artikulierende, signifizierende, mobilisierende Bedeutung hat- 
te - wie dies im Mai 68 durchaus der Fall war (vgl. Gilcher-Holtey 1995; Bol- 
tanski/Chiapello 2003). 

Die Überlegung Althussers ermöglicht es, eine Vielzahl von Widersprüchen 
und gesellschaftsweiten Kämpfen in den Blick zunehmen, während bei Ador- 
no und Jaerisch nur ein schmaler Bereich von sozialen Konflikten im Bereich 
individuellen Verhaltens thematisiert wird. Beiden Ansätzen zufolge ändern 
sich diese Widersprüche und die Formen der sozialen Auseinandersetzungen 
und markieren damit verschiedene historische Konjunkturen. Adorno und 
Jaerisch beanspruchen, die Konflikte, quasi Psychopathologien des Alltagsle- 
bens, als verschobene Klassenkämpfe zu erklären; bei Althusser verknüpfen 
sich die verschiedenen Widersprüche zwischen verschiedenen Klassen und 
-fraktionen durch Prozesse der Überdetermination, es kommt zu Verschie- 
bungen und Verdichtungen, aber er erklärt nicht, warum es überhaupt zu 
den jeweils eigensinnigen Widersprüchen und Konfliktarenen kommt. Ge- 
nau genommen handelt es sich um zwei Antworten, die miteinander verbun- 
den werden müssen: Einmal die Erklärung der Autonomie der besonderen 
Widersprüche, die die Eigensinnigkeit der verschiedenen sozialen Kämpfe 
konstituieren, also Auseinandersetzungen in den Betrieben und um die Na- 
turaneignung, zwischen politischen Parteien oder im Recht, in der ästheti- 
schen oder moralischen Sphäre, auf dem Feld der Religion, der Gesundheit, 
der Schulen oder der Wissenschaft. Zweitens geht es um die Erklärung ihres 
Zusammenhangs mit den Klassen. An all diesen Kämpfen sind nicht nur un- 
ter anderem auch Klassen beteiligt; vielmehr sind sie auf ihre je spezifische, 
autonome Weise die Formen, in denen Klassenkämpfe ausgetragen werden. 
Es handelt sich um immer wieder aufgeschobene und verschobene Kämpfe. 
Aber es handelt sich um Klassenkämpfe, sie sind die Bewegungsformen von 
Klassenkämpfen, weil sie nur unter bürgerlichen Herrschaftsverhältnissen 
überhaupt erst als solche autonomen Kämpfe ausgetragen werden können. 
Denn die bürgerliche Klasse schafft sich die Grundlagen ihrer Herrschaft 
und Ausbeutungspraktiken, indem sie vermittels einer umfassenden funk- 
tionalen Arbeitsteilung der gesellschaftlichen Bereiche das Ganze gliedert: 
die komplexe Gliederung in ökonomische Produktionsverhältnisse mit Fa- 
briken, Dienstleistungen oder Transport, in politische Apparate wie Polizei, 
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Gerichte, Parteien und die Verwaltung und Regierung von Menschen nach 
klassistischen, nationalisierten, vergeschlechtlichten oder rassifizierten Ge- 
sichtspunkten, oder zivilgesellschaftliche Apparate wie Kunst, Schule, Fami- 
lie, Medien. Diese komplexe gesellschaftliche Gliederung stellt die Form einer 
spezifischen gesellschaftlichen Teilung der Arbeiten mit ihren jeweiligen Be- 
völkerungsteilen und ihren Normalverteilungen auf Berufe, Familien, schu- 
lische Ausbildungen, Reiseverhalten oder kulturindustrielle Gewohnheiten 
dar, in denen ständig soziale Auseinandersetzungen um die Praktiken, ihre 
Zurechnung zu einem Bereich und damit verbundene Ansprüche auf Ressour- 
cen, um Grenzverläufe und die Reproduktion der Bereiche geführt werden. 

Alle diese Kämpfe finden unter den verschiedensten Titeln statt. Warum 
ist es von Bedeutung, diese komplexe Gliederung als »Klasse« und »Klassen- 
kampf« zu kodieren? Dies ermöglicht, unter all den Kämpfen auf nicht-essen- 
zialistische Weise den Klassenantagonismus ins Spiel zu bringen - also jene 
Ebene des Ganzen, auf der die materiale Auseinandersetzung mit der Natur 
organisiert wird und die gesellschaftlichen Arbeiten aufgeteilt und angeord- 
net werden: Arbeitsteilungen wie privat und öffentlich, ausführende Hand- 
und konzeptive Kopfarbeit, formelle Erwerbs- und Hausarbeit, also Koordi- 
naten des Sozialen, das Feld des Sichtbaren, Sagbaren, Hörbaren. Wird von 
Klassen gesprochen, wird das Vergessene neu erschlossen und die Erinnerung 
daran ermöglicht, dass der Reichtum von Menschen unter Zwang erzeugt 
wird und es Widerstände gibt. Aber es ist mehr. Es gibt seit Jahrzehnten und 
Jahrhunderten die vielen Kämpfe gegen die Ausplünderung und Zerstörung 
von natürlichen Zusammenhängen, gegen den Sexismus, gegen die Sklaverei 
und den Rassismus, für Frieden, für die Freiheit und Selbstbestimmung der 
Individuen. Die Erinnerung erschließt uns, dass keines der großen Probleme 
bisher gelöst wurde, immer noch muss gegen die verschiedenen Herrschafts- 
praktiken angegangen werden und wird die Idee der geeinten Menschheit 
und des ewigen Friedens blamiert. Naturschützer_innen müssen weiter um 
die Erreichung von Klimazielen oder gegen Artensterben, Frauen müssen 
immer weiter um ihre Gleichberechtigung, Schwarze um ihre Bürgerrech- 
te kämpfen, Migrant_innen um offene Grenzen, Schwule und Lesben um die 
Anerkennung ihres sexuellen Begehrens. Der Kapitalismus hat die Einsicht 
in diese Herrschaftsformen ermöglicht, gleichzeitig Herrschaft immer pro- 
duktiver gemacht. Es wird zu keiner Lösung kommen, wenn nicht jene Ver- 
hältnisse geändert werden, unter denen überhaupt gekämpft werden muss. 
»Alles schreitet fort in dem Ganzen, nur bis heute das Ganze nicht.« (Ador- 
no 1962: 623) Die Probleme bestehen fort, weil die Gesellschaft hierarchisch 
gegliedert ist und dadurch einige Gruppen in der Lage sind, die Arbeitstei- 
lung zu ihren Gunsten festzulegen und sich die gesellschaftlichen Ressourcen 
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derart anzueignen, dass sie Lösungen blockieren und all jene Widersprüche 
und Konflikte aufrechterhalten und reproduzieren. Von Bedeutung ist, dass 
weder Adorno noch Althusser in ihren Antworten für ein affirmatives Ver- 
ständnis der Widersprüche und Kämpfe und der damit verbundenen Iden- 
titäten argumentieren, sondern es ihnen um deren Überwindung geht. In 
diesem Sinn ist Ernesto Laclaus (2013: 367f.) These zuzustimmen, wonach 
»Klasse« kein Signifikant ist, der mit anderen Identitätskategorien wie »Ge- 
schlecht« oder »Rasse« konkurriert, um dann die eine oder andere kollek- 
tive Identität zu konstruieren. »Klasse« ist - seit Marx (MEW 1: 390) frühen 
Überlegungen zum Begriff des Proletariats - als jener performative Akt zu 
begreifen, der auf die Überwindung all jener durch Herrschaft konstruierten 
Antagonismen, Identitäten und Praktiken zielt, sodass das all die Mühe und 
das Unglück der Sisiphosarbeit einmal überwunden wären und das Plurale, 
das Andere, das Nicht-Identische ihre Freiheit erlangen und sich die Men- 
schen vielfältigen neuen, selbstbestimmten Aktivitäten zuwenden könnten. 
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Klimakrise und Klassenkampf 


Zum Verhältnis von ökologischen und sozialen Konflikten' 


Zusammenfassung: Der Kapitalismus ist strukturell gleichgültig gegenüber seinen 
eigenen sozial-ökologischen Voraussetzungen. Folglich haben auch Arbeiter*innen- 
und Ökologiebewegung eine fundamentale Gemeinsamkeit: Ihr Kampf richtet sich 
gegen die permanente Bedrohung von Arbeitskraft und Natur durch die kapitalisti- 
sche Verwertungslogik. Die »Familienähnlichkeit« (Alain Lipietz) beider Bewegungen 
wird jedoch immer wieder von gegensätzlichen Interessen überlagert. Ausgehend 
von einer kritischen Diskussion ökomarxistischer Debatten diskutiert der Beitrag das 
widersprüchliche Verhältnis von Arbeiter*innen- und Ökologiebewegung aus einer 
regulationstheoretischen Perspektive. Er identifiziert die (lebensweltliche) Überla- 
gerung der strukturellen Gemeinsamkeit durch eine fordistische Konsumnorm als 
Problemkern und sieht in der Gebrauchswertorientierung der Produktion jenen Ho- 
rizont, vor dem ökologische und Klassenkämpfe in einer sich krisenhaft zuspitzen- 
den Situation konvergieren können. 


Schlagwörter: Gebrauchswertorientierung, Klassenkämpfe, Konsumnorm, ökologi- 
sche Kämpfe, Ökomarximus, Regulationstheorie 


Climate crisis and class struggle 

On the relationship between ecological and social conflicts 

Abstract: Capitalism is structurally indifferent vis-a-vis its own socio-ecological con- 
ditions. The ecological and the labour movement thus have a fundamental commo- 
nality, too: Their struggle confronts the constant threat which nature and labour po- 
wer are exposed to by the capitalist logic of valorization. However, the »family likeli- 
ness« (Alain Lipietz) of both movements may be superimposed by opposed interests. 
Starting from a critical discussion of eco-Marxist debates, this article examines the 
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contradictory relation between the ecological and the labour movement from the 
perspective of regulation theory. It identifies the superimposition of the structural 
commonality (in everyday life) through a Fordist norm of consumption as a core of 
the problem. Furthermore it considers the use value orientation of production as a 
common horizon that allows for a convergence of ecological and class struggles in a 
situation of aggravating crises. 


Keywords: Class struggles, ecological struggles, eco-Marxism, norm of consumption, 
regulation theory, use value orientation 


1. Politische Chancen 


D er (neoliberale) Kapitalismus hat schon bessere Zeiten erlebt: Seit meh- 
reren Jahren kritisiert eine neue Klimabewegung öffentlichkeitswirk- 
sam nicht nur die sozial-ökologischen Folgen kapitalistischen Wirtschaftens, 
sondern auch die marktförmigen Mechanismen ihrer Bearbeitung; Prota- 
gonisten des deutschen Kapitalismusmodells wie die Autokonzerne stehen 
aufgrund von Abgasmanipulationen, der CO,-Emissionen des Verkehrs und 
des Flächenbedarfs der Automobilität unter Rechtfertigungsdruck; und die 
Corona-Krise hat die für viele Menschen tödlichen Defizite eines marktkon- 
form deformierten Gesundheitssystems schonungslos offengelegt. Der wirt- 
schaftswissenschaftliche Mainstream pflegt in diesem Zusammenhang von 
»Marktversagen« zu sprechen: Ein ansonsten funktionsfähiger Mechanismus 
der Allokation von Produktionsfaktoren erzielt nicht die Ergebnisse, die man 
von ihm erwartet. Bei der Corona-Krise, so könnte man zur Verteidigung des 
kapitalistischen Marktes noch anführen, handelt es sich um einen exogenen 
Schock, angesichts dessen noch der effizienteste Mechanismus versagen 
muss. Doch zum einen lässt sich auch die Corona-Krise auf das Wirken des 
Marktmechanismus zurückführen, genauer: auf dessen Vordringen in Berei- 
che, in denen zuvor ganz andere Logiken walteten. Eine expansive Agrarin- 
dustrie zerstört mittels Abholzung die Lebensräume von Wildtieren, die da- 
durch leichter in Kontakt mit Menschen geraten; Mikroben werden von den 
Wildtieren auf den menschlichen Körper übertragen, in dem sie zu gefähr- 
lichen Krankheitserregern mutieren; über die Wertschöpfungsketten eines 
von Konzernen dominierten globalen Agrarsystems breiten sich die Erreger 
weltweit aus (Shah 2020; Wallace u.a. 2020). Zum anderen versagt der Markt 
nicht nur in Corona-Zeiten. Auch der Klimawandel wurde, schon vor 14 Jah- 
ren, als »das größte Versagen des Marktes, das die Welt je gesehen hat«, be- 
zeichnet (Stern 2006: ix). 
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Es deutet jedoch alles darauf hin, dass das sozial-ökologische »Versagen« 
des Kapitalismus ein konstitutives Merkmal seines Funktionierens darstellt: 
Weder in Krisenzeiten noch unter »normalen« Umständen ist erin der Lage, 
einem Großteil der Menschen ein gutes Leben, oder gar das bloße Überleben, 
zu ermöglichen und die Erde in einem bewohnbaren Zustand zu halten. Einige 
wenige Menschen bereichern sich an diesem Versagen, etwa die Großaktio- 
näre von Autokonzernen. Mit Marx ließe sich sagen, dass die kapitalistische 
Produktion »nur die Technik und Kombination des gesellschaftlichen Pro- 
duktionsprozesses [entwickelt], indem sie zugleich die Springquellen alles 
Reichtums untergräbt: die Erde und den Arbeiter.« (Marx 1988 [1890]: 529f.) 

Die Corona-Krise hat allerdings nicht einfach nur das marxsche Diktum 
ein weiteres Mal bestätigt, sondern auch die Möglichkeit einer anderen Or- 
ganisation der Gesellschaft aufscheinen lassen. Vielerorts wurden neolibe- 
rale Dogmen innerhalb von wenigen Tagen über den Haufen geworfen. Der 
Staat orientierte seine Interventionen an gesundheitspolitischen Erforder- 
nissen und nahm dabei wissenschaftliche Erkenntnisse ernst, die er in der 
Klimapolitik seit Jahrzehnten den Interessen fossiler Kapitalfraktionen (Berg- 
bau, Energiewirtschaft, Autoindustrie) unterordnet. Einzelne Betriebe aus 
sozial-ökologisch problematischen Branchen wie der Auto(zuliefer)indus- 
trie verabschiedeten sich von ihrem eigentlichen Geschäft, um tatsächlich 
Lebensnotwendiges wie Respiratoren und Atemschutzmasken herzustellen. 
Daraus ließe sich nun einerseits ein Argument für die Fähigkeit des Kapita- 
lismus machen, sich auf Krisen nicht nur einzustellen, sondern aus ihnen 
auch noch Profit zu ziehen. Andererseits deutete sich in der Corona-Krise 
auch die Möglichkeit an, die Wirtschaft an politischen Zielen auszurichten 
und sie gebrauchswertorientiert zu transformieren. 

Diese Möglichkeit läuft jedoch Gefahr, ebenso schnell unterzugehen, wie 
sie aufgetaucht ist. Das Konjunkturpaket der Bundesregierung setzt ganz auf 
die Rückkehr zu einem - wenn auch ökologisch stärker flankierten - Wachs- 
tumspfad. Aber es ist gerade die vorsichtige ökologische Ausrichtung, nament- 
lich der Verzicht auf eine Kaufprämie für Autos mit Verbrennungsmotoren, 
die dem Paket harsche Kritik eingetragen hat. Dass die Kritiker*innen dabei 
nicht nur aus dem Verband der Automobilindustrie, sondern auch aus der 
IG Metall kommen, zeigt, wie schwer es selbst, oder vor allem, in einer tie- 
fen Krise ist, die Zerstörung von Natur und die Ausbeutung von Arbeitskraft 
auf einen gemeinsamen Problemkern zurückzuführen - mit Marx gesagt: die 
eine der beiden Springquellen des Reichtums am Sprudeln zu halten, ohne 
die andere versiegen zu lassen. 

Begrifflich verdichtet sich dieses Dilemma im Konzept der just transition, 
also des »gerechten Übergangs«, das auf gewerkschaftliche Diskussionen der 
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1990er Jahre zurückgeht, seit 2015 Teil der Programmatik der Internationa- 
len Arbeitsorganisation (ILO) ist und es im selben Jahr in die Präambel des 
Pariser Klimaabkommens geschafft hat. Zwar wird darin die Dringlichkeit 
eines sozial-ökologischen Wandels anerkannt. Allerdings geschieht dies auf 
eine Weise, die den Gegensatz zwischen Ökologie und Arbeit reproduziert, 
anstatt ihn konzeptionell zu überwinden: Die unmittelbare Bedrohung für 
die Arbeiter*innen wird nicht in der Umweltzerstörung und der Klimakrise 
selbst gesehen, »sondern in den möglichen Wirkungen, die Maßnahmen gegen 
die Umweltzerstörung auf Arbeiter*innen und ihre Jobs haben.« (Räthzel/ 
Uzzel 2019: 156, Übers.: M.W., Herv. i.O.) 

Im Folgenden beschäftige ich mich mit dem widersprüchlichen Verhält- 
nis von Ökologie- und Arbeiter*innenbewegung im globalen Norden sowie 
den von ihnen geführten Kämpfen, mit dem Ziel, das Trennende ebenso wie 
das Verbindende auszuloten und in seiner Bedeutung für eine sozial-ökolo- 
gische Transformation einzuschätzen. Ich gehe dabei mit Marx und der öko- 
marxistischen Debatte von einer grundsätzlichen »Familienähnlichkeit« (Li- 
pietz 1998: 59) der ökologischen und der Arbeiter*innenbewegung aus, die 
in der strukturellen Gleichgültigkeit der kapitalistischen Produktionsweise 
gegenüber ihren sozial-ökologischen Voraussetzungen wurzelt (Abschnitt 
2). Das beinhaltet auch eine Absage an solche Traditionen ökologischen Den- 
kens, die den sozialen Gehalt der ökologischen Krise vernachlässigen, der 
Arbeiter*innenbewegung ein Partikularinteresse unterstellen und die Lö- 
sung der ökologischen Frage in einer am »Gattungsinteresse« orientierten 
Überwindung des »Industrialismus« sehen (kritisch dazu PROKLA-Redaktion 
1980: 1ff.; Dobson 2007: 134ff.). 

Allerdings wird die Familienähnlichkeit zwischen Ökologie- und 
Arbeiter*innenbewegung nicht einfach politisch wirksam. Im Gegenteil. 
Die grundlegenden Gemeinsamkeiten in der Ausbeutung von Natur und 
Arbeitskraft können von der arbeits- und lebensweltlichen Einbindung 
der Arbeiter*innen (des globalen Nordens) in eine ökologisch destruktive 
Entwicklungsweise überlagert werden. Dies wird zumindest in Teilen der 
ökomarxistischen Debatte vernachlässigt, lässt sich aber aus einer ökolo- 
gisch informierten regulationstheoretischen Perspektive begreifen (Ab- 
schnitt 3). 

Die Zuspitzung der sozialen und der ökologischen Krise in jüngerer Zeit 
macht deutlich, dass die Bearbeitung der Differenzen und die Aktualisierung 
der Gemeinsamkeiten im Verhältnis progressiver Bewegungen dringlicher 
sind denn je. Dabei hilft ein Rückblick auf historische Konflikte um Konver- 
sion, Gebrauchswertorientierung und die Verbesserung von Arbeits- und 
Lebensbedingungen. Er ermöglicht es, die Voraussetzungen zu bestimmen, 


444 


Klimakrise und Klassenkampf 


unter denen ökologische und Klassenkämpfe eine sich wechselseitig ver- 
stärkende gesellschaftsverändernde Kraft entwickeln können (Abschnitt 4). 


2. Ökomarxistische Einsichten 


In seinem Vorwort zu Paul Burketts Buch Marx and Nature (Burkett 2014: viiiff.) 
unterscheidet John Bellamy Foster zwischen einem »first-stage« und einem 
»second-stage ecosocialism«. Ersterem, so Foster, komme das Verdienst zu, 
die marxsche Kritik der politischen Ökonomie auf die Ökologiefrage über- 
tragen zu haben. Allerdings werde Marx nicht selbst als ökologischer Den- 
ker begriffen. Stattdessen würden seine ökonomischen Kategorien in das 
ökologische Denken eingeführt, um das hier vorherrschende Verständnis 
der ökologischen Krise zu schärfen. Demgegenüber gehe der »second-stage 
ecosocialism« davon aus, dass die ökologische Frage für die marxschen Kate- 
gorien konstitutiv seien. Burketts Buch leiste diesbezüglich Pionierarbeit. Es 
zeige, dass »Marx‘ Kritik der politischen Ökonomie [...] die Entfremdung der 
Natur als wesentliche Komponente der Kritik des Kapitals einschließe - so 
sehr, dass diese in die Tiefenstruktur der marxschen Wertanalyse eingelas- 
sen ist« (ebd.: xi, Übers.: M.W.). Die Analyse der im Rahmen der Marx-Engels- 
Gesamtausgabe (MEGA?) zugänglich gemachten naturwissenschaftlichen Ex- 
zerpte von Marx durch Kohei Saito (2016) hat diesen Befund unterstrichen. 

Der »second-stage ecosocialism« geht mit Marx davon aus, dass Natur 
und Arbeit gemeinsam den gesellschaftlichen Wohlstand begründen, dass 
der Beitrag der Natur im Wert kapitalistisch produzierter Waren aber nicht 
aufscheint. Nur menschliche Arbeit ist wertbildend. Natur bedarf zu ihrer 
Hervorbringung insofern keiner menschlichen Arbeit, als sie das Resultat 
biochemischer Prozesse ist. Als solches geht sie denn auch nicht in die Wa- 
renwerte ein. Wenn Natur dennoch, z.B. in Form von Rohstoffen, zu einem 
bestimmten Preis bzw. Tauschwert gehandelt wird, dann verweist dieser 
nicht auf einen ihr innewohnenden Wert, sondern auf die menschliche Ar- 
beit, die ihr hinzugefügt wurde, um sie in ein Rohmaterial für industrielle 
Prozesse zu verwandeln oder um sie in eine der Befriedigung menschlicher 
Bedürfnisse unmittelbar dienliche Form zu bringen (die Arbeit des Anbaus 
von Getreide, des gentechnischen Eingriffs in biochemische Prozesse, der 
Extraktion von Metallen etc.). 

Natur ist insofern eine Produktivkraft, die dem Kapital gratis zur Verfü- 
gung steht (Marx 1974 [1894]: 754). Und eben daraus resultiert die Tendenz 
zu ihrer rücksichtslosen Ausbeutung (Burkett 2014: 5, 73; Saito 2016: 147ff.). 
Diese nimmt im Industriekapitalismus zunächst die Form einer - die Wieder- 
herstellung der Bodenfruchtbarkeit und die Reproduktion der Arbeitskraft 
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bedrohenden - Unterbrechung des Nährstoffkreislaufs infolge der forcierten 
Stadt-Land-Trennung an. Mit der konkurrenzgetriebenen räumlichen Expan- 
sion des Kapitalismus entwickelt sie sich sodann zu der grundlegenden und 
existenzbedrohenden Destabilisierung des Stoffwechsels mit der Natur, mit 
der die Menschheit heute konfrontiert ist. Der Kapitalismus erweist sich als 
sehr flexibel und erfindungsreich, wenn es darum geht, räumlich begrenzte 
ökologische Schranken wie die Degradierung von Böden oder die Erschöp- 
fung von Rohstoffvorkommen durch Kapitalverlagerung zu überwinden. 
Aber er tut dies nur, »indem er den Druck auf die globale Biosphäre als gan- 
ze erhöht« (Burkett 2014: 79, Übers.: M.W.; vgl. Burkett/Foster 2010: 428ff.; 
Foster 2000: 155ff.). 

Für die hier interessierende Frage des Verhältnisses von ökologischen 
und Klassenkämpfen sind die Einsichten von Marx und des »second-stage 
ecosocialism« insofern zentral, als sie auf den konstitutiven Zusammenhang 
von sozialer Herrschaft und Naturbeherrschung verweisen. Sie machen vor 
allem darauf aufmerksam, dass die Durchsetzung des Industriekapitalismus, 
und hier insbesondere der Übergang von der formellen zur reellen Subsum- 
tion der Arbeit unter das Kapital, gleichzeitig ein Projekt der Unterwerfung 
von Natur und der Disziplinierung von Arbeitskraft war, wobei erstere als 
Medium letzterer fungierte. 

Diesen Zusammenhang hat Andreas Malm in seinem Buch Fossil Capital 
(Malm 2016) eindrucksvoll herausgearbeitet. Malm geht der Frage nach, wa- 
rum sich in den Jahren der Krise des englischen Kapitalismus zwischen 1825 
und 1848 die Dampfkraft als vorherrschender Antrieb für die Maschinen in 
der Baumwollindustrie durchsetzte, obwohl Wasserkraft billiger war. Sein 
Argument: Wasserkraft war raumgebunden, sie setzte Fließgewässer mit ei- 
nem gewissen Gefälle voraus, an denen Fabriken gebaut und Arbeitskräfte 
angesiedelt werden konnten. Der Nachteil der Wasserkraft lag somit darin, 
dass »Menschen zu der Energiequelle (i.e., den Wasserrädern) gebracht wer- 
den mussten, anstatt die Energie in bereits existierende bevölkerte Gebiete 
zu bringen« (Williams 2018: 232, Übers.: M.W.). Zudem hingen der Fluss des 
Wassers und damit die Menge an mechanischer Energie, in die sich Wasser- 
kraft transformieren ließ, von zeitlichen Faktoren ab, die die Fabrikanten 
nicht beeinflussen konnten: den Jahreszeiten und den Wetterschwankun- 
gen. Wasserkraft war also ähnlich »eigensinnig« wie die Arbeiter*innen im 
Frühkapitalismus, die sich nicht einfach der Manufaktur- bzw. Fabrikdiszi- 
plin fügten (vgl. dazu Thompson 1980). 

Bei der Kohle - darauf hat vor Malm schon Elmar Altvater (2005) hinge- 
wiesen - handelte es sich demgegenüber um eine weitaus »gefügigere« Ener- 
giequelle. Ihre Nutzung war nicht an den Ort ihres Vorkommens gebunden. 
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Vielmehr ließ sie sich in die Städte transportieren, in denen die Fabrikanten 
ein großes Potenzial an ausbeutbarer Arbeitskraft vorfanden. Des Weiteren 
unterlag der Einsatz von Kohle keinen zeitlichen Restriktionen, er ermöglich- 
te es folglich, die Arbeiter*innen einem regelmäßigen Rhythmus und damit 
der Fabrikdisziplin zu unterwerfen und ein Maximum an Leistung aus ihnen 
herauszuholen. Schließlich war das enorme energetische Potenzial der Kohle 
ein Machtmittel des Kapitals in den Klassenkämpfen im Großbritannien des 
19. Jahrhunderts: Es ermöglichte den Fabrikanten, auf die Begrenzungen der 
täglichen und wöchentlichen Arbeitszeit, die die Arbeiter*innen erstritten 
hatten und die mit den Fabrikgesetzen seit den 1830er Jahren institutiona- 
lisiert worden waren, mit einer Steigerung der Arbeitsintensität und -pro- 
duktivität zu reagieren (Malm 2016: 187ff.; Altvater 2005: 85ff.). 

Die vom Kapital zu Beginn des Industriekapitalismus geführten Kämpfe 
hatten also sowohl eine Klassen- als auch eine ökologische Dimension. Die 
Ausbeutung der Natur in Gestalt der Extraktion von Kohle zu energetischen 
Zwecken und der Nutzung natürlicher Senken für die Absorption des bei der 
Verbrennung von Kohle emittierten CO, schuf dabei die Voraussetzung für 
die Unterwerfung der Arbeit unter die Kontrolle des Kapitals. Umgekehrt 
hatten die Kämpfe der frühen Arbeiter*innenbewegung immer auch einen 
ökologischen Gehalt. Sie richteten sich gegen die zerstörerischen Wirkungen 
des Fabriksystems ebenso wie gegen die katastrophalen Lebensbedingungen 
in den großen Städten, die Friedrich Engels in der Lage der arbeitenden Klas- 
se in England so eindrücklich beschrieben hat (Engels 1990 [1845]; vgl. Brie 
in diesem Heft). Engels erwähnt in seinem Bericht die Ziele des von ihm an- 
sonsten als »zahm« beschriebenen englischen Sozialismus der ersten Hälfte 
des 19. Jahrhunderts, etwa die »allmähliche Einführung der Gütergemein- 
schaft in »Heimatskolonien« von 2.000 bis 3.000 Menschen, welche Industrie 
und Ackerbau treiben, gleiche Rechte und gleiche Erziehung genießen« (ebd.: 
451). »Heimatskolonien» (home colonies) ist eine Wortschöpfung von Robert 
Owen, der selbst im schottischen New Lanark eine - sicherlich nicht zufäl- 
lig mit Wasserkraft betriebene - Baumwollfabrik führte, die als Experiment 
für menschenwürdigere Arbeits- und Lebensbedingungen, für die Überwin- 
dung der Ausbeutung sowohl der Arbeitskraft als auch der Natur berühmt 
wurde (Malm 2016: 56). 

Die Verbindung von Klassen- und ökologischen Kämpfen zieht sich durch 
die Geschichte der Arbeiter*innenbewegung (vgl. Probst 2020). In der ökomar- 
xistischen Literatur wird sie zudem theoretisch begründet. Zentral ist dabei 
die Vorstellung einer strukturellen Gebrauchswertorientierung der Lohn- 
abhängigen: Während für das Kapital der Gebrauchswert von Arbeitskraft 
und Natur ein bloßes Mittel der Akkumulation von Wert darstelle, sei Wert 
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(in Gestalt von Löhnen) für die Arbeiter*innen bloß ein Mittel, um notwen- 
dige Gebrauchswerte zu erhalten (Burkett 2014: 205). Die Gebrauchswerto- 
rientierung beinhalte ein »nicht-instrumentelles Naturverhältnis«, das den 
Eigenwert von Natur anerkenne und ihre Nutzung nur im Sinne einer nach- 
haltigen Entwicklung vorsehe. »In der Tat bedeutet die Gebrauchswertori- 
entierung der Arbeiter*innen, dass der Kampf gegen die Zerstörung von Na- 
tur ebenso unvermeidlich ist wie der Widerstand gegen die Ausbeutung der 
Arbeit durch das Kapital.« (Ebd.: 216, Übers.: M.W.) 

Das Problem dieser Argumentation liegt darin, dass in ihr Arbeiter*in- 
nenkämpfe per se als Kämpfe um reflexivere gesellschaftliche Naturverhält- 
nisse? erscheinen. Das ist jedoch nicht notwendigerweise der Fall. Die Zer- 
störung »der Erde und des Arbeiters« kann, trotz ihrer »Gleichursprünglich- 
keit« (Hürtgen 2020: 185) in der Verwertungslogik des Kapitals, zeitlich und 
räumlich durchaus auseinanderfallen. Und dies hat Auswirkungen auf das 
Verhältnis von ökologischen und Klassenkämpfen, die so weitreichend sein 
können, dass beide in einen Gegensatz zueinander treten. Diese Möglichkeit 
eines - von der vorherrschenden kapitalistischen Entwicklungsweise abhän- 
gigen - Gegensatzes trotz Gleichursprünglichkeit soll im Folgenden aus einer 
regulationstheoretischen Perspektive erörtert werden.? 


3. Regulationstheoretische Differenzierungen 


Die regulationstheoretische nimmt gegenüber der ökomarxistischen Pers- 
pektive weniger die grundlegenden Strukturmerkmale der kapitalistischen 
Produktionsweise als deren zeitlich und räumlich wandelbare Ausprägun- 
gen in den Blick. Ziel der Regulationstheorie ist es, zu erklären, wie sich das 
Kapitalverhältnis »trotz und wegen seines konfliktorischen und widersprüchli- 
chen Charakters reproduziert« (Lipietz 1985: 109, Herv. i.0.). Dazu entwickelt 


2 Gesellschaftliches Naturverhältnis bezeichnet auf einer allgemeinen Ebene eine zeitlich 
und räumlich konkrete Form des materiellen gesellschaftlichen Stoffwechsels mit der Na- 
tur sowie die mit dieser einhergehenden Symbolisierungen: Die Automobilität etwa hat 
sowohl eine energetische und materielle (Rohstoffverbrauch, Energietransformation) als 
auch eine symbolische Dimension (Vorstellungen von gesellschaftlichem Aufstieg, Status, 
Freiheit, Männlichkeit). Sie ist Teil eines übergreifenden kapitalistischen Naturverhältnis- 
ses, in dem ein instrumenteller Umgang mit Natur mit sozialer Herrschaft korrespondiert. 
Die Reflexivität gesellschaftlicher Naturverhältnisse bemisst sich daran, inwieweit diese 
den Reproduktionsnotwendigkeiten von Natur Rechnung tragen bzw. sich herrschafts- 
förmig und mit ungleich verteilten Folgen darüber hinwegsetzen. Zur Theorie der gesell- 
schaftlichen Naturverhältnisse siehe die grundlegende Arbeit von Christoph Görg (2003). 
3 Zu einer allgemeineren Auseinandersetzung mit dem ökomarxistischen Denken aus ei- 
ner politisch-ökologischen Perspektive siehe Dietz/Wissen (2009). 
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sie eine Reihe von intermediären Kategorien, die zwischen der Strukturebe- 
ne der kapitalistischen Produktionsweise und den konkreten Institutionen 
kapitalistischer Gesellschaften angesiedelt sind. Im Kontext dieses Beitrags 
ist vor allem die Unterscheidung zwischen einem dominant extensiven und 
einem dominant intensiven Akkumulationsregime wichtig, wie sie Michel 
Aglietta in seiner regulationstheoretischen Pionierarbeit vorgenommen hat 
(Aglietta 2015 [1979]: 71f.). Beide Akkumulationsregime unterscheiden sich 
im Hinblick auf die Organisation des Arbeitsprozesses und die Lebensweise 
der Lohnabhängigen. Der Zusatz »dominant« verweist darauf, dass das eine 
Regime immer auch Elemente des anderen enthält - wenn auch in unterge- 
ordneter Form. 

Das extensive Akkumulationsregime des 19. und frühen 20. Jahrhunderts 
war gekennzeichnet durch die kapitalistische Transformation des Arbeits- 
prozesses: Die Trennung der unmittelbaren Produzent*innen von den Pro- 
duktionsmitteln, wie sie im Manufakturwesen ihren Ursprung hatte, nahm 
die Gestalt großer Fabriken an, in denen die Arbeiter*innen den Maschi- 
nen »als lebendige Anhängsel einverleibt« wurden (Marx 1988 [1890]: 445). 
Die Reproduktion der Arbeitskraft blieb davon weitgehend unberührt. Sie 
basierte weniger auf kapitalistisch produzierten Waren als auf den nicht- 
(kapitalistisch-)warenförmig erbrachten Leistungen traditioneller Netzwer- 
ke. Aglietta spricht von der »Dominanz nicht-warenförmiger Beziehungen über 
die warenförmigen Beziehungen im Konsummodus - nicht-warenförmiger Bezie- 
hungen, die ihre Existenzbedingungen in der erweiterten Familie und der 
nachbarschaftlichen Gemeinschaft haben« (Aglietta 2015 [1979]: 80, Übers.: 
M.W., Herv. i.0.). 

Das änderte sich im 20. Jahrhundert: In den USA setzte sich bis zur Jahr- 
hundertmitte das intensive Akkumulationsregime des Fordismus durch, nach 
dem Zweiten Weltkriegbegann es zudem die westeuropäischen Gesellschaften 
zu prägen. Im Unterschied zum extensiven beinhaltete das intensive Akku- 
mulationsregime nicht nur eine weitere, die traditionellen Fertigkeiten der 
Arbeiter*innen entwertende Mechanisierung des Produktionsprozesses, son- 
dern auch eine »Durchkapitalisierung der Gesellschaft« (Hirsch/Roth 1986: 
48ff.). Die Arbeiter*innenklasse reproduzierte sich nun zunehmend über 
den Konsum von Waren, die unter kapitalistischen Bedingungen produziert 
wurden, während nicht-warenförmige Beziehungen an Bedeutung verlo- 
ren. Die Herausbildung einer social norm of working-class consumption (Agliet- 
ta 2015 [1979]: 152) korrespondierte dabei mit den Produktivitätsfortschrit- 
ten in der Konsumgüter-produzierenden Industrie, sie bildete gleichsam 
das konsumseitige Gegenstück zur Massenproduktion, das erst den Markt 
für letztere schuf, einer aufeinander abgestimmten Entwicklung der beiden 
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»Abteilungen« des Industriekapitalismus - der Produktionsmittel herstellen- 
den Abteilung I und der Konsumgüter herstellenden Abteilung II - den Weg 
bereitete und die Steigerung des relativen Mehrwerts unter den Bedingun- 
gen einer vollen Entfaltung des Lohnverhältnisses ermöglichte. Als solches 
resultierte die fordistische Konsumnorm zum einen aus der kapitalistischen 
Durchdringung nicht-kapitalistischer innergesellschaftlicher Milieus. Deren 
Existenz war für den Kapitalismus nur in der Phase eines extensiven Akku- 
mulationsregimes funktional, erlaubte sie es doch den Unternehmen, sehr 
niedrige Löhne zu zahlen. Mit dem Übergang zu einem intensiven Akkumu- 
lationsregime und seiner hoch produktiven Konsumgüterindustrie wurde 
die auf nicht-warenförmigen Beziehungen basierende Reproduktion der Ar- 
beitskraft aber zu einem Realisierungshindernis (was nicht heißen soll, dass 
sie nicht in der Form patriarchaler Geschlechterverhältnisse fortexistierte). 
Zum anderen ist die lange Reihe von Kämpfen der Arbeiter*innenbewegung 
in Rechnung zu stellen, deren Errungenschaften in den USA mit der New- 
Deal-Gesetzgebung der 1930er Jahre institutionalisiert wurden. Sie schufen 
u.a. die Voraussetzungen dafür, dass sich die soziale Lage der Lohnabhän- 
gigen verbesserte, sodass diese nicht nur als Arbeitskräfte sondern auch als 
Konsument*innen eine Schlüsselrolle im Akkumulationsprozess zu spielen 
begannen (Aglietta 2015 [1979]: 130ff.; D. Schmidt 2013: 407). 

Der Übertragbarkeit der regulationstheoretischen Einsichten von den 
USA auf andere Gesellschaften des globalen Nordens ist umstritten. So hat 
etwa Dorothea Schmidt (2013) in einer Auseinandersetzung mit der Regula- 
tionstheorie und der Dequalifizierungsthese von Harry Braverman gezeigt, 
dass für den Erfolg des bundesdeutschen Kapitalismus der Nachkriegszeit 
weniger die Serienfertigung standardisierter Konsumgüter als die spezia- 
lisierte, auf Facharbeit beruhende Herstellung von Investitionsgütern aus- 
schlaggebend war. Fließbandarbeit gab es vor allem in der Rundfunk- und 
Hausgeräteindustrie, die sich »seit den 1920er Jahren zu einer Domäne von 
an- und ungelernter Frauenarbeit« entwickelt hatte (ebd.: 411). Ganz ähn- 
lich verweist Rudi Schmidt (2013) darauf, dass die arbeitsteilige Massenpro- 
duktion standardisierter Konsumgüter in der Rekonstruktionsperiode der 
westdeutschen Wirtschaft, den 1950er und 1960er Jahren, zwar »struktur- 
prägend, [...] aber selbst in dieser Phase nicht die empirisch vorherrschen- 
de Arbeitsform« war (ebd.: 231). Und auch für die USA gilt, dass die für den 
Fordismus beispiel- und namensgebende Organisation des Produktionspro- 
zesses in den fordschen Autofabriken - gekennzeichnet durch vertikale In- 
tegration, Standardisierung der Bauteile, Fließbandproduktion und geringe 
Typenvielfalt - nicht konkurrenzlos war. Vielmehr stand ihr seit Mitte der 
1920er Jahre mit der unter Alfred Sloan bei General Motors entwickelten 
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dezentralisierten Produktion eine Alternative gegenüber, die zunächst die 
Distinktionsbedürfnisse des aufstrebenden Kleinbürgertums mittels Modell- 
vielfalt und -wechsel zu bedienen versuchte und sodann - zu den Hochzei- 
ten des Fordismus - jeder sozialen Klasse die passende Fahrzeugklasse zur 
Verfügung stellte (ebd.: 230; Gartman 2004). 

Unabhängig von der Notwendigkeit eines differenzierteren Blicks auf die 
Organisation der Produktion im Fordismus bleibt jedoch der zentrale regula- 
tionstheoretische Befund, dass die Zerstörung nicht-kapitalistischer Milieus 
und die Kämpfe für mehr soziale Teilhabe zu einer Transformation der Lebens- 
weise der Lohnabhängigen führten. Für Europa ist dies von Burkart Lutz be- 
stätigt worden. Wo Aglietta die ineinandergreifende Entwicklung von Abtei- 
lung I und Abteilung II in den Mittelpunkt rückt, untersucht Lutz die damit 
zusammenhängende Überwindung des bis zur Mitte des 20. Jahrhunderts in 
Europa vorherrschenden »Strukturdualismus« zwischen einem modernen, 
industriell-marktwirtschaftlichen und einem traditionellen, familienwirt- 
schaftlich-kleinbetrieblichen Sektor (Lutz 1989: 186ff.). Entscheidend waren 
für Lutz dabei eine das Lohngesetz neutralisierende Politik des Wohlfahrts- 
staates? und die produktivitätsorientierte Lohnpolitik, die die Gewerkschaf- 
ten (in der Bundesrepublik) seit den frühen 1950er Jahren verfolgten. Die- 
se Politiken lösten zwei sich wechselseitig verstärkende Prozesse aus: Zum 
einen wurden bislang im traditionellen Sektor gebundene Arbeitskräfte für 
den modernen Sektor mobilisiert, zum anderen nahmen industriell gefer- 
tigte Waren jenen Platz in der Reproduktion der Lohnabhängigen ein, den 
zuvor die Produkte und Dienstleistungen des traditionellen Sektors besetzt 
hatten. Was sich mithin ereignete, war eine »innere Landnahme« des Kapi- 
talismus, die den europäischen Gesellschaften »Massenwohlstand« und eine 
»neue Lebensweise« bescherte (ebd.: 213f.). 

Aglietta zufolge war die Konsumnorm, die den Kern dieser Lebensweise 
bildete, von zwei Waren dominiert: »dem standardisierten Wohnen, das den 
privilegierten Ort des individuellen Konsums bildete; und dem Automobil als 
dem mit der Trennung von Heim und Arbeitsplatz kompatiblen Transport- 
mittel« (Aglietta 2015 [1979]: 159, Herv. i.0.). Wenn man das Wohnen weiter 
aufschlüsselt, stößt man auf (agro-)industriell gefertigte Lebensmittel und 
Haushaltstechnik in Gestalt etwa von Kühlschränken, Wasch- oder Spülma- 
schinen, mit denen Teile der zuvor im traditionellen Sektor geleistete Ar- 


4 Durch den Ausbau marktbegrenzender Institutionen (z.B. Lohnersatzleistungen, Kündi- 
gungsschutz und Lohnfortzahlung im Krankheitsfall) wurden konjunkturbedingte Schwan- 
kungen des Lohnniveaus reduziert, Loehnkonkurrenz vermieden und die Einkommen aus 
abhängiger Beschäftigung stabilisiert. 
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beit ersetzt werden, und die im Hinblick sowohl auf ihre Herstellung als auch 
aufihre Nutzung eine ungleiche Geschlechterordnung festschreiben. Zudem 
- und dies ist ein von Lutz ebenso wie von der Regulationstheorie weitge- 
hend vernachlässigter Zusammenhang - war die Lebensweise, die sich mit 
dem Fordismus gesellschaftlich verallgemeinerte, äußerst ressourcen- und 
emissionsintensiv:” Sie beruhte auf der Verfügbarkeit von Rohstoffen, vor 
allem dem Erdöl, und der Möglichkeit, die sozial-ökologischen Folgen der 
Rohstoffnutzung in Zeit und Raum zu externalisieren - einer Möglichkeit, 
die eine von den USA dominierte neokoloniale Weltordnung realisierte. 

Der Einsatz von Kohle hatte im 19. Jahrhundert die Produktion revolu- 
tioniert und die Arbeiter und Arbeiterinnen diszipliniert. Später wurde sie 
zudem zu einem Vehikel sozialer Kämpfe: Die Arbeiter*innenbewegung nutz- 
te ihre Organisationsmacht in einem hoch-zentralisierten, kohlebasierten 
Energieregime ebenso wie die Produktionsmacht, die aus der Möglichkeit 
resultierte, der Gesellschaft einen reproduktionsnotwendigen Energieträ- 
ger vorzuenthalten, um ihren Forderungen nach sozialer Teilhabe und poli- 
tischen Rechten Nachdruck zu verleihen (Mitchell 2011: 236). Der Lebensweise 
der Lohnabhängigen blieb die Kohle gleichwohl äußerlich. Deren Transfor- 
mation sowohl in energetischer als auch in stofflicher Hinsicht war eng mit 
der Durchsetzung des Erdöls als zentralem Energieträger verbunden (Wissen 
2016: 50f.): Viele industriell gefertigte Alltagsprodukte basieren aufErdöl, ihre 
Distribution erfolgt über fossilistische Transportinfrastrukturen; preiswer- 
tes Erdöl ist der Treibstoff der Massenautomobilisierung; der Autobesitz als 
Symbol des sozialen Aufstiegs und die Autonutzung als Sozialisation in Kon- 
kurrenzpraktiken (Gorz 2009: 53f.) binden die Arbeiter*innen emotional und 
materiell an die kapitalistische Produktionsweise; die Automobilität erleich- 
tert die Trennung von Heim und Arbeitsplatz; sie revolutioniert die Stadt- 
entwicklung und die Verkehrsplanung in einer Weise, die den Bedürfnissen 
männlicher Pendler zwischen Wohn- und Arbeitsplatz Rechnung trägt und 
die komplexeren Mobilitätsanforderungen einer mehrheitlich von Frauen 
geleisteten Sorgearbeit sowie einer Verbindung derselben mit Lohnarbeit 
vernachlässigt (Bauhardt 2007). 

Das fordistische Lohnverhältnis und die mit diesem korrespondierende 
Konsumnorm haben also wichtige stoffliche, energetische und das Geschlech- 
terverhältnis betreffende Implikationen: Sietransformieren das gesellschaftli- 


5 Nicht zufällig wird heute der Beginn des Anthropozäns auf die Mitte des 20. Jahrhun- 
derts datiert. Es handelt sich um jenen Zeitpunkt, in dem die in der einschlägigen Debatte 
als »große Beschleunigung« (des Rohstoffverbrauchs, des Wirtschaftswachstums, der Au- 
tomobilität etc.) bezeichnete Entwicklung einsetzte (Steffen u.a. 2011: 742). 
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che Naturverhältnis sowohl innergesellschaftlich als auch im internationalen 
Maßstab. DieReproduktion der Arbeitskraft im globalen Norden wird nicht nur 
abhängig von industriell gefertigten Waren, sondern auch von den Rohstoffen 
und Vorprodukten, die, andernorts unter sozial-ökologisch oft destruktiven 
Bedingungen extrahiert bzw. hergestellt, das konstante Kapital sowohl in sei- 
nen fixen als auch in seinen zirkulierenden Bestandteilen verbilligen und die 
Lebenshaltungskosten der Lohnabhängigen senken. Der »ökologisch ungleiche 
Tausch« (Hornborg 2017; Schaffartzik/Kusche 2020) ist somit ein konstitutives 
Moment der Produktivkraftentwicklung und der relativen Mehrwertproduk- 
tion in den fordistischen Ökonomien des globalen Nordens, die zudem von der 
unentgeltlichen weiblichen Reproduktionsarbeit profitiert. 

Für ein Verständnis des Verhältnisses von ökologischen und Klassen- 
kämpfen im globalen Norden ist dieser Zusammenhang zwischen dem Lohn- 
verhältnis, der Konsumnorm, dem Geschlechterverhältnis, der internatio- 
nalen Arbeitsteilung und der stofflichen Grundlage einer ressourcen- und 
emissionsintensiven »Externalisierungsgesellschaft« (Lessenich 2016) und 
»imperialen Lebensweise« (Brand/Wissen 2017) entscheidend. Dass die 
Arbeiter*innenbewegung nicht selten gegen die Ökologiebewegung statt an 
ihrer Seite kämpfte, ist aus der oben skizzierten Perspektive des »second-stage 
ecosocialism« das eigentlich Verwunderliche. Einer Mittelschichts-Ökologie, 
der es um den Schutz der Natur vor menschlichen Eingriffen geht, erscheint 
es als Ausdruck von Partikularinteressen. Dagegen wird es im Lichte einer 
ökologisch sensibilisierten Regulationstheorie als Nachwirkung vergangener 
Kämpfe um gute Arbeitsbedingungen, soziale Teilhabe und politische Rechte 
begreifbar, als tiefe Spur, die diese Kämpfe im kollektiven Gedächtnis hin- 
terlassen haben, als Institutionalisierung der in ihnen errungenen Kompro- 
misse, als Ausdruck tief sedimentierter Vorstellungen eines guten Lebens 
ebenso wie als Angewiesensein auf fossilistische Formen des Produzierens, 
Konsumierens und der Infrastrukturversorgung. Die erdölbasierte Konsum- 
norm ist, so Matt Huber mit Blick auf die USA, eine Hinterlassenschaft »des 
Klassenkampfes um den »Lebensstandard« und tief eingelassen in die Com- 
monsense-Ideologien von Familie, Freiheit, Mobilität und »American way of 
life.«« Die Verfügbarkeit von billigem Öl wird zu einer »Frage des ökonomi- 
schen Überlebens für die Mehrheit der Arbeiter*innen in den Vereinigten 
Staaten« (Huber 2013: 189, Übers.: M.W.). Die Überwindung des ölbasierten 
Energieregimes erfordert deshalb »eine vollständige Rekonfiguration der 
kulturellen Erwartungen und Normen im Hinblick auf die Vorstellungen von 
Raum, Energie und Freiheit.« (Ebd.: 189, Übers.: M.W.) 

Wenn also Klassen- und ökologische Kämpfe auseinanderfallen, dann ist 
der Grund dafür eben darin zu suchen, dass ihre Gleichursprünglichkeit bzw. 
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Familienähnlichkeit von den tief in die Alltagspraxen und -wahrnehmungen 
eingelassenen Orientierungen an einem ressourcen- und emissionsintensiven 
Wohlstandsmodell überlagert wird, das zudem lange Zeit in den gesellschaft- 
lichen Kräfteverhältnissen, staatlichen Institutionen und materiellen Infra- 
strukturen fest verankert war. Das jobs versus environment dilemma (Räthzel/ 
Uzzell 2011), also die Abhängigkeit von einem Arbeitsplatz in einer ökologisch 
destruktiven Branche, wird dadurch gleichsam lebensweltlich verstärkt. Dies 
festzustellen, bedeutet nicht, »die strukturelle Gewalt der Verwertung für 
die erweiterte Nachkriegsepoche außen vor zu lassen« und auszublenden, 
dass »»Klasse« als strukturelles Gewaltverhältnis [...], als existenzieller Angriff auf 
die soziale Natur, auf Leib und Leben der (lohn-)Jarbeitend-tätigen Menschen 
auch im Globalen Norden« wirkt, wie Stefanie Hürtgen (2020: 183, 181, Herv. 
i.0.) es dem Konzept der imperialen Lebensweise vorgeworfen hat. Worum 
es Ulrich Brand und mir stattdessen geht, ist, die räumlich und zeitlich weit 
ausgreifenden sozial-ökologischen Voraussetzungen der Produktions- und 
Konsumnorm, wie sie sich im Fordismus herausgebildet hat und bis heute 
nachwirkt, in ihrer ganzen Ambivalenz sichtbar zu machen (Brand/Wissen 
2017: 54ff.; Wissen/Brand 2019): als Notwendigkeit, der sich die Lohnabhän- 
gigen des globalen Nordens aufgrund ihres subalternen Status nicht ent- 
ziehen können, in die sie gleichsam hineinsozialisiert werden, weil sie ihre 
Arbeitskraft verkaufen müssen, und als spürbare Verbesserung der Lebens- 
bedingungen, als fortwirkende Erwartung »immerwährender Prosperität« 
(Lutz 1989). Der Klassenwiderspruch des Kapitalismus im globalen Norden 
wird dadurch nicht bestritten. Vielmehr wird gerade seine Existenz, genauer: 
seine Bearbeitung durch eine von den Lohnabhängigen selbst erkämpfte po- 
litische und materielle Teilhabe als ein zentrales Moment der Verursachung 
und Externalisierung sozial-ökologischer Kosten begreifbar. Wie Alf Horn- 
borg betont, haben die technologisch fortgeschrittenen Sektoren des Welt- 
systems die Ausbeutung ihrer eigenen Arbeiter*innen intensiviert, indem sie 
»gleichzeitig die Rate der Nettoressourcenimporte von anderswo gesteigert 
haben« (Hornborg 2019: 80). 

Die institutionellen, infrastrukturellen und mentalen Hinterlassenschaf- 
ten der fordistischen Konsumnorm wirken bis heute nach. Sie tun dies ebenso 
als materielle Abhängigkeiten wie als Versprechen, das jedoch, darauf weist 
etwa Klaus Dörre (2018) hin, aufgrund der zunehmenden sozialen Ungleich- 
heit für immer mehr Menschen auch im globalen Norden kaum mehr ein- 
lösbar ist. Gegenüber den egalisierenden haben sich die hierarchisierenden 
Momente der imperialen Lebensweise wieder in den Vordergrund gescho- 
ben und zu einem wichtigen Treiber von sozial-ökologischen Externalisie- 
rungen entwickelt (vgl. Chancel/Piketty 2015; Kleinhückelkotten u.a. 2016). 
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Die Implikationen dieser Entwicklung für das Verhältnis von ökologischen 
und Klassenkonflikten sind Teil der Überlegungen im abschließenden Teil 
des Beitrags. Inwieweit, so die Frage, haben sich in jüngerer Zeit die Voraus- 
setzungen dafür ergeben, die durch die fordistische Konsumnorm lange Zeit 
überlagerte Verbindung von »traditionellen Arbeitsplatz-bezogenen Anlie- 
gen mit breiteren sozialen Kämpfen über die Bedingungen der Produktion 
und des Konsums« (Burkett 2014: 214, Übers.: M.W.) politisch herzustellen, 
d.h. Klassenkämpfe zu ökologischen Kämpfen zu machen und umgekehrt? 


4. Ökologische Klassenkämpfe 


Der fordistischen Ausprägung des Lohnverhältnisses und der mit ihr korres- 
pondierenden Konsumnorm entspricht eine bestimmte Form der gewerk- 
schaftlichen und politischen Anrufung der Lohnabhängigen, nämlich als 
Arbeitsplatzbesitzer*innen. Die Lebensweise jenseits des Betriebs ist eine Funk- 
tion des Arbeitsplatzbesitzes. Folglich ist sie davon abhängig, in ein Lohn- 
verhältnis eingebunden zu sein, von Lohnsteigerungen zu profitieren und 
den Soziallohn in Anspruch nehmen zu können. Umweltpolitik stellt dem- 
gegenüber ein Problem dar, insofern sie die Wachstumsdynamik bremst und 
nicht nur Arbeitsplätze gefährden kann, sondern auch den Handlungsspiel- 
raum des wachstumsabhängigen Wohlfahrtsstaates und für Lohnsteigerun- 
gen beschränkt. 

Dass diese Form der Anrufung von (jungen) Arbeiter*innen und 
Gewerkschaftsaktivist*innen in den späten 1960er und frühen 1970er Jahren 
als Verkürzung erkannt und kritisiert wurde, war ein Moment der Infrage- 
stellung des fordistischen Akkumulationsregimes seitens der Arbeiter*innen 
selbst. So bemerkte ein Aktivist der US-amerikanischen Minenarbeiterge- 
werkschaft Mitte der 1970er Jahre: »Was bringt uns eine Gewerkschaft, die 
den Kohlenstaub in den Minen reduziert, wenn die Minenarbeiter und ihre 
Familien dann Chemikalien über die Luft und das Wasser aufnehmen und ver- 
schmutzte Nahrungsmittel essen?« (Zit. nach Probst 2020: 20) Lebensweltli- 
che Erfahrungen spielten auch in den »wilden«, gewerkschaftlich nicht kon- 
trollierten Streiks in der Bundesrepublik eine wichtige Rolle. Diese seit Mitte 
der 1950er Jahre zu beobachtende und in der zweiten Hälfte der 1960er Jahr 
intensivierte Protestform entzündete sich an den Zumutungen des tayloris- 
tisch-fordistischen Fabrikregimes, den »Leistungslöhnen« oder den kapital- 
seitigen Angriffen auf betriebliche Sozialleistungen im Zuge der Rezession 
von 1966/67. Vor allem dann, wenn sie von migrantischen Arbeiter*innen 
getragen wurden, richteten sich die wilden Streiks aber auch gegen miserable 
Wohn- und Lebensbedingungen sowie gegen ethnisierte und geschlechtsspe- 
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zifische betriebliche Hierarchien. Dabei, so Peter Birke (2018: 75), bezogen die 
Streikenden ihre Inspiration »aus den Feldern der Reproduktion und einer 
Gebrauchswertorientierung, die der Idee der »leistungsgerechten Bezahlung« 
diametral entgegenstand.« Bei aller gebotenen Vorsicht sieht Birke darin 
eine Verbindung der wilden Streiks »mit anderen zeitgenössischen Protest- 
bewegungen, die sich selbst jenseits der Sphäre der Lohnarbeit verorteten.« 
(Ebd.: 81) Interessant in diesem Kontext sind schließlich die Initiativen für 
eine demokratische Konversion der industriellen Produktion in den 1970er 
und 1980er Jahren, etwa die Arbeitskreise Alternative Produktion in der IG 
Metall und der Plan zum Umbau des britischen Rüstungskonzerns Lucas 
Aerospace, der bis heute als zentraler Bezugspunkt von Konversionsdebat- 
ten gilt (Röttger 2010; D. Schmidt 2016: 284f.): In einer akuten Krisensituati- 
on des Unternehmens, der das Management nur mit der Ankündigung von 
Massenentlassungen zu begegnen wusste, entwickelten Arbeiter*innen und 
Ingenieur*innen Ideen und Prototypen sozial und ökologisch sinnvoller Pro- 
dukte in den Bereichen Medizin, Mobilität oder erneuerbare Energien. Wie 
Mike Cooley, einer der Protagonisten des Lucas-Plans, in einem Round Table 
der PROKLA-Redaktion 1980 feststellte, begannen sie, »sich ihrer zweifachen 
Funktion in der Gesellschaft bewußt zu werden - als unmittelbare Produzen- 
ten und als Endverbraucher. Bisher war das ja so organisiert - auch in der Art 
darüber nachzudenken -, daß man hätte meinen können, es gäbe ein Volk, 
das in Fabriken arbeitet und in Büros - und noch ein ganz anderes Volk, das 
in Häusern und in Gemeinden lebt und konsumiert. Die Arbeiter selbst wer- 
den sich jetzt allmählich darüber klar, daß es für sie selber wichtig ist, daß 
ihre tägliche Arbeit für die Zeiträume, in denen sie leben und verbrauchen, 
wirklich nützliche Produkte hervorbringt.« (PROKLA-Redaktion 1980: 125) 
Seit den späten 1960er Jahren häuften sich mithin solche Arbeitskämp- 
fe, die auch einen ökologischen und lebensweltlichen Gehalt hatten. In ih- 
nen ging es um den Schutz des eigenen Körpers vor gesundheitsschädigen- 
den Arbeitsbedingungen und Lebensverhältnissen; und es ging darum, die 
eigenen Fähigkeiten nicht länger nur in den Dienst der Profitmaximierung 
zu stellen, sondern sie für die Herstellung sozial und ökologisch sinnvoller 
Produkte einzusetzen. In der Krise der fordistischen Entwicklungsweise und 
aufgrund einer anderen Zusammensetzung der Arbeiter*innenklasse (mig- 
rantischer, weiblicher, eine neue Generation) deutete sich mithin ein Brü- 
chig-Werden der Lohnabhängigen-Subjektivität an, die mit dieser Entwick- 
lungsweise korrespondierte. Genauer gesagt brachen sich jene eigensinnigen 
und gebrauchswertorientierten Elemente des Lohnarbeiter*innen-Bewusst- 
seins Bahn, die, wenn auch nie ganz verschwunden, so doch von der Domi- 
nanz einer fordistischen Produktions- und Konsumnorm überlagert worden 
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waren. Das eröffnete die Möglichkeit einer Verbindung von Klassen- und 
ökologischen Kämpfen, die mit einer gänzlich anderen Form der Anrufung 
der Lohnabhängigen einherging: Demnach liegt das Problem weniger in ei- 
ner ökologischen oder anderweitig motivierten Politik, sondern in der Krise 
einer Gesellschaft, die den Wohlstand auch der Subalternen an die Perpetu- 
ierung und Intensivierung eines sozial-ökologisch zerstörerischen Wachs- 
tums koppelt; und im Vordergrund steht nicht die oder der auf ihre/seine 
Rolle als Arbeitsplatzbesitzer*innen reduzierte Lohnarbeitende, sondern die 
ganze Person in ihren arbeits- und lebensweltlichen Zusammenhängen (vgl. 
Räthzel/Uzzell 2011). 

Die sich in der Fordismuskrise eröffnenden Möglichkeiten und die in ih- 
rem Rahmen gemachten Erfahrungen waren oft nur von kurzer Dauer. Die 
Initiative der Belegschaft von Lucas Aerospace scheiterte an der fehlenden 
politischen und gewerkschaftlichen Unterstützung sowie am Widerstand 
des Managements. Deutsche Unternehmensleitungen begegneten den wil- 
den Streiks bisweilen mit Repression, einen tariflichen Arbeitskampf der 
IG Metall beantworteten sie 1971 mit Massenaussperrungen; migrantische 
Streiks riefen nicht nur Solidarität, sondern auch rassistische Gegenreakti- 
onen seitens der deutschen Kolleg*innen hervor; die IG Metall verzeichne- 
te einen starken Mitgliederzuwachs, konnte Anfang der 1970er Jahre hohe 
Lohnsteigerungen durchsetzen, unterstützte punktuell die Frauenstreiks für 
Lohngleichheit, bekämpfte aber ab 1973 die innergewerkschaftliche, die eta- 
blierten Hierarchien infrage stellende Opposition (etwa die GOG bei Opel Bo- 
chum, die Plakat-Gruppe bei Daimler und die »Kölner Fordarbeiter«) durch 
»eine massive betriebliche Repressions- und überbetriebliche Ausschluss- 
welle« (Birke 2018: 80). Vielerorts gerieten die gesellschaftlichen Aufbrüche 
schließlich unter die Räder der neoliberalen Restauration bzw. wurden von 
dieser vereinnahmt. 

Damit sind die in den 1960er und 1970er Jahren gemachten Erfahrun- 
gen der Möglichkeit, Klassen- und ökologische Kämpfe miteinander zu ver- 
binden, nicht obsolet. Vielmehr stellen sich in der gegenwärtigen Situation 
verschärfter Krisen die Fragen, die in den damaligen Kämpfen aufgeworfen 
wurden, in einer nie dagewesenen Dringlichkeit; und die Antworten, die zu 
geben versucht wurden, sowie die Umstände, die sie hervorbrachten, ähneln 
in gewisser Weise den heutigen Suchprozessen und Kämpfen. Damals wie 
heute befinden sich die kapitalistischen Gesellschaften des globalen Nordens 
in einer tiefen Krise. Die Krise der 1970er Jahre wird aus regulationstheore- 
tischer Perspektive übereinstimmend als Formationskrise der fordistischen 
Entwicklungsweise bezeichnet. Für eine abschließende Einschätzung der mit 
der Corona-Pandemie beschleunigten aktuellen Verwerfungen ist esnoch zu 
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früh. Dennoch ist nicht auszuschließen, dass diese im Nachhinein als For- 
mationskrise des neoliberalen finanzdominierten Akkumulationsregimes er- 
scheinen: Die Ansprüche des Finanzkapitals an die reale Akkumulation über- 
steigen bei Weitem, was diese zulasten von Lohnabhängigen und Sozialstaat 
zu leisten vermag, ohne die Legitimationskrise der liberalen Demokratien zu 
verschärfen; in vielen Unternehmen haben die Renditeansprüche der Share- 
holder zu einer auf Dauer gestellten, durch permanente Reorganisation ge- 
kennzeichneten Unsicherheit geführt, die längst auch die Kernbelegschaften 
erfasst hat und autoritären Tendenzen Vorschub leistet (Sauer u.a. 2018); eine 
austeritätspolitische Bearbeitung der Krisenfolgen scheint nur noch unter 
politisch inakzeptablen Kosten - in Europa vermutlich das Auseinanderfallen 
der EU - möglich zu sein; und die systematischen Grenzen der Bemühungen, 
den Klimawandel mit preislichen Anreizen und technischen Innovationen in 
den Griff zu bekommen, zeichnen sich immer deutlicher ab. Die vorsichtige 
Abkehr der Bundesregierung von der noch in der letzten Krise verfolgten 
Austeritätspolitik in Europa scheint dem Rechnung zu tragen. Sie ließe sich 
als Ausdruck eines Prozesses werten, in dem durch Krise, Corona und Klima- 
bewegung verunsicherte politische Eliten nach neuen Regeln für einen außer 
Kontrolle geratenen Kapitalismus suchen - eines Prozesses, in dem es ohne 
Frage erhebliche Beharrungskräfte zu überwinden gilt (vgl. Schneider/Sy- 
rovatka 2020 für eine aktuelle Analyse der Krise der EU). 

Ein zentraler Unterschied zwischen der heutigen Situation und den 1970er 
Jahren besteht in der Art und Weise ebenso wie im Grad linker Politisierung. 
Die damalige Situation war von einem weltweiten Aufbruch geprägt, die ar- 
beits- und lebensweltlichen Kämpfe fügten sich in einen gesellschaftlichen 
und internationalen Kontext emanzipatorischer Bewegungen ein. Feminis- 
tische, ökologische, internationalistische und friedenspolitische Bewegun- 
gen erzeugten Resonanzen in den Betrieben, sie hatten »große Attraktivität 
für und Einfluss auf undogmatische Linke in Betrieben und Gewerkschaften. 
Die großen Zukunftsfragen fanden ihren Niederschlag im Pausengespräch 
am Arbeitsplatz. Und auch in der gewerkschaftlichen Debatte, denn die 
Zahl linker Aktivisten und ihrer Netzwerke in den Gewerkschaften war re- 
levant.« (Adler 2019: 2; vgl. Blöcker 2012: 9) Heute weht der Wind hingegen 
von rechts. Rassistische und nationalistische Kräfte fassen gesellschaftlich 
und teilweise auch in den Betrieben Fuß. Bisweilen gelangen sie in höchste 
Regierungsämter und heizen Klimawandel und geopolitische Konflikte an. 
Allerdings ist dies nur die eine Seite. Von der anderen Seite weht seit einigen 
Jahren die frische Brise einer neuen Klimabewegung. Die rechte Bedrohung 
wird dadurch zwar keineswegs obsolet. Allerdings gelingt es ihr auch nicht 
mehr, allein die politische Agenda zu bestimmen und die bürgerlichen Par- 
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teien diskursiv vor sich herzutreiben. Mit der erstarkenden Klimabewegung 
kommen stattdessen Fragen auf den Tisch, die schon die Bewegungen der 
1970er aufgeworfen hatten und die von zahlreichen betrieblichen Initiativen 
aufgegriffen worden waren. Tom Adler, der als Mitglied der Plakat-Gruppe 
bei Daimler selbst an den damaligen Debatten beteiligt war, erkennt darin 
die Chance einer organischen Verbindung zwischen betrieblichen Entwick- 
lungen, ökologischer Krise und einer von der Klimabewegung angestoßenen 
autokritischen Diskussion: Die ökologisch motivierte Kritik an der Automo- 
bilität und die Forderung nach einer sozial-ökologischen Transformation 
des Verkehrssystems trifft auf einen grundlegenden Umbruch der Branche, 
der mit erheblichen Arbeitsplatzverlusten verbunden ist und dem das Ma- 
nagement wenig mehr entgegenzusetzen hat als Rationalisierungsstrategien, 
effizientere Verbrennungsmotoren, Elektro-Autos und das noch vage Ver- 
sprechen auf »autonomes Fahren«. Das könnte bedeuten, dass »Klima, Um- 
welt und Verkehrsfragen [...] in der Periode vor uns wieder mit den sozialen 
Problemen zusammenfallen [werden]. Zehntausende hochqualifizierter In- 
genieure, Techniker und Facharbeiter in den Autobetrieben und -regionen 
sind ein dafür aktivierbarer Think-Tank, wenn ihre Kreativität und Qualifi- 
kation nicht mehr wie in den letzten Jahrzehnten auf anachronistische Ziele 
fokussiert wird.« (Adler 2019: 5; vgl. Wissen u.a. 2020) 

Die Dilemmata im Verhältnis von Arbeit und Ökologie bzw. von Arbeits- 
und ökologischen Kämpfen sind damit nicht vom Tisch, eine bewegungs- 
übergreifende Mobilisierung zugunsten einer sozial-ökologischen Trans- 
formation ist längst nicht absehbar. Sie folgt auch nicht notwendigerweise 
aus der gegenwärtigen Krise, denn dafür sind die Interessenlagen zu kom- 
plex und widersprüchlich. Feststellen lässt sich erst einmal nur, dass in der 
Linken und in neuen sozialen Bewegungen, die sich nicht unbedingt selbst 
als links bezeichnen würden, Debatten wiederkehren oder neu geführt wer- 
den, für die es jahrzehntelang keinen Raum gab: Debatten über Konversion, 
Wirtschaftsdemokratie, die Eigentumsfrage, Vergesellschaftung und Infra- 
struktursozialismus (vgl. Candeias 2019; Institut für Gesellschaftsanalyse & 
Friends 2020). Das ist nicht wenig, denn es deutet auf Brüche im Bestehen- 
den hin, möglicherweise auf eine Formationskrise der neoliberalen Entwick- 
lungsweise. Und es verweist ebenso auf strategischen Handlungsbedarf wie 
auf Interventionsmöglichkeiten. 

Eine Klammer linker Strategiedebatten ist - implizit oder explizit - die 
Gebrauchswertorientierung, und dies aus gutem Grund (vgl. Cock 2018): An- 
gesichts der Tiefe der Krise und des eingangs beschriebenen Versagens nicht 
einfach des Marktes, sondern der kapitalistischen Produktionsweise kann 
sich die Gesellschaft die vorrangige Orientierung am Tauschwert mit den ihr 
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innewohnenden destruktiven Wachstumszwängen schlichtweg nicht mehr 
leisten. Die Idee einer sozial-ökologischen Gebrauchswertorientierung da- 
gegen ist in mehrerlei Hinsicht wegweisend: Sie spricht die Arbeiter*innen 
als Produzent*innen an, die über ein erhebliches Wissen und kollektiv über 
die Fähigkeit zur Organisation komplexer Prozesse verfügen, und sie wen- 
det sich an sie in ihren lebensweltlichen Bezügen, in dem industrie- und ar- 
beitssoziologisch gut dokumentierten Wunsch nach einem gesellschaftlichen 
Sinnbezug von Arbeit (Hürtgen 2017). Das ist gerade für Gewerkschaften zen- 
tral, sofern diese vor der Herausforderung stehen, sich neu zu erfinden und 
»als Schlüsselakteure in allen Reproduktionssphären zu positionieren und 
zu bewähren« (Urban 2018: 347; vgl. Brand 2019: 88). 

Ferner ermöglicht die Gebrauchswertorientierung eben jene Brücken- 
schläge zwischen ökologischen, feministischen, internationalistischen und 
Klassenkämpfen, die einer Transformationsstrategie erst ihre Durchschlags- 
kraft verleihen. Mehr noch: In ihr konvergieren diese Kämpfe, d.h. sie verbin- 
den sich in dem gemeinsamen Bestreben, die für ein gutes Leben notwen- 
digen Güter herzustellen und Dienstleistungen zu erbringen, und zwar auf 
eine Weise, die den Reproduktionsnotwendigkeiten von Natur Rechnung 
trägt und Externalisierung zulasten anderer in Raum und Zeit vermeidet.‘ 
Schließlich liegen die »Einstiegsprojekte« (Brie 2010; Klein 2013), die die Ge- 
brauchswertorientierung konkret werden lassen, auf der Hand. Sie finden 
sich in der Sorgearbeit und in den gesellschaftlichen Infrastruktursystemen, 
auf die die individuelle und die gesellschaftliche Reproduktion essentiell an- 
gewiesen sind. In die materiellen und die gesellschaftlichen Infrastrukturen 
ist die Gebrauchswertorientierung häufig schon eingeschrieben; sie sind zen- 
tral für gesellschaftliche Teilhabe, kollektiven Konsum und Gleichheit; es gibt 
lange Erfahrungen mit ihrer öffentlichen Kontrolle, zudem entzünden sich 
viele aktuelle sozial-ökologische Kämpfe an Infrastrukturen bzw. zielen auf 
deren Demokratisierung und bessere Arbeitsbedingungen, in ihnen geht es 
ebenso um Natur- wie um Klassen- und Geschlechterverhältnisse; und diese 
Erfahrungen ließen sich für eine Erweiterung dessen nutzen, was als Infra- 
strukturen begriffen wird und unter demokratische Kontrolle zu bringen 


6 Bei der Vermeidung von Externalisierungen wäre das jobs versus environment dilemma 
auch im globalen Süden zu berücksichtigen. Es zeigt sich etwa dort, wo Menschen von ei- 
ner Arbeit in der extraktiven Industrie oder der industriellen Landwirtschaft abhängig 
sind. Für sie - das zeigen auch die Erfahrungen der Corona-Krise - wird eine Unterbre- 
chung von Wertschöpfungsketten schnell zu einer existenziellen Bedrohung. Deshalb be- 
steht die voraussetzungsreiche Aufgabe darin, die internationale Arbeitsteilung so zu ge- 
stalten, dass sie den Reproduktionsnotwendigkeiten von Mensch und Natur in einem glo- 
balen Maßstab gerecht wird. 
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wäre, um es sozial-ökologisch zur Verfügung stellen zu können (etwa Teile 
der Landwirtschaft und der Lebensmittelproduktion oder die Produktion der 
Transportmittel für ein nachhaltiges Verkehrssystem). Die Corona-Krise hat 
die Relevanz dieser Aufgaben unterstrichen. Wenn der (neoliberale) Kapita- 
lismus zu Lasten von Gesellschaft und Natur nicht bald wieder ungebremst 
Fahrt aufnehmen soll, wären sie zügig anzugehen. 
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Grenzen eigenständiger Organisierung 
Klassenkampf und Revolution - Petersburg 1917, Berlin 1918 


Zusammenfassung: Ein stärker sozial- als politikgeschichtlicher Blick auf die russi- 
sche Revolution vom Oktober 1917 und die deutsche Revolution vom November 1918 
eröffnet die Perspektive auf die dahinterliegenden Klassenkonflikte. Im spät indus- 
trialisierten Russland führte der Klassenkampf von oben zu spontanen Organisie- 
rungen auf Betriebsebene und zur Radikalisierung des Klassenkampfs von unten. In 
Deutschland bestanden demgegenüber institutionell abgesicherte Möglichkeiten zur 
Organisierung. Gerade deren Erfolge erwiesen sich mit der Politik des »Burgfriedens« 
ab 1914 als verhängnisvoll. Klassenkonflikte wurden auf Kosten der Arbeiterschaft 
stillgelegt. Arbeiter- und Soldatenräte wurden später zermalmt. 
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Class struggle and revolution - Petersburg 1917, Berlin 1918 

Abstract: Analyzed from a socio-historical rather than a political perspective, the 
events ofthe Russian Revolution of October 1917 and the German Revolution of 1918 
point to the underlying class conflicts. The late industrialization of Russia was ac- 
companied by continual repression. This class struggle from above resulted in spon- 
taneous organizing at the level of factories and in the radicalization of class struggle 
from below. Whereas in Russia there existed a lack of opportunities to organize, the 
German social democrats and trade unions were eminently successful in this respect. 
This led to the »party truce policy« from 1914 on and to the shut down of class con- 
flict at the expense of workers. 


Keywords: Russian Revolution of 1917, German Revolution of 1918, class struggle, 
workers’ and soldiers’ councils 


* Dorothea Schmidt war Professorin für Wirtschafts- und Sozialgeschichte an der HWR 
Berlin und ist Mitglied der PROKLA-Redaktion. 


491 


Dorothea Schmidt 


n 10 Tage, die die Welt erschütterten, dem journalistischen Klassiker über die 

Oktoberrevolution von John Reed, gibt es eine Diskussion zwischen einem 
arroganten Studenten und einem einfachen Soldaten, der am Bahnhof von 
Zarskoje Selo Wache hält. Der Student hält diesem vor, wenn er seine Waf- 
fe benütze, mache er sich zum Werkzeug von Mördern und Verrätern. Au- 
Rerdem sei er ein dummer Bauer, der einfach Parolen nachplappere. »Ach, 
Bruder«, antwortete der Soldat ernsthaft, »du verstehst nicht. Es gibt zwei 
Klassen. Kannst du das nicht sehen? Das Proletariat und die Bourgeoisie.« 
Der Student belehrt ihn, es sei ein großer Irrtum, Lenin für einen aufrich- 
tigen Freund des Proletariats zu halten. Lenin sei in einem geschlossenen 
Zug durch Deutschland gefahren und habe von den Deutschen Geld dafür 
genommen. Der Soldat zeigt sich auch davon nicht beeindruckt, denn Le- 
nin sei ein aufrechter Mann und sage genau das, was er und seinesgleichen 
hören wollten, vor allem, dass es eben nur diese beiden Klassen gebe. »»Nur 
zwei Klassen«, fuhr der Soldat hartnäckig fort, »und wer nicht auf der einen 
Seite ist, der ist auf der anderen.«« (Reed 1975: 247.) 

Im Oktober 1917 standen sich die beiden Klassen wie seit jeher als eherne 
Blöcke gegenüber, aber mit der Revolution hatten sich die Verhältnisse zwi- 
schen ihnen radikal umgekehrt und die unterdrückte Klasse hatte die Macht 
übernommen: diese Sichtweise entsprach der damaligen Wahrnehmung vie- 
ler Zeitgenossen und sie prägte auch die spätere Geschichtsschreibung, ins- 
besondere die sowjetrussische. Erstmalig sei nun die »Diktatur des Proleta- 
riats« verwirklicht. Was den Befürwortern der Revolution als Verheißung 
einer lichtvollen Zukunft erschien, galt kritischen Beobachtern, insbeson- 
dere nachdem die Bolschewiki sich als Alleinherrscher etabliert hatten, als 
Fortsetzung des zaristischen Autoritarismus, nur eben mit anderen Vorzei- 
chen. Ungeachtet ihrer unterschiedlichen Orientierung blieben in den tra- 
ditionellen Erzählungen der Historikerzunft - und auch in populären Versi- 
onen - die gesellschaftlichen Hintergründe für die Entwicklung der Ausein- 
andersetzungen zwischen Herrschenden und Unterdrückten, also die Genese 
dieses Antagonismus, jedoch meist ausgeblendet. Man konzentrierte sich im 
Wesentlichen auf den Fortgang der dramatischen politischen Geschehnisse: 
auf die Demonstrationen und ihre Niederschlagung, auf die Kämpfe zwischen 
den Parteien und ihren verschiedenen Fraktionen, auf deren Nähe oder Geg- 
nerschaft zum zaristischen Regime sowie auf unterschiedliche ideologische 
Positionen. Im Rampenlicht standen Akteure wie Pjotr Stolypin und Alexan- 
der Kerenski, Vladimir Iljitsch Lenin und Leo Trotzki, denen je nach Stand- 
punkt heroische oder dämonische Charakterzüge zugeschrieben wurden. 

Seit den 1960er Jahren begann in der Geschichtsforschung ein neuer Wind 
zu blasen. Neben den großen »Haupt- und Staatsaktionen« der politischen 
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Geschichte wurde nun der Geschichte der „kleinen Leute“, und im Nachgang 
ebenso der anderer sozialer Gruppen vermehrt Aufmerksamkeit geschenkt. 
Dadurch hat sich auch der Blick auf die russische Revolution verändert.! An- 
hand dieser neuen Befunde sollen hier die sozialgeschichtlichen Hintergründe 
der Ereignisse und ihre Vorgeschichte ausgeleuchtet werden. Dabei steht die 
Frage im Mittelpunkt, inwieweit es sich tatsächlich um Klassenauseinander- 
setzungen handelte, wie das der Soldat in Reeds Bericht meinte. Gab es in 
Russland damals überhaupt entwickelte Klassenverhältnisse? Und wie sind 
diese im Vergleich zu den Entwicklungen im Deutschen Kaiserreich zu sehen, 
das ein Jahr nach der russischen Oktoberrevolution ebenfalls zu Bruch ging? 


Wirtschaft und Gesellschaft vor 1914 in Russland 


Die Industrialisierung Russlands setzte später als die anderer Großmächte 
ein. Bis Mitte des 19. Jahrhunderts profitierten Adelige und Großgrundbe- 
sitzende vom Reichtum an natürlichen Ressourcen, die exportiert werden 
konnten, vor allem Getreide und Holz. Ihr Wohlleben schien ihnen damit ge- 
sichert, sodass sie sich allen Ansätzen industrieller Entwicklung widersetz- 
ten. Die schmachvolle Niederlage im Krimkrieg (1853-1856) legte erstmals 
schonungslos offen, dass weder die Eisenbahnverbindungen noch die Rüs- 
tungsindustrie auf der Höhe der imperialen Ansprüche des Landes standen, 
weshalb man sich seither von Staatswegen darum bemühte, Anschluss an die 
Entwicklung der überlegenen Gegner zu finden. Unter Zar Alexander II wur- 
de die Leibeigenschaft 1861 aufgehoben. Auf diese Art sollten Arbeitskräf- 
te freigesetzt und in der Landwirtschaft neuzeitliche Methoden eingeführt 
werden. Der Staat ließ Telegrafenlinien und Eisenbahnen, wie die Transsi- 
birische Eisenbahn, bauen. Schutzzölle für Kohle und Öl sollten die eigene 
Wirtschaft anregen. Der Schwerpunkt der Industrie lag bei Konsumgütern, 
vor allem bei Textilien und Lebensmitteln, punktuell auch bei Investitions- 
gütern. Es entstand eine extrem ungleichgewichtige Entwicklung mit einem 
Nebeneinander von traditioneller Dreifelderwirtschaft in manchen Regio- 
nen und moderner Stahlindustrie in anderen. Im Jahr 1900 erreichte der 


1 Auch in der PROKLA dieser Jahre hat sich das niedergeschlagen. In Heft 27/1977 erschien 
ein Artikel von Rainer Rotermundt: »Oktoberrevolution und Sozialismus - Zur Bedeutung 
des Massenbewusstseins für die Herausbildung nichtkapitalistischer Produktionsverhält- 
nisse.« Der Autor argumentierte, dass die »proletarischen Massen« das Lohnarbeitsver- 
hältnis in der Revolution niemals grundsätzlich infrage stellten - und angesichts des in 
Russland so wenig entwickelten Kapitalismus auch nicht infrage stellen konnten, sondern 
den Unternehmern lediglich ihre Eigentumstitel wegnehmen und den Staat an ihre Stel- 
le setzen wollten. Sie hatten also das »falsche« Bewusstsein. 
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Pro-Kopf-Grad der Industrialisierung 15 Prozent des damaligen britischen 
Niveaus, während Deutschland inzwischen auf 52 Prozent kam (Smith 2017: 
47ff; Llewellyn u.a. 2019a; Strautmann 2014). 

Trotz der Entstehung neuer Fabriken und wachsender Städte blieb das za- 
ristische Russland überwiegend ein Agrarstaat, ein Land der GutsbesitzerIn- 
nen, Bauern und Bäuerinnen sowie der LandarbeiterInnen. Waren 1885 rund 
85 Prozent aller Arbeitskräfte in der Landwirtschaft beschäftigt, so sank die- 
ser Anteil danach zwar leicht, stand aber 1913 immer noch bei 81 Prozent 
(Cheremukhin u.a. 2014: 21). Die Verbindung zwischen landwirtschaftlicher 
und industrieller Arbeit war auch nach den 1880er Jahren noch sehr viel 
enger als anderswo. Arbeitskräfte in der Industrie kamen überwiegend aus 
ländlichen Gegenden rund um die Industriezentren und wechselten saisonal 
zwischen der Arbeit in der Fabrik und auf den Feldern, das heißt, sie selbst 
oder Verwandte von ihnen besaßen ein Stückchen Land, auf dem sie Subsis- 
tenzwirtschaft betreiben konnten, was ihnen bei unzureichenden Industri- 
elöhnen das Überleben erleichterte. Selbst 1918 traf das noch für mehr als 
die Hälfte des städtischen Proletariats zu (Mironov 2010: 71). 

Bei einer Bevölkerung von 125 Millionen wird die Zahl der lohnabhängigen 
Männer, Frauen und Kinder für 1914 auf 26 Millionen Arbeitskräfte beziffert. 
Davon waren jeweils ein Viertel in der Landwirtschaft sowie in privaten und 
staatlichen Industriebetrieben, die übrigen in kleinen Werkstätten und Hand- 
werksbetrieben, im Bergbau, Bauwesen und Handel, bei der Eisenbahn oder 
in Privathaushalten beschäftigt (Melancon 2014a: 3). Eine Besonderheit der 
nachholenden russischen Industrialisierung bestand darin, dass mehr als die 
Hälfte der Industriearbeiterschaft in Betrieben mit mehr als 500 Beschäftig- 
ten tätig war, in Petersburg sogar 70 Prozent in Betrieben mit mehr als 1.000 
Beschäftigten. Zudem ballten sich die wichtigsten Branchen in einigen weni- 
gen Regionen zusammen: Schwerindustrie und Metallverarbeitung (insbe- 
sondere die Rüstungsindustrie) in Petersburg, Textil- und Nahrungsindustrie 
in Moskau, der Bergbau im Ural und im Donezbecken (Smith 2017: 53, 139). 

Was bedeutete dieser Wandel der wirtschaftlichen Strukturen gesell- 
schaftlich? Nach heutigen Einschätzungen stellte das vorrevolutionäre Russ- 
land »keine vollentwickelte Klassengesellschaft« dar, da die große Mehrheit 
der Bevölkerung dem Bauernstand angehörte und der Adel seine Privilegi- 
en über alle Turbulenzen der Jahre nach 1905 retten konnte. Daher »waren 
Stände für die Strukturierung der Sozialbeziehungen wichtiger als die vom 
Industriekapitalismus hervorgebrachten Klassen« (Smith 2017: 158). Das rus- 
sische Ständesystem soslovie entstand im Lauf des 19. Jahrhunderts, in einer 
Zeit, als es sich in West- und Mitteleuropa auflöste. Bis dahin war die russi- 
sche Gesellschaft in tausende Kleingruppen zerfallen, die zur Elite oder zu 
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den Unterworfenen gehörten. Doch in diesem unübersehbaren Gewimmel 
von Rechten und Traditionen bildete nicht einmal der Adel eine einheitli- 
che Kategorie. Seit Zar Peter dem Großen gab es Versuche, eine Kopfsteuer 
einzuführen. Eine solche setzte voraus, dass man einige wenige Großgrup- 
pen identifizierte, die unterschiedlich belastet werden sollten, was letztlich 
zum System der soslovie führte. Bis zur Mitte des 19. Jahrhunderts hatten sich 
vier Stände herausgebildet. Der Bauernstand war der zahlenmäßig größte. 
Zu ihm gehörten vor allem die seit 1861 befreiten Leibeigenen, also Men- 
schen, die bis dahin keinerlei rechtlichen Status hatten und Eigentum eines 
Grundherren, des Zaren oder der Kirche waren. Die Aufhebung der Leibei- 
genschaft machte sie zu Freien, gleichzeitig waren ihnen allerdings, um die 
Rechte der früheren Grundherren abzulösen, erdrückende Belastungen aufge- 
bürdet worden. Diese Schulden waren meist nicht individuell zu begleichen, 
sondern eine Verpflichtung der dörflichen Gemeinschaft, des mir. Der Bau- 
ernstand war äußerst heterogen, er umfasste nunmehr selbständige Bauern 
und Bäuerinnen im Haupterwerb, die über minimalen oder auch erheblichen 
Landbesitz verfügten, ebenso wie ärmere LandbewohnerInnen, die zeitweilig 
oder saisonal in städtischen Industriebetrieben arbeiteten. Die drei weite- 
ren großen Stände waren: der Adel, der Klerus und die Stadtbewohner, die 
allesamt zahlreiche Untergruppen aufwiesen, was insgesamt eine ungeheu- 
re Fragmentierung der Gesellschaft mit sich brachte, die dennoch sehr viel 
deutlicher strukturiert war als zuvor. In einen Stand wurde man hineinge- 
boren und blieb ihm lebenslang zugehörig, unabhängig davon, wie sich die 
eigenen Verhältnisse oder die der Familie später entwickelten. Die lohnab- 
hängige Arbeiterschaft bildete keinen eigenen Stand. Solange Arbeiter und 
Arbeiterinnen vom Land kamen und nur zeitweilig in der Fabrik arbeiteten, 
waren sie Mitglieder des mir. Nicht nur die Arbeiterschaft blieb so als Klasse 
bis in den Weltkrieg hinein weitgehend unsichtbar, dies galt ebenso für die 
Unternehmerschaft. Unternehmer waren Stadtbewohner, die zu fragmen- 
tierten Standesorganisationen von Groß- und Kleinkaufleuten, Bankiers und 
Industriellen gehörten. Diese waren weitgehend lokal verankert und verfolg- 
ten ihre je eigenen Standesinteressen, die sich danach unterschieden, ob sie 
in Petersburg oder in Moskau, in den polnischen Provinzen, in Sibirien oder 
im Kaukasus ansässig, ob sie Groß- oder Kleinstädter, Angehörige von rus- 
sisch-orthodoxen, jüdischen oder sonstigen Religionsgemeinschaften waren 
(Thatcher 2005a: 5; Rieber 1982: 415ff.). 

Je nach dem Stand zu dem man gehörte, verfügte man über umfassende 
Privilegien (so eine Minderheit der Bevölkerung) oder aber war drückenden 
Belastungen ausgesetzt (so die Mehrheit), insbesondere bei Steuerpflichten 
und dem Wehrdienst. Darüber hinaus griff die Standeszugehörigkeit tief ins 
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Alltagsleben ein. Danach bestimmte sich, wie man angeredet wurde und wie 
man sich kleidete; zudem war man dadurch in eine bestimmte Kultur und ver- 
wandtschaftliche Netzwerke eingebunden. Selbst wenn manche dieser Rege- 
lungen im Lauf des 19. Jahrhunderts etwas abgeschwächt wurden, blieben die 
Stände entscheidend für die Strukturierung der Gesellschaft - derindividuelle 
Besitz oder Nichtbesitz von Produktionsmitteln spielte da zunächst kaum eine 
Rolle. Das System der soslovie wurde erst mit dem Dekret über die Aufhebung der 
Stände und der staatsbürgerlichen Rangbezeichnungen vom 11. November 1917 auf- 
gehoben. Es war das erste Dekret der neuen Revolutionsregierung (BSB 2011). 


Wirtschaft und Gesellschaft vor 1914 in Deutschland 


Ganz anders als in Russland verlief die Industrialisierung in den deutschen 
Staaten. Bereits um 1800 war der Anteil der Erwerbstätigen, die als Selbstän- 
dige oder als landwirtschaftliche ArbeiterInnen in der Landwirtschaft be- 
schäftigt waren, mit 55 Prozent niedriger als in Russland im Jahr 1913 under 
nahm im Lauf des 19. Jahrhunderts stetigab, um vor dem Ersten Weltkrieg 28 
Prozent zu erreichen.” Während Russland ein Agrarstaat mit industriellem 
Annex war, entwickelte sich Deutschland zu einem Industriestaat mit land- 
wirtschaftlichem Annex (Wehler 1995: 618f.). Den entscheidenden Anstoß 
für Veränderungen gaben die Maßnahmen der Bauernbefreiung, die in eini- 
gen deutschen Staaten bereits im Lauf des 18. Jahrhunderts einsetzten und 
sich mancherorts über das gesamte 19. Jahrhundert hinzogen. Sie bedeute- 
ten, dass persönliche Bindungen wie etwa Gesindezwangsdienste gegenüber 
den adeligen Grundherren aufgehoben wurden und Bauern nun Boden als 
ihr Privateigentum erwerben konnten, was für sie allerdings (ähnlich wie in 
Russland) häufig eine enorme und langandauernde Schuldenbelastung mit 
sich brachte. Diese tiefgreifenden gesellschaftlichen Umwälzungen erfolgten 
sehr unterschiedlich in einzelnen Regionen, insgesamt führten sie im Lauf 
der folgenden Jahrzehnte jedoch zu erheblichen Steigerungen der Produk- 
tion und der Arbeitsproduktivität (Henning 1993: 37ff.). 

Auslöser des industriellen Aufschwungs in den deutschen Staaten war der 
Eisenbahnbau seit Mitte des 19. Jahrhunderts, der die Transporte verbilligte 
und bis dahin isolierte Regionen miteinander verband. Er hatte Rückkoppe- 
lungseffekte auf die Eisen- und Stahlindustrie, die Kohleförderung und den 
Maschinenbau, vor allem auf den Bau von Lokomotiven (Wehler 1995: 73f.). 
Wie Russland waren die deutschen Staaten unter preußischer Führung in der 


2 »Anteil der Erwerbstätigen nach Wirtschaftssektoren im Deutschen Reich in den Jah- 
ren 1800 bis 1914«, https://de.statista.com, August 2012. 
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zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts in Kriege verwickelt, konnten diese aller- 
dings siegreich beenden. Sie beförderten die deutsche Einigung, insbesonde- 
re der Krieg mit Frankreich von 1870/71, der zur Begründung des Deutschen 
Kaiserreichs, also zu einer einheitlichen Währung sowie einem sehr viel grö- 
ßeren Verkehrs- und Wirtschaftsraum, außerdem zu enormen französischen 
Reparationen führte. All dies löste einen gewaltigen Gründerboom aus und 
leitete, wenn auch mit starken konjunkturellen Schwankungen, die hochin- 
dustrielle Wachstumsphase ein. Zwischen den Jahren 1870 und 1914 stieg die 
deutsche Industrieproduktion auf das Sechsfache, der Wert der deutschen 
Exporte auf das Vierfache. Die Zeitgenossen beobachteten mit Ehrfurcht oder 
auch mit Schaudern, dass immer mehr große Fabriken entstanden, sei es in 
der Eisen- und Stahlindustrie oder auch in der elektrotechnischen und che- 
mischen Industrie. Das Handwerk schien auf verlorenem Posten zu stehen, 
doch galt das nicht allgemein. Wenn die Industrialisierung traditionellen 
Handwerken wie Webern und Schustern den Garaus gemacht hatte, so wa- 
ren gerade dadurch auch neue entstanden, etwa die Elektroinstallation. An- 
dere erlebten durch die wachsende Urbanisierung einen Aufschwung, etwa 
Betriebe von Bäckern und Fleischern, von Wäscherinnen und Näherinnen 
sowie sämtliche Bauhandwerke (Schmidt 1999: 605ff.). 

Trotz dieser vielfachen sozialen Ausfächerungen gilt als unbestritten, 
dass mit der Industrialisierung im Deutschen Reich eine Klassengesellschaft 
entstanden ist. Die letzten Reste ständischer Strukturen waren in der ersten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts mit der Einführung der Gewerbefreiheit hinweg- 
gefegt worden. Die Regulierungen durch Zünfte wurden schrittweise beseitigt, 
und Preise, produzierte Mengen sowie Lehrlingsausbildung wurden spätes- 
tens um 1870 freigegeben. »Der Markt,« schreibt Hans-Ulrich Wehler »ver- 
drängte die traditionellen Mechanismen der Zuweisung von Rang, Prestige 
und Einfluß, wie sie etwa in den Adelsprivilegien kraft familiärer Herkunft 
am längsten weiterlebten« (1995: 843). Abgesehen von jener kleinen Gruppe, 
die in dem zahlenmäßigbescheidenen öffentlichen Sektor oder in kirchlichen 
Einrichtungen arbeiteten, war nun in erster Linie entscheidend, ob Menschen 
über Produktionsmittel, seien es Ländereien, kleine oder mittlere Bauern- 
wirtschaften, Handelsgeschäfte, Fabriken oder Werkstätten verfügten, oder 
aber nichts davon besaßen und sich als ländliche LohnarbeiterInnen, indus- 
trielle und handwerkliche ArbeiterInnen, Tagelöhner, Handelsgehilfen oder 
Dienstboten verdingen mussten. Auch waren die Grenzen zwischen diesen 
Gruppen nicht mehr standesmäßig festgezurrt. Aufgrund zeitgenössischer 
Statistiken kommt Wehler zu dem Schluss, dass die »städtischen und länd- 
lichen proletarischen und proletaroiden Erwerbsklassen« vor 1914 rund 70 
Prozent der Reichsbevölkerung umfassten (ebd.: 846). 
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Als Gegenpol zum Proletariat entstand eine »übergreifende Klasse des 
höheren Wirtschaftsbürgertums«, das einen gemeinsamen Nenner im Libe- 
ralismus sowie in der Bildungs- und der Nationalstaatsidee fand (ebd.: 190). 
Dabei blieb das selbstständige Unternehmertum bis zum Ersten Weltkrieg 
dominant, die Form der Aktiengesellschaft mit angestellten Managern war 
lediglich in Bereichen wie dem Bergbau und bei Großbanken üblich. In der 
Eisen- und Stahlindustrie, in der chemischen Industrie und in der Textilin- 
dustrie standen am ehesten »Industriekapitäne« an der Spitze - Eigentümer, 
die ihre Unternehmen auf autokratische oder paternalistische Art leiteten. 
Mittelgroße Eigentümer-Unternehmen gab es besonders oft im Bauwesen 
und in der Industrie der Nahrungs- und Genussmittel, etwa bei Brauereien, 
oder im Maschinen- und Apparatebau (Schmidt 1999: 603). Das 19. Jahrhun- 
dert gilt als eine Zeit der Vereins- und Verbandsgründungen, die bei den 
Unternehmen vor allem nach der Reichsgründung zunahmen. Schon vorher 
gab es zahllose Branchenverbände, danach gründeten sich weitere und 1876 
schließlich der Centralverband der Industriellen. Um die Jahrhundertwende 
entstanden, zunächst ebenfalls auf Branchenebene, Arbeitgeberverbände, 
wie diejenigen für das Baugewerbe oder für die Braunkohleindustrie, 1913 
die zentrale Vereinigung der deutschen Arbeitgeberverbände. 


Klassenkämpfe und Ansätze von Klassenkompromissen in Russland 
bis 1914 


Die Arbeitsverhältnisse in der aufkommenden russischen Industrie waren 
bis in die 1880er Jahre ähnlich katastrophal, wie Karl Marx sie für England 
in den 1830er Jahren und in den folgenden Jahrzehnten beschrieben hat: Die 
Löhne reichten kaum zum Überleben, die Arbeitszeiten waren übermäßig, 
es gab harte Geldstrafen für kleinste Verfehlungen und die Auszahlung der 
Löhne erfolgte oft willkürlich. Doch seit dieser Zeit kam es zu Veränderun- 
gen, wenn auch kaum zu anhaltenden Verbesserungen. In der Öffentlichkeit 
spielte die »Arbeiterfrage« (wie sie anderswo genannt wurde) keine Rolle, eine 
solche wurde schlichtweg verneint. Das änderte sich, als es seit 1870 wieder- 
holt zu »Unruhen und Gärungen unter den Arbeitern« kam, die »nur durch 
Militärgewalt erstickt werden konnten« (Tugan-Baranowsky 1900: 468, 470). 
Der erste größere Streik fand in diesem Jahr in der Nevskaja Baumwollfabrik 
statt, 1878 folgte ein solcher der Petersburger Textilarbeiter, 1885 waren es 
8.000 Weber in Nokolskoje, die zehn Tage lang die Arbeit verweigerten. Die 
Verhandlungen gegen die Streikführer machten die katastrophalen Arbeits- 
bedingungen erstmals publik. Insgesamt waren in den 1870er und 1880er 
Jahren jeweils etwa 170 Streiks zu verzeichnen, unter anderem in Peters- 
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burg 1896 in mehreren Fabriken eine wochenlange Streikwelle, an der sich 
bis zu 30.000 Arbeiter beteiligten. Sie forderten, dass der Arbeitstag von 13 
Stunden auf 10,5 verkürzt werden sollte. Diese Ausstände gelten als die ers- 
ten Massenstreiks in Russland (Puttkamer 1996: 21, 28f.; Anweiler 1958: 27). 

Im Jahr 1882 gab es erstmals ein Gesetz, das die Arbeit von Kindern ein- 
schränkte, außerdem wurde ein Regierungsinspektorat ins Leben gerufen. 
1885 wurde die Nachtarbeit von Frauen und Jugendlichen verboten, im Jahr 
darauf verfügt, dass Arbeiter zu festen Terminen und in bar bezahlt werden 
mussten und verschiedene, bis dahin übliche Abzüge nicht gemacht werden 
durften. Die Arbeitsverhältnisse sollten also von der bisherigen Willkür befreit 
und verrechtlicht werden. 1897 wurde für Arbeiter wie für Arbeiterinnen ein 
Arbeitstag von 11,5 Stunden verfügt. Es gab allerdings auch Rückschritte, wie 
das Gesetz von 1890, mit dem die Regelungen zur Nachtarbeit von 1885 teil- 
weise wieder aufgehoben wurden. Zudem sah das Gesetz von 1886 drastische 
Sanktionen für Anführer und Beteiligte von Streiks vor, nämlich mehrmo- 
natige Gefängnisstrafen. Die Abfolge und Mischung von - wenn auch mini- 
malen - Zugeständnissen an die Arbeiterschaft und verschärfter Repression 
zeigt, dass hier eine spezifische Dynamik der Auseinandersetzungen vorlag. 
Michail Tugan-Baranowsky zufolge spielten dabei mehrere Akteursgruppen 
eine Rolle. Gewerkschaften waren verboten und ebenso wenig waren die 
Unternehmer bis zur Jahrhundertwende organisiert, hatten sich allerdings 
auf regionaler Ebene lose zusammengeschlossen, wie etwa die Petersburger 
Fabrikantengesellschaft. Diese Industriellen, die über relativ stark mecha- 
nisierte Fabriken verfügten, setzten sich bereits seit den 1870er Jahren für 
einen achtstündigen Arbeitstag und für ein Verbot der Nachtarbeit ein. Sie 
versprachen sich davon eine höhere Produktivität, also modernere Formen 
der Ausbeutung. Demgegenüber beharrten die Moskauer Industriellen, deren 
Fabriken weniger Anschluss an die modernen Produktionsmethoden gefun- 
den hatten, auf den bisher geltenden Freiheiten der Fabrikbesitzer (Tugan- 
Baranowsky 1900: 455-483). Die Petersburger Fabrikantengesellschaft sollte 
lange Zeit die einzige, zudem regional begrenzte Interessensvertretung des 
Kapitals bleiben. Dieses formierte sich demnach allenfalls in Ansätzen als 
herrschende Klasse. 

So war es vor allem das Innenministerium, das sich für Fabrikgesetze stark 
machte, was Tugan-Baranowsky zu der Frage veranlasste: »Was bewog denn 
das allerreaktionärste russische Ministerium, für die Interessen der Arbei- 
ter eine Lanze zu brechen? Nichts als ‚Erwägungen höherer Ordnung«, mit 
anderen Worten, Befürchtungen vor Arbeiterunruhen.« (ebd.: 497) Dennoch 
versandeten Vorstöße zu weiteren Verbesserungen nach der Jahrhundert- 
wende und die durchgehend repressive Linie bekam die Oberhand. Eine ge- 
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werkschaftliche Organisierung war nach wie vor ausgeschlossen, aber seit 
den ersten Streiks entstanden (illegale) Streikkomitees und (legale) Arbei- 
terhilfskassen zur gegenseitigen Unterstützung. Die Massenstreiks führten 
dazu, dass Behörden und Unternehmer darauf drängten, dass die Streiken- 
den Sprecher wählten, mit denen über die Forderungen der Arbeiterschaft 
verhandelt werden konnte. Diese ersten Arbeiterausschüsse waren eine Vor- 
form der späteren Sowjets (Anweiler 1958: 27£f.). 

Die vielen unorganisierten und spontanen Ausbrüche hatten in Teilen der 
Regierung die Sorge entstehen lassen, hier könne eine politische Bewegung 
wie in westeuropäischen Ländern entstehen. Eine solche galt es zu verhin- 
dern - was letztlich nicht gelang. Im Jahr 1898 wurde in Minsk die Sozialde- 
mokratische Partei Russlands gegründet, die 1903 etwa 5.000 Mitglieder hat- 
te, sich allerdings bereits fünf Jahre nach ihrer Gründung über strategischen 
und organisatorischen Fragen aufspaltete, insbesondere, ob sie weiterhin 
eine Massenpartei sein (so die Menschewiki) oder aber eine Avantgarde von 
Berufsrevolutionären rekrutieren sollte (so die Bolschewiki). 

In den Jahren 1902/03 kam es in Südrussland zu der bisher größten 
Streikwelle, an der sich etwa 225.000 ArbeiterInnen beteiligten, und bei der 
erstmals nicht nur wirtschaftliche, sondern auch politische Forderungen ge- 
stellt wurden (ebd.: 31). Dies war der Auftakt zu den Ereignissen im Januar 
1905, als eine Prozession von 150.000 ArbeiterInnen mit ihren Familien zum 
Petersburger Winterpalais zog. Sie wurden von einem Priester angeführt, 
schwenkten Kirchenfahnen, trugen Bilder des Zaren und sangen fromme Lie- 
der. Weit davon entfernt, aufrührerische Parolen zu verbreiten, wollten sie 
lediglich dem Zaren eine Petition überreichen: für grundlegende Freiheiten 
und das Recht zur Bildung von Gewerkschaften, für Lohnerhöhungen und 
einen Arbeitstag von acht Stunden. Es war »gleichsam der letzte Appell des 
patriarchalisch denkenden russischen Arbeiters an den Zaren, bevor er zum 
modernen Proletarier und Revolutionär wurde.« (Anweiler 1958: 39) Infante- 
risten eröffneten das Feuer auf die DemonstrantInnen und der »Petersburger 
Blutsonntag« endete mit Hunderten von Toten und Verletzten. Er führte zu 
einer Welle von Streiks, Demonstrationen und politischer Organisierung im 
ganzen Land, bei der sich Keimzellen der Arbeiterbewegung, Angehörige der 
gebildeten Mittelschichten und Teile des Landadels zu einem »allrussisch- 
nationalen Kampf« zusammentaten (Smith 2017: 60f.). 

Es gab in der Folge an die 14.000 Streiks, an denen sich fast drei Millio- 
nen Arbeiter und Arbeiterinnen beteiligten, von Metallfacharbeitern und 
Druckern in den Städten über Arbeiter in den Ölfeldern von Baku bis zu un- 
gelernten Textilarbeiterinnen. Wenn damals und später versucht wurde, 
diese Arbeitsniederlegungen als entweder ökonomisch oder politisch ein- 
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zuordnen, so steht dem entgegen, dass diese Unterscheidung häufig nicht 
zu treffen war, da beide Gründe ineinander übergehen konnten. Zumindest 
männliche Arbeiter in Großbetrieben konnten einige substanzielle Erfolge 
erzielen: kürzere Arbeitszeiten und höhere Löhne (ebd.: 88f.). 

Im Verlauf dieser Erhebungen entstand in Petersburg erstmals ein Sow- 
jet, der Rechte und Pflichten einer (lokalen) revolutionären Regierung über- 
nahm, indem eine Miliz aufgestellt wurde und Lebensmittel verteilt wurden. 
In der Folge wuchsen solche Sowjets wie Pilze aus dem Boden und wurden 
in rund 50 Städten gegründet (ebd.: 63ff.). Anders als es die spätere sowjet- 
russische Geschichtsschreibung vertrat, waren sie weder damals noch in 
den folgenden Jahren eng mit der bolschewistischen Partei verbunden, und 
gerade deshalb populär, weil sie sich als parteipolitisch neutral verstanden. 
Dies entsprach dem politischen Bewusstsein der Mehrheit der Industriear- 
beiterschaft, die sich bis zu den Ereignissen von 1917 wenig für Parteien, 
und schon gar nicht für den Sozialismus interessierten, dafür aber reichlich 
kollektive Erfahrungen hatten. In den Städten wohnten und aßen die meis- 
ten Arbeiter, jedenfalls die weniger qualifizierten und schlechter bezahlten, 
zusammen in Gemeinschaftsunterkünften, besuchten regelmäßig Tavernen 
und tranken dort gemeinsam (Thatcher 2005a: 3; 2005b: 103, 107). Wenn sie 
in ihre ländlichen Heimatgemeinden zurückkehrten, waren sie dort nach 
wie vor Mitglieder des mir. 

Die Sowjets hatten untereinander kaum Kontakt. Sie stellten vielmehr 
Betriebsräte einzelner Fabriken dar und pflegten eine Art »Fabrikpatriotis- 
mus« (Hildermeier 1990: 518). Ihre Hauptforderungen hießen: Konstituieren- 
de Versammlung und Achtstundentag, nicht aber, die politische Macht zu 
übernehmen, also ein Rätesystem zu etablieren. Wenn sie Forderungen entwi- 
ckelten, die über den eigenen Arbeitsplatz hinausgingen, dann war das nicht, 
weil diese in überregionaler Koordination entstanden waren, sondern weil 
sie weitverbreiteten Bedürfnissen entsprachen (Anweiler 1958: 24, 47, 65, 71). 

Unabhängig davon kam es in diesen Monaten außerdem zu Hunderten 
von Bauernaufständen, die sich meist gegen Großgrundbesitzende richteten 
und bei denen Bauern Gutshöfe niederbrannten und plünderten. Ein weite- 
rer Unruheherd bestand schließlich im zaristischen Militär selbst, nämlich 
bei der Marine der Schwarzmeerflotte, wo die Matrosen des Panzerkreuzers 
Potemkin im Juni des Jahres wegen miserabler Verpflegung und schlechter 
Behandlung gegen ihre Offiziere rebellierten (Smith 2017: 67f.). Russland, 
schreibt Manfred Hildermeier, »erlebte 1905 seinen Sturm auf die Bastil- 
le - einen breiten, von Arbeitern, Bauern, Intelligenz und Teilen des Adels 
getragenen Angriff auf die autokratische Herrschaft, dem es freilich an der 
letzten Kraft fehlte.« (Hildermeier 1990: 527). 
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Der Zar meinte sich bis dahin dazu berufen, dank des ihm verliehenen 
Gottesgnadentums jegliche politischen Konzessionen abzulehnen. Angesichts 
des allgemeinen Aufruhrs sah er sich nun gezwungen, der Bevölkerung in ei- 
nem Manifest vom Oktober 1905 erstmals Bürgerrechte zu garantieren und 
eine gesetzgebende Versammlung, die Duma, einzuberufen (Smith 2017: 
63ff.). Das Ergebnis war ein »hohler Konstitutionalismus« (Thatcher 2005a: 
6). Gewerkschaften wurden nun zugelassen, bisher illegale Parteien legali- 
siert. Doch bald wendete sich das Blatt und die Opposition wurde wieder gna- 
denlos verfolgt. Mit äußerster Gewalt gingen russische Truppen vor, wenn es 
zu weiteren Streiks, Demonstrationen und Landbesetzungen kam oder um 
nationalen Separatismus ging (Smith 2017: 70f., 75ff.). 

Die Jahre seit dem Oktobermanifest waren von politischer Instabilität 
geprägt. Der Zar, der Ministerrat und die Duma arbeiteten in der Regel ge- 
geneinander, und sowohl die erste wie die zweite Duma wurden nach kur- 
zer Zeit aufgelöst, nur die dritte hatte längeren Bestand. Jegliche Reformen 
des Justizsystems sowie bei Bildung und Erziehung, nicht zu reden von den 
Arbeitsverhältnissen, unterblieben (ebd.: 80). Dennoch war das Jahrzehnt 
nach 1905 auch eine Zeit, in der das öffentliche Leben einen bedeutenden 
Aufschwung erlebte. Unzählige Vereinigungen nutzten die ihnen auf dem 
Papier zugestandene Meinungs- und Versammlungsfreiheit und diskutier- 
ten Reformen des Gesundheitssystems, des Polizeiwesens oder der Rechte 
von Frauen. Dieser Aufschwung schlug sich in einer wachsenden Vielfalt von 
unterschiedlichsten Publikationen nieder, die von Groschenblättern bis zu 
politischen Zeitungen aller Richtungen reichten (ebd.: 84). 

Ab 1911 setzte trotz massiver Repression eine neue Streikwelle ein. Sie 
wurde von einem Ereignis ausgelöst, das Erinnerungen an den »Petersburger 
Blutsonntag« wachrufen musste. Die sibirische Goldminengesellschaft Lena 
war berüchtigt für die katastrophalen Arbeits- und Lebensbedingungen: über- 
lange Arbeitszeiten, fehlende Sicherheitsvorkehrungen, willkürliche Strafen 
sowie den Zwang, eine vom Betrieb geführte Kantine zu nutzen. In diesem 
Jahr wollte die Geschäftsleitung die Löhne kürzen und stattdessen Gutschei- 
ne für die Kantine verteilen. Als dort verdorbenes Pferdefleisch ausgegeben 
wurde, war dies der Zündfunke, der den lang angestauten Unmut zur Explo- 
sion brachte. 6.000 Minenarbeiter legten die Arbeit nieder und setzten den 
Streik mehrere Wochen bis zum März 1912 fort, worauf die Direktion Militär 
anforderte. Wiederum kam es zu einem blutigen Massaker mit Hunderten 
Toten und Verletzten. Obwohl sich all dies im fernen Sibirien ereignet hat- 
te, verbreiteten sich die Nachrichten darüber wie ein Lauffeuer und überla- 
gerten damit sogar diejenigen über den Untergang der Titanic, der just da- 
mals bekannt wurde. Sie führten zu Streiks und Demonstrationen im ganzen 
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Reich. Am 1. Mai gingen eine halbe Million Menschen auf die Straße. Selbst 
vonseiten des liberalen Unternehmerlagers wurde das brutale Vorgehen 
der Polizei verurteilt. Die Massenstreiks hielten auch 1913 und in der ersten 
Hälfte von 1914 an, als 1,25 Millionen Arbeiterinnen und Arbeiter an ihnen 
beteiligt waren und ein neues Niveau an Militanz erreicht wurde (Llewellyn 
u.a. 2019b; Melancon 2014b: 2; Hildermeier 1990: 522). Nirgendwo in Europa 
gab es in den Jahren ab 1905 so intensive Streikaktivitäten wie in Russland. 
Es war eine Phase von spontanen Klassenkämpfen, wenngleich sich die dabei 
beteiligten Klassen noch nicht als solche organisatorisch konstituiert hatten. 


Klassenkämpfe und Klassenkompromisse im Deutschen Reich bis 1914 


In deutschen Fabriken waren die Arbeitsverhältnisse bis zur Mitte des 19. Jahr- 
hunderts ähnlich katastrophal wie im damaligen Musterland der Industriali- 
sierung, in England. In den folgenden Jahrzehnten kam es jedoch zu kürzeren 
Arbeitszeiten und seit den 1870er Jahren zu steigenden Reallöhnen. Kinderar- 
beit wurde seit 1839 in Preußen gesetzlich eingeschränkt, ab 1878 insgesamt 
im Deutschen Reich. 1891 wurde der Arbeitstag für Frauen in Fabriken auf elf 
Stunden begrenzt. Entscheidend für diese Veränderungen war die wachsende 
Organisierung der Arbeiterschaft. Bereits in den 1840er Jahren entstanden Ar- 
beitervereine, die entweder, wie der Bund der Kommunisten unter Marx und 
Engels, revolutionäre Ziele verfolgten oder auch Unterstützungsvereine ein- 
zelner Berufsgruppen darstellten, durch die Arbeitern in Notlagen, bei Krank- 
heit oder Arbeitslosigkeit bis hin zur Bezahlung der Begräbniskosten geholfen 
werden sollte. Sie stießen bald auf staatliche Repression, aber seit Anfang der 
1860er Jahre garantierte der preußische König neben der Gewerbe- auch die 
Koalitionsfreiheit und es kam zu einem Aufschwung politischer und gewerk- 
schaftlicher Vereinigungen. Berufsorganisationen der Buchdrucker und Zi- 
garrenarbeiter hatten dabei bereits eine längere Tradition, Metall-, Berg- und 
Hüttenarbeiter folgten ihnen. In den Jahrzehnten danach war die Intensität 
der Organisierung schwankend, aber alle Richtungsgewerkschaften zusammen 
kamen um die Jahrhundertwende bereits auf etwa 850.000 Mitglieder, kurz vor 
dem Ersten Weltkrieg auf rund drei Millionen. Bei den Freien Gewerkschaften 
verzehnfachte sich die Zahl der Mitglieder in den zwei Jahrzehnten vor 1914. 
Parallel dazu stieg auch die Zahl der Arbeitsniederlegungen an, insbesondere 
während des Gründerbooms mit einem Höchststand im Jahr 1872. Sie gingen in 
der folgenden Depressionsphase zurück, nahmen jedoch mit dem Aufschwung 
seit Mitte der 1890er Jahre kontinuierlich zu (Schneider 1989: 494, 498). 

Aus den Arbeitervereinen entstanden parallel dazu auch politische Orga- 
nisationen, so 1863 der Allgemeine Deutsche Arbeiterverein unter Ferdinand 
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Lassalle, der eine Verbesserung der Lage der Arbeiterschaft vor allem darin 
sah, dass diese Produktionsgenossenschaften gründen sollten. Ebenfalls 1863 
wurde ein Dachverband von Arbeiterbildungsvereinen ins Leben gerufen, der 
unter der Führung von August Bebel und Wilhelm Liebknecht sozialdemo- 
kratische Ziele verfolgte und gewerkschaftlichen Organisationen nahestand. 
Daraus entstand 1869 die Sozialdemokratische Arbeiterpartei, die die »Er- 
richtung des freien Volksstaats« anstrebte. 1875 vereinigten sich beide Orga- 
nisationen zur Sozialistischen Arbeiterpartei Deutschlands. Angesichts der 
Popularität der neuen Partei und der erfolgreichen Gewerkschaftsaktionen 
schienen Reichskanzler Bismarck die bisherigen Kräfteverhältnisse zuneh- 
mend ins Wanken zu geraten und er initiierte 1878 das sogenannte Sozialis- 
tengesetz, das bis 1890 immer wieder verlängert wurde. Damit wurde zwar 
jegliche Vereins- und Öffentlichkeitsarbeit der Arbeiterbewegung verboten, 
aber sozialdemokratische Kandidaten konnten bei Reichstagswahlen nach 
wie vor antreten - und ihre Wahlerfolge hielten an. Das führte bei führenden 
Sozialdemokraten mehr und mehr zur Überzeugung, der weitere Aufstieg ih- 
rer Partei sei unaufhaltsam, sie repräsentiere die Vorhut der internationalen 
Arbeiterbewegung und die Revolution würde ihr eigentlich von selbst in den 
Schoß fallen (Lehnert 1983: 83). Die meisten Sozialdemokraten erwarteten, 
eine Verbesserung der Arbeitsverhältnisse und ihre politische Beteiligung 
im bestehenden »Klassenstaat«, und nicht erst im zukünftigen »Volksstaat« 
zu verwirklichen. In diese Richtung schien manchen auch die bismarcksche 
Einführung der Ansätze einer Sozialversicherung zu weisen, wenngleich die- 
se angesichts dürftiger Leistungen in der Arbeiterbewegung umstritten blieb. 

Trotz aller markigen Rhetorik aufbeiden Seiten entstand zwischen Vertre- 
terInnen der Arbeiterbewegung und Bürgerlichen rund um die Jahrhundert- 
wende eine neue Kultur des Kompromisses. Ein Mittel dazu, das insbesonde- 
re im Bereich der kleineren und mittleren Betriebe Anwendung fand, waren 
Tarifvereinbarungen mit den Unternehmern. Dabei gelten die Buchdrucker 
als »Pioniere der Tarifpolitik«. Seit Ende der 1890er Jahre gab es vor allem 
im Baugewerbe immer häufiger Tarifverträge, was in der Arbeiterschaft als 
ambivalent angesehen wurde, denn diese Vereinbarungen regelten nicht nur 
Löhne und Arbeitszeiten, sondern hatten auch einen Pferdefuß: die Zustim- 
mung zur Akkordarbeit. Auf Unternehmerseite waren Tarifverträge noch 
umstrittener. Großen Unternehmen erschienen sie undenkbar und sie be- 
harrten auf ihrem Standpunkt des »Herren im Haus« sowie den bisherigen 
Einzelverträgen, aber viele Handwerksbetriebe sahen sie als Maßnahme ge- 
gen »Schmutzkonkurrenz« durch gegenseitiges Unterbieten. Sie schützten 
sich auf diese Art vor Streiks, hatten Kalkulationssicherheit und konnten 
Termine einhalten. Gab es 1905 Tarifverträge für fast 500.000 Beschäftigte, 
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so galten solche 1913 bereits für 1,4 Millionen Beschäftigte. Insgesamt hatten 
die Freien Gewerkschaften bis 1914 für mehr als ein Drittel ihrer Mitglieder 
Tarifverträge vereinbart, mit denen eine Arbeitszeit von neun Stunden fest- 
geschrieben wurde (Ullmann 1977: 97f., 193). 

Aber auch dort, wo es nicht zu regionalen oder überregionalen Tarifver- 
trägen kam, war die Arbeiterschaft in der Lage, kürzere Arbeitszeiten und 
höhere Löhne durchzusetzen, was insbesondere im Konjunkturaufschwung 
ab 1900 gelang. Dies verdankte sich regen Streikaktivitäten. Es gab kein Jahr 
ohne größere Ausstände und im besonders streikintensiven Jahr 1905 waren 
mehr als 500.000 Arbeiterinnen und Arbeiter daran beteiligt. Vertreter des 
Großkapitals griffen bei größeren Streiks häufig zu Massen-Aussperrungen, 
und fallweise forderten sie Militär zur Unterstützung an. Dennoch fanden 
auch sie sich häufig zu Verhandlungslösungen bereit. Denn in diesen Jahren 
gab es einen bemerkenswerten neuen Trend, der in der Streikstatistik eigens 
vermerkt wurde: die »Bewegungen ohne Arbeitseinstellung«. Damit war ge- 
meint, dass ein Streik angedroht, aber letztlich nicht umgesetzt wurde, da die 
Unternehmerseite angesichts voller Auftragsbücher und knapper Arbeitskräf- 
te zu Kollektiv-Vereinbarungen bereit war. Derartige »kampflose« Bewegun- 
gen wurden ab 1905 immer häufiger (Schneider 1989: 105, 498f.; bpb 2012). 

Ein weiteres Instrument des Klassenkompromisses, das vor 1914 zumin- 
dest ansatzweise entwickelt wurde, waren Arbeiterausschüsse in den Betrie- 
ben, die überwiegend mit Wohlfahrtsfragen befasst waren. In Bergwerken 
standen sie in der Tradition der früheren Selbstverwaltung durch Knapp- 
schaften und wurden dort nach dem großen Streik von 1905 obligatorisch. 
Demgegenüber wehrten sich andere Unternehmen mit Händen und Füßen 
gegen eine derartige Mitbestimmung der Arbeiterschaft, die Gewerkschaf- 
ten verhielten sich ihr gegenüber aufgeschlossen, aber die Sozialdemokratie 
lehnte sie rundweg ab, da sie darin nichts als ein neues perfides Herrschafts- 
instrument des Kapitals sah, das die Einheit der Arbeiterklasse aufsprengen 
sollte. So blieb ihre Verbreitung begrenzt, und in der betrieblichen Praxis 
erwiesen sich die wenigen Arbeiterausschüsse meist als recht wirkungslos. 
Ihre Bedeutung sollte sich im Lauf des Weltkrieges entscheidend ändern 
(Teuteberg 1961: 302ff., 527ff.). 


Radikalisierte Klassenkämpfe in Russland ab 1914 


Mit Beginn des Krieges hörten die Streiks in Russland auf. Was die Arbei- 
ter von ihnen abhielt, war einerseits die Befürchtung, zum Militär einge- 
zogen zu werden, andererseits eine Welle des Patriotismus, die das Land 
überschwemmte und zunächst selbst die Arbeiterschaft ergriff. Solange sie 
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anhielt, hatten auch die revolutionären Parteien schlechte Karten. Sogar in 
Petersburg gab es kaum noch mehr als einige hundert Aktivisten. Ähnlich 
sah es bei den Gewerkschaften aus (Albert 2017: 3). Wenn es, wie in ande- 
ren Ländern, nach dem Beginn des Krieges zunächst zu einem scheinbaren 
»Burgfrieden« kam, war dieser von Anfang an sehr viel brüchiger. Mehr und 
mehr kamen viele zu der Überzeugung, patriotisch zu sein, hieße nicht, das 
Zarentum zu unterstützen, sondern im Gegenteil, sich gegen dieses zu wen- 
den (ebd.: 2; Melancon 2014b: 3). 

Wenngleich alle politischen und gewerkschaftlichen Organisationen 
der Arbeiterschaft in den Untergrund abgedrängt waren, blieben Arbeitern 
und Arbeiterinnen dennoch gewisse Gelegenheiten, offiziell zusammen zu 
kommen: in Vereinen für Krankenversicherung und Arbeiterbildung sowie 
in ihren Genossenschaften. Wirklich bedeutsam und Brennpunkt aller fol- 
genden politischen Aktionen gegen das zaristische Regime wurden jedoch 
die Arbeitergruppen in den Kriegsindustriekomitees. Sie waren entstanden, 
weil liberale Kaufleute und Industrielle seit Beginn des Krieges zunehmend 
unzufrieden damit waren, dass Rüstungsaufträge an wenige staatliche oder 
staatsnahe Unternehmen vergeben wurden und die Versorgung des Heeres 
zudem durch die schwerfällige Bürokratie behindert wurde. So wurden die 
Niederlagen an der galizischen Front im Frühjahr vor allem dadurch erklärt, 
dass es massive Probleme des Nachschubs von Munition gab. Um all dies zu 
verändern und auch einen größeren Anteil an den Rüstungsausgaben zu er- 
halten, riefen Petersburger Metallindustrielle 1915 ein Zentrales Kriegsin- 
dustriekomitee ins Leben, das in der Folge mehr als 200 lokale Ableger be- 
kommen sollte. Die Schaffung dieses Kriegskomitees zeigte zweierlei. Zum 
einen stellte es einen ersten Versuch der Unternehmerschaft dar, sich jenseits 
ihrer bisherigen Standesorganisationen gemeinsam zu organisieren. Aller- 
dings waren die Kapitalvertreter selbst in dieser Situation nicht in Lage, ein 
gemeinsames Programm zu den zentralen Konfliktpunkten zu formulieren: 
zu ihrem Verhältnis zum Zarentum wie zur Arbeiterschaft. Das anhaltende 
Desinteresse der Unternehmer wurde auch darin sichtbar, dass nur die we- 
nigsten von ihnen an den Sitzungen überhaupt teilnahmen (Rieber 1982: 382). 
Zum anderen wurde hier, um die industrielle Schlagkraft zu erhöhen, auch 
die Arbeiterschaft einbezogen - ein bis dahin einzigartiges Angebot der Mit- 
bestimmung, das von linken Sozialisten empört abgelehnt, von vielen mode- 
raten Sozialisten aber begrüßt wurde. Die Arbeitergruppen entwickelten sich 
indes anders, als es gedacht war, da die Arbeitervertreter die relativ freien 
Diskussionsmöglichkeiten in ihrem Sinn nutzten und sich auch nicht in die 
Bemühungen um die Bewahrung des sozialen Friedens seitens der Industri- 
ellen einspannen lassen wollten. Gerade diese Arbeiter spielten in der Fol- 
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ge eine zentrale Rolle, insbesondere im Petrograder Sowjet und bei den De- 
monstrationen ab 1916 (Smith 2017: 119; Melancon 2014b: 9f; Peeling 2014). 

Ab dem Winter 1916 war in Heer und Marine eine wachsende Kriegsmü- 
digkeit festzustellen, die vor allem mit der schlechten Verpflegung und Ver- 
sorgung mit Bekleidung sowie unzureichendem Fronturlaub zu tun hatte. 
Auch bei der Zivilbevölkerung machte sich mehr und mehr Unzufriedenheit 
wegen fehlender Brennstoffe und Lebensmittel breit. In den Betrieben wur- 
den Arbeitstage von zehn Stunden oder länger üblich und eine extrem rigi- 
de militärische Disziplin eingeführt, wobei die Reallöhne sanken. Es kam zu 
Unruhen, die vor allem durch Frauen und Jugendliche angeführt wurden. An 
den Streiks, vor allem in Petersburg und Moskau, waren 1916 etwa 25 Prozent 
aller Arbeiterinnen und Arbeiter beteiligt. Häufig ging es dabei nicht nur um 
die desolate Versorgungslage, sondern auch um politische Forderungen, die 
sich gegen die autokratische Herrschaft richteten, insbesondere die Beendi- 
gung des Krieges, dies allerdings nicht um jeden Preis. Denn einen Sieg der 
Deutsch-Österreicher über das eigene Vaterland wünschte man sich nun auch 
wieder nicht (Smith 2017: 117ff.; Melancon 2014b: 4, 7ff., 10). 

Die Arbeitsniederlegungen nahmen Anfang 1917 weiter zu. Der Peters- 
burger »Blutsonntag« war nicht vergessen und zur Erinnerung an die bru- 
tale Repression wurde am 5. Januar ein Streik ausgerufen, an dem sich mehr 
als ein Drittel der Petersburger Arbeiterschaft beteiligte. Am 23. Februar, 
am Internationalen Frauentag, fand abermals eine Demonstration gegen die 
Brotknappheit statt, an der sich Textilarbeiterinnen und Hausfrauen, aber 
auch ausgesperrte Metallarbeiter beteiligten. Als sich die Demonstrationen 
in den nächsten Tagen ausweiteten, schossen, wie bisher so oft, Soldaten in 
die Menge. Dennoch schlossen sich nun 170.000 Soldaten den Aufständischen 
an. An dem folgenden allgemeinen Aufruhr waren Oppositionsabgeordnete 
der Duma wie auch Kämpfer der sozialistischen Parteien beteiligt. Innerhalb 
von nur zwölf Tagen zerfiel das autokratische Regime. Die Februar-Revolu- 
tion fegte die 300 Jahre andauernde Herrschaft der Romanows hinweg, und 
der Zar dankte ab (Smith 2017: 121ff.). 

In der neuen Provisorischen Regierung saßen frühere Duma-Abgeordne- 
te, vor allem Vertreter des Liberalismus, Freiberufler und Geschäftsleute. Die 
tatsächliche Macht lag dagegen bei Hunderten von Sowjets, der gewählten 
Vertretung der ArbeiterInnen und Soldaten, in denen Menschewiki und So- 
zialrevolutionäre das Sagen hatten, während die Bolschewiki die Minderheit 
bildeten. Diese Sowjets waren seit dem Februar massenhaft entstanden, re- 
präsentierten etwa ein Drittel der russischen Bevölkerung und kontrollierten 
die lokalen Verwaltungen. Die Doppelherrschaft von Regierung und Sowjets 
existierte jedoch nur in der Hauptstadt, in den Provinzen entstanden Orts- 
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komitees, in denen ArbeiterInnen und Soldaten wie auch BildungsbürgerlIn- 
nen die Lebensmittelversorgung organisierten und die öffentliche Ordnung 
regelten (Smith 2017: 125ff.). 

Ein gemeinsamer Nenner von ärmeren Bauern und Bäuerinnen, von Ar- 
beiterInnen und einfachen Soldaten bestand im allgemeinen darin, dass sie 
sich als »die da unten« sahen, denen sozialistische Parteien aller Art Hoff- 
nungen auf das Ende von Hunger und Not, Entrechtung und Missachtung 
versprachen. Wie der Umsturz aussehen und wen er treffen sollte, konnte 
man sich dabei ganz unterschiedlich vorstellen, je nachdem, welche Auto- 
ritäten man als »die da oben« sah: »Grundbesitzer, Arbeitgeber, Offiziere, 
Regierungsbeamte, die Polizei und manchmal sogar Priester, Dorfvorsteher 
oder Vorarbeiter« (Smith 2017: 159). Was die Soldaten wollten: sich der ent- 
würdigenden Befehlsstrukturen und Schikanen im militärischen Alltag ent- 
ledigen, außerdem einen raschen Frieden. Was die Bauern und Bäuerinnen 
wollten: eine neue Verteilung von Grund und Boden. Was die Arbeiterschaft 
wollte: den Achtstundentag, Lohnerhöhungen, die repressiven Betriebsord- 
nungen in den Betrieben abschaffen. Die Doppelherrschaft der bürgerlichen 
Regierung und der von ArbeiterInnen und Soldaten gewählten Sowjets ge- 
riet nach nur wenigen Wochen über die Frage der Fortsetzung des Krieges 
in die Krise. In der Armee wurden vermehrt Anstrengungen unternommen, 
den Krieg siegreich zu beenden. Eine im Juni gestartete Offensive scheiterte 
allerdings und brachte dem Lager der KriegsgegnerInnen weiteren Zulauf 
(Smith 2017: 142ff.). 

Doch auch im Inneren verschärfte sich die wirtschaftliche Situation dra- 
matisch, worauf Regierung und Unternehmer nicht anders als mit erhöhter 
Repression zu antworten wussten. Der Slogan »Alle Macht den Räten« wurde 
immer populärer, aber nicht alle verstanden darunter dasselbe. Ein gemein- 
samer Nenner (auch bei vielen Bolschewiki) war, dass die Regierungskoali- 
tion aufgelöst, die in den Sowjets vertretenen Parteien eine provisorische 
Regierung bilden und eine Verfassunggebende Versammlung einberufen 
werden sollten. Es kam anders. Am 24. Oktober besetzten bolschewistische 
Militäreinheiten und Rote Garden Brücken, Bahnhöfe und andere strate- 
gisch wichtige Punkte, am 25. Oktober das Winterpalais. Am folgenden Tag 
wurde der Zweite Kongress der Sowjets eröffnet, der die Machtergreifung 
der Bolschewiki ratifizieren sollte. Doch die Menschewiki und die Sozialre- 
volutionäre befürchteten einen Bürgerkrieg und verließen demonstrativ die 
Sitzung (Smith 2017: 168ff., 175ff.). Am 26. Oktober bildeten die Bolschewiki 
eine neue Regierung, den Rat der Volkskommissare, den sie zunächst allei- 
ne beherrschten, nach weiteren Unruhen aber Repräsentanten der Sozial- 
revolutionäre (die als Vertretung der Bauernschaft galten) aufnahmen. Die 
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Wahlen zur Verfassunggebenden Versammlung brachten keine Mehrheit für 
die Bolschewiki. Im Januar 1918 trat die Versammlung zusammen und be- 
riet sich vor allem über Probleme des Friedens und der Landreform - nicht 
jedoch über das Prinzip der Sowjetmacht. Es sollte die letzte Sitzung dieses 
Gremiums sein. Von da an hatten weder die Sowjets noch andere Parteien 
mehr etwas zu sagen (Smith 2017: 182f.). 

Nicht, wie konservative Historiker mit ihrer »Entwurzelungsthese« ger- 
ne argumentierten, »spontane Emotionen«, »blinde Wut und fremdgesteu- 
erte Empörung« trieben das russische Proletariat an, sondern, wie neuere 
sozialgeschichtliche Untersuchungen gezeigt haben, »kalkulierte Interessen- 
vertretung innerhalb der gegebenen, sich rasch verändernden wirtschaftli- 
chen und politischen Rahmenbedingungen bestimmten ihre Handlungen.« 
(Hildermeier 1990: 528). Dabei standen die Parteien, insbesondere die bol- 
schewistische Avantgarde, seit dem Februar keineswegs an der Spitze der 
Bewegung. Diese organisierte und koordinierte sich vielmehr über die Ge- 
werkschafts- und Fabrikzellen. Erst ab dem Sommer war es den Bolschewi- 
ki gelungen, eine Anhängerschaft um sich zu scharen, die den Oktobercoup 
möglich machte. Es fand also eine zunehmende Radikalisierung der Arbei- 
terschaft statt, die sich vor allem daran zeigte, wie sich ihre Forderungen 
gegenüber dem Management der Fabriken verschoben. Wollten die Sowjets 
zunächst nur bei Personalentscheidungen der Unternehmer, insbesondere 
bei Einstellungen und Entlassungen, mitbestimmen, so gingen sie in diesen 
Monaten dazu über, auch bei Finanzen, Organisation und Produktionspla- 
nung mitreden zu wollen. Nun stellten die Unternehmer selbst die bisheri- 
gen Zugeständnisse infrage und verhielten sich genau so, »wie es die sozia- 
listischen Agitatoren seit Jahr und Tag vorausgesagt hatten.« (ebd.: 532). Die 
Arbeiterschaft in den Sowjets sah, dass sie als Klasse entweder aufgerieben 
wurde oder die Dinge selbst in die Hand nehmen musste. Dies war der Zeit- 
punkt, von dem an man von einem »Klassenbewusstsein« sprechen kann 
(ebd.: 533). Doch die Bolschewiki hatten spätestens seit dem Winter 1917/18 
kein Interesse mehr an Bewegungen von unten. Die Sozialisierung der Pro- 
duktion sollte ausschließlich von oben erfolgen. 


Stillgelegte und wieder aufflammende Klassenkämpfe im 
Deutschen Reich ab 1914 

Im Deutschen Kaiserreich verliefen die ersten Jahre des Krieges dank der 
offiziellen Politik des »Burgfriedens« anders als in Russland. Unter der De- 
vise »Nieder mit dem Krieg!« hatten die Sozialdemokraten wiederholt Mas- 
senversammlungen gegen drohende Kriegsgefahren veranstaltet und nach 
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dem Attentat von Sarajewo in zahlreichen Städten Friedensdemonstrationen 
organisiert. Hunderttausende waren es in Berlin, allein im Treptower Park 
200.000 Menschen - die größte Demonstration, die die deutsche Arbeiterschaft 
bis dahin auf die Beine gestellt hatte (Käppner 2017: 81). Als Wilhelm II ver- 
kündete, er kenne nun »keine Parteien« mehr, »nur noch Deutsche«, gaben 
die Sozialdemokraten ihre internationalistische Orientierungjedoch aufund 
stimmten im Reichstag den ersten Kriegskrediten zu. Sie versprachen sich 
davon, auf diese Art ihr Überleben als Partei zu sichern. Ähnlich sah es für 
die Gewerkschaften aus, die bereit waren, auf Arbeitskämpfe zu verzichten, 
um ihre Organisationen zu retten. Die patriotische Pflichterfüllung sollte 
nun im Vordergrund stehen und im Gegenzug würde man endlich als legiti- 
mer Bestandteil der Gesellschaft anerkannt werden (Schneider 1989: 116ff.). 

Bald zeigte sich, dass diese Zugeständnisse sich in keiner Weise bezahlt 
machten. Die Löhne stiegen zwar nominal, sanken jedoch real und vor allem 
die Versorgung mit Lebensmitteln wurde immer schlechter, ihre Verteilung 
immer ungleichmäßiger. Auch das preußische Dreiklassen-Wahlrecht blieb 
entgegen einer kaiserlichen Ankündigung von 1917 weiterhin bestehen. Be- 
reits im Oktober 1915 kam es in Berlin erstmals zu Lebensmittelkrawallen, 
bei denen Arbeiterfrauen lautstark protestierten. Auch in anderen Städten 
gingen Menschen für »Frieden und Brot« auf die Straßen. Selbst Streiks blie- 
ben nicht aus. Sie wurden ab 1915 von Jahr zu Jahr häufiger und 1917 nah- 
men weit mehr als eine halbe Million Arbeiterinnen und Arbeiter an ihnen 
teil (ebd.: 132). Die Sozialdemokratische Partei spaltete sich 1917 über diesen 
Ereignissen in die Mehrheitssozialdemokratie (MSPD) und die Unabhängige 
Sozialdemokratische Partei (USPD). 

Sowohl Sozialdemokraten wie Gewerkschaften sahen sich ab 1915 mehr 
und mehr in die staatspolitische Mitverantwortung einbezogen, was sie als 
Erfolg ihrer Stillhaltepolitik interpretierten. Einige ihrer Vertreter wurden 
in militär- und versorgungswirtschaftliche Ausschüsse und Ämter berufen, 
und außerdem, als 1916 das Hilfsdienstgesetz verabschiedet wurde, einige 
gewerkschaftliche Forderungen berücksichtigt. Mit diesem Gesetz wurde auf 
Betreiben der Unternehmen eine Arbeitspflicht für über 16-jährige Männer 
festgelegt, während entgegen ihren Wünschen in allen größeren kriegswich- 
tigen Betrieben Arbeiterausschüsse einzurichten waren, an denen die Arbei- 
tervertreter paritätisch zu beteiligen waren. Gerade die heftige Ablehnung 
durch Unternehmer, die den Horror eines »Gewerkschafts-Hilfsgesetzes« be- 
schworen und ihren traditionellen Alleinbestimmungs-Anspruch gefährdet 
sahen, bestärkte die Gegenseite darin, dass sie hier einen durchschlagenden 
Terraingewinn erzielt hatte (Schneider 1989: 125ff.): »Die vielfach als Erfolg 
gewertete Anerkennung der Gewerkschaften war nur um den Preis ihrer 
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fortschreitenden Einbindung in das Herrschaftssystem des Wilhelminischen 
Kaiserreichs zu erreichen, für dessen Politik sie Mitverantwortung und - in 
den Augen einer wachsenden Zahl von Arbeitern und Arbeiterinnen - auch 
Mithaftung übernahmen.« (ebd.: 126) Bei der Arbeiterschaft führte dies zu 
einer Polarisierung. Die Zahl der Gewerkschaftsmitglieder, die ab 1913 er- 
heblich zurückgegangen war, nahm ab 1917 wieder zu. Gleichzeitig formier- 
te sich aber verstärkt außergewerkschaftlicher Massenprotest (ebd.: 126ff.). 

Im Zuge der Streiks von 1917 entstanden unter dem Druck der Beleg- 
schaften in der Rüstungsindustrie Gruppen der »revolutionären Obleute«, die 
politisch der USPD nahestanden und das Konzept der Räte nach russischem 
Vorbild vertraten. Im Januar 1918 kam es zu den bisher größten Streiks, an 
denenrund eine Million Menschen teilnahmen. Sie gingen von Berliner Rüs- 
tungsbetrieben und ihren Arbeiterräten aus, die nicht nur eine bessere Ver- 
sorgung mit Lebensmitteln und das Ende des Krieges verlangten, sondern 
einen Friedensschluss ohne Annexionen und Reparationen, außerdem das 
Selbstbestimmungsrecht der Völker. Der Massenstreik erfasste in den fol- 
genden Tagen auch Werften und Kohlezechen in ganz Deutschland. In den 
Aktionsausschuss wurden nicht nur Vertreter der USPD, sondern auch der 
MSPD gewählt, die dann vergeblich versuchten, bei der Reichsregierung zu 
vermitteln. Doch nach wenigen Tagen brach der Aufstand angesichts der 
Säbel der Gendarmen und der massenhaften Verhaftungen zusammen. Es 
kam zu Zwangseinberufungen und willkürlichen Urteilen der Militärjustiz 
(Käppner 2017: 132, 180). 

In den folgenden Monaten wagte die Arbeiterschaft keinen neuen Auf- 
stand, doch die militärische Situation spitzte sich zu und erwies sich für die 
Deutschen ab dem Sommer als aussichtslos. Dennoch war die Oberste Heeres- 
leitung erst Ende September bereit, dies anzuerkennen und einem Waffen- 
stillstand zuzustimmen. Der Funke für die Revolution wurde Ende Oktober 
durch Kieler Matrosen gezündet, die gegen Befehle zum Auslaufen meuterten, 
als bereits Friedensverhandlungen in Gang waren. In den folgenden Tagen 
entstanden reichsweit Arbeiter- und Soldatenräte. Es kam zu einem General- 
streik, auf den, als Voraussetzung für einen Waffenstillstand, die Abdankung 
des Kaisers folgte. Die jahrhundertalte Herrschaft der Hohenzollern brach in 
ähnlich kurzer Zeit zusammen wie zuvor die der Romanows in Russland, und 
die Exekutivgewalt wurde einer Regierung der Volksbeauftragten unter dem 
Sozialdemokraten Friedrich Ebert übergeben. Die politische Gewalt lag bei 
den improvisierten Arbeiterräten, die Sicherheit und Ordnung des öffentli- 
chen Lebens, insbesondere die Lebensmittelversorgung, aufrechterhielten. 
Obwohl sie mehrheitlich an der MSPD orientiert waren, wurden sie von den 
Sozialdemokraten in der Regierung mit wachsendem Argwohn betrachtet. 
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Im Dezember wurde in Berlin ein Reichskongress der Arbeiter- und Sol- 
datenräte einberufen, bei dem entschieden werden sollte, ob die Republik 
durch eine Nationalversammlung oder als Räterepublik konstituiert werden 
sollte. Die MSPD-nahe Mehrheit entschied sich für die Nationalversamm- 
lung. Der Kongress forderte allerdings auch, dass neben der Sozialisierung 
von Schlüsselindustrien eine weitere zentrale Forderung der Arbeiterbewe- 
gung umgesetzt werden sollten: eine demokratische Volkswehr. Tatsächlich 
wurde verabschiedet, dass ein Zentralrat der Arbeiter- und Soldatenräte die 
militärische Kommandogewalt kontrollieren sollte, doch in der Praxis zeig- 
ten die folgenden Monate, dass die Mehrheits-SPD aus Angst vor »russischen 
Verhältnissen« mit der bisherigen Obersten Heeresleitung paktierte und die 
Entmachtung des wilhelminischen Militärapparats sabotierte (ebd.: 224ff., 
299ff.). Regierungstruppen wurden nunmehr wiederholt gegen Aufständische 
eingesetzt, insbesondere gegen die Anhängerschaft des Spartakus-Bundes, 
dem linken Flügel der USPD, der sich im Dezember 1918 als eigenständige 
Organisation abgespalten hatte, beim Rätekongress keine nennenswerte Rol- 
le spielte, aber weiterhin für eine gesamtdeutsche Räterepublik eintrat. Die 
Verfolgung gipfelte in der brutalen Ermordung von Rosa Luxemburg und 
Karl Liebknecht im Januar 1919. 


Fazit: Radikalisierte und stillgelegte Klassenkämpfe 


In Russland hat das zaristische autokratische Regime bis 1905 jegliche Orga- 
nisierung der Arbeiterschaft verhindert, und auch ihre potenzielle Gegensei- 
te, die Unternehmen, zeigten sich mit ihren ständischen Traditionen lokal 
zersplittert und ebenso wenig imstande, sich zu organisieren. Vereinzelte 
Forderungen von Unternehmern nach einer Modernisierung der patriarcha- 
len Verhältnisse zugunsten von Verhandlungslösungen konnten sich nicht 
durchsetzen. So kam es allenfalls auf Betriebsebene zu punktuellen Verein- 
barungen, während es den staatlichen Organen überlassen blieb, in die Aus- 
einandersetzungen der Kontrahenten einzugreifen. Zwar gab es zumindest 
bis zur Jahrhundertwende einige ministerielle Anläufe, die trostlose Lage der 
Arbeiterschaft, die oftmals den zuvor abgeschafften Verhältnissen der Leib- 
eigenschaft ähnelte, zu verbessern. Doch letztlich setzte sich die repressive 
Linie durch: ein Klassenkampf von oben, bei dem das Militär stets mit Unnach- 
sichtigkeit und Gewalt vorging. Daran änderte sich auch durch die konstitu- 
tionalistische Fassade seit 1905 nichts, selbst wenn nun Bürgerrechte einge- 
räumt und Gewerkschaften formal zugelassen wurden. Gleichwohl entfaltete 
sich das gesellschaftliche Umfeld seit diesen Jahren auf neue Art. In den Städ- 
ten wurde in größeren und kleineren Zirkeln diskutiert, die Zahl der Publika- 
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tionen stieg an und viele Menschen erfuhren davon, dass es vor allem in den 
westeuropäischen Ländern gelungen war, sich zu organisieren und Reformen 
durchzusetzen. Nicht nur die Verbitterung der arbeitenden Massen stieg so- 
mit an, sondern auch ihre Entschlossenheit, ihre Situation zu ändern, was zur 
wachsenden Popularität von Arbeiterräten führte. Der stetige Klassenkampf 
von oben brachte so in einem Prozess der wachsenden Radikalisierung den 
Klassenkampf von unten hervor, der sich von spontanen Aktionen in einzelnen 
Fabriken auf immer größere Teile der Arbeiterschaft ausweitete. 

Da die Industrialisierung so wenig vorangeschritten war und Russland 
immer noch ganz überwiegend ein Agrarland blieb, konnten die Fabriken 
und ihre Sowjets nicht mehr als revolutionäre Inseln darstellen. Die Mehr- 
heit der Bevölkerung blieb dem Bauerntum verbunden, darunter auch die 
meisten Soldaten, die man an die Front geschickt hatte. Sie sahen ihr Interes- 
se, endlich zu eigenem Land ohne die bisherigen erdrückenden Belastungen 
zu kommen, vor allem durch die Partei der Sozialrevolutionäre (Nachfolger 
der früheren Narodniki) vertreten. Diese war sowohl in der Duma ab 1905 
wie in der provisorischen Regierung ab Februar 1917 vertreten und stellte 
in der Konstituierenden Versammlung vom November 1917 die stärkste Par- 
tei dar. Intern blieb sie jedoch zerstritten, vor allem über die Frage, ob der 
Krieg weitergeführt und wie schnell die »Sozialisierung des Landes« umge- 
setzt werden sollte. Trotz ihrer massiven Präsenz als Partei gelang es den 
Sozialrevolutionären - anders als den Bolschewiki - in den entscheidenden 
Momenten nicht, ihre Anhängerschaft zu mobilisieren. Das entsprach auch 
nicht ihrer Tradition, bei der sie in erster Linie stets auf Attentate gesetzt 
hatten (Hildermeier 1989: 166f., 174, 200). Diese organisatorischen Schwä- 
chen konnte Lenin ausnutzen, als er im Januar 1918 die Konstituante mit 
Waffengewalt auflöste. 

In Deutschland hatte nicht nur die Industrialisierung, sondern auch die 
Organisierung der bürgerlichen und proletarischen Öffentlichkeit mehr als ein 
halbes Jahrhundert früher begonnen. Die »soziale Frage« wurde von Frauen- 
vereinen und Kathedersozialisten, von der Kirche, von liberalen und konser- 
vativen Parteien diskutiert und bildete die eigentliche Existenzberechtigung 
der Sozialdemokratie. Seit Mitte des 19. Jahrhunderts multiplizierten sich die 
Vereine, ob für Sport oder Kultur, für Kolonien oder Anti-Alkoholismus - es 
entstand also eine kaum noch übersehbare Fülle an zivilgesellschaftlichen 
Organisationen. Trotz der jahrelangen Behinderungen durch das Sozialis- 
tengesetz entwickelte sich in diesem Umfeld auch das rege sozialdemokra- 
tische und gewerkschaftliche Vereinswesen, das bis 1914 zu dem Höhenflug 
der Organisierung auf beiden Ebenen führte. Führende Vertreter der Arbei- 
terbewegung beschworen immer wieder die Einheit der Klasse, so etwa Karl 
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Kautsky in seiner Erläuterung des Programms der Sozialdemokratie: »[...] so 
werden immer mehr die arbeitenden Klassen zu einer einzigen einheitlichen 
Arbeiterklasse zusammengeschweißt, die beseelt wird vom Geist des Prole- 
tariats der Großindustrie, das an Zahl und ökonomischer Bedeutung stetig 
zunimmt. Immer mehr verbreitet sich in ihr der dem großindustriellen Pro- 
letariat eigenthümliche Geist des kameradschaftlichen Zusammenhalts, der 
genossenschaftlichen Disziplin, der Gegenherrschaft gegen das Kapital [...]« 
(1907: 197, Herv.: Kautsky). Wohl wussten die Ideologen der Partei, dass Ge- 
lernte und Ungelernte, Landarbeiter und Heimarbeiterinnen, Handelsgehil- 
fen und Dienstmädchen in unterschiedlichen Welten lebten, aber all diese 
Lebenslagen würden sich zunehmend angleichen und in einen gemeinsamen 
Kampf gegen »das Kapital« münden. 

Die Herrschenden setzten gegenüber den wachsenden Organisierungs- 
erfolgen der Arbeiterbewegung zeitweilig auf Repression, wie beim Einsatz 
von Militär gegenüber streikenden Bergarbeitern 1889 und 1912. Doch blieb 
diese Form des Klassenkampfs von oben eher die Ausnahme. Gängiger wur- 
de die Taktik von Integrationsangeboten, die von Werkssiedlungen bis zu 
»gelben« Gewerkschaften reichten, bei denen Wohlverhalten und Loyalität 
durch materielle Vergünstigungen belohnt wurden. Schließlich wiesen die 
wachsende Zahl von Tarifverträgen und der Erfolg von kampflosen Bewe- 
gungen in ebendiese Richtung der Einhegung und Kanalisierung von Klassen- 
kämpfen. Nicht, wie in Russland, fehlende Möglichkeiten der Organisierung, 
sondern deren unbestreitbare Erfolge erwiesen sich mit der Politik des »Burg- 
friedens« als Problem, da Klassenauseinandersetzungen zunehmend stillge- 
legt und eingefroren wurden - und zwar auf Kosten der Arbeiterschaft. Noch 
mehr als in der Vorkriegszeit handelte es sich also um faule Kompromisse. 
Die mächtigen bürokratischen Apparate der Arbeiterbewegung zeigten sich 
im Verlauf des Weltkrieges zu weitreichenden Zugeständnissen bereit, um 
ihr Überleben zu sichern - bis hin zu dem unheilvollen Pakt mit den Militärs 
seit 1918. Diesem Kurs wollten nicht alle Arbeiterinnen und Arbeiter folgen 
und drängten vor und nach 1914 darauf, die kapitalistischen Verhältnisse 
sehr viel grundlegender infrage zu stellen. Sie scheiterten. 

In Russland wie in Deutschland waren im Lauf des Weltkriegs Arbeiter- 
und Soldatenräte entstanden, deren Vertreter in Russland die längste Zeit, 
in Deutschland bis zuletzt auf eine parlamentarische Demokratie setzten. Sie 
wurden da und dort durch die sozialistischen Parteien, die sich politisch nach 
dem Sturz der jeweiligen Monarchen an die Spitze der neuen Regierungen 
setzten, zermalmt. Die deutsche Sozialdemokratie wie die russischen Bol- 
schewiki hatten kein Interesse an diesen Formen der eigenständigen Orga- 
nisierung des Proletariats von unten. 
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Class struggles in the Corona crisis 

The conflict over the economic policy measures ofthe German government 
Abstract: This contribution analyses the conflicts about the economic policy ofthe Ger- 
man federal government during the Corona crisis between February and June 2020. 
It relies on the press and publicly available documents of employers’ associations, 
trade unions and political parties. The process is understood as struggle between the 
capitalist class, the middle bourgeoisie, the petty bourgeoisie, the wage-earning mid- 
dle class and the working class. 
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lassenkampf findet nicht nur statt, wenn irgendwo gestreikt oder de- 
monstriert wird. Vielmehr ist der Gesamtprozess der kapitalistischen 
Produktion und Reproduktion ein Prozess des Klassenkampfes. Auf der öko- 
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nomischen Ebene dreht er sich um die Produktion und Aneignung des gesell- 
schaftlichen Mehrprodukts. Auf der politischen Ebene kämpfen die sozialen 
Klassen und Klassenfraktionen um die Reproduktion oder Transformation der 
Gesellschaft und ihrer herrschenden Produktionsweise. Schließlich ist auch 
das imaginäre Verhältnis der Individuen zu ihren Existenzbedingungen, d.h. 
die Reproduktion oder Transformation der herrschenden Ideologie, der Ge- 
genstand des Klassenkampfes. Wir sehen immer nur die Spitze des Eisbergs. 
Der größte Teil des Klassenkampfes findet im alltäglichen Kleinkrieg am Ar- 
beitsplatz statt, in der »verborgenen Stätte der Produktion« (Marx 1890: 184). 
Aber auch von den Interaktionen zwischen den herrschenden Klassen und 
den Staatsapparaten, in denen sich der »Block an der Macht« (Poulantzas) 
formiert, erfahren wir nur wenig. Dieser grundlegende Tatbestand markiert 
gleichfalls die Grenze der folgenden Untersuchung. 

Ich verfolge hier die Spuren des Klassenkampfs in der Corona-Krise an- 
hand der veröffentlichten Stellungnahmen der Wirtschaftsverbände, Parteien 
und Gewerkschaften sowie anhand der Berichterstattung in der Tagespresse. 
Ich konzentriere mich dabei auf den Diskurs über die wirtschaftspolitischen 
Maßnahmen der Bundesregierung in der Corona-Krise. Die Länderebene und 
die kommunale Ebene bleiben hier ebenso außer Betracht wie die Ebene der 
Europäischen Union, obwohl sie alle für die Krisenpolitik von Bedeutung sind. 


1. Klassen, Klassenfraktionen, Klasseninteressen, Klassenkämpfe 


In der deutschen Gesellschaft sind fünf soziale Klassen zu unterscheiden (vgl. 
Milios/Economakis 2014): 

1. Die Kapitalistenklasse. Sie besteht aus denjenigen, die über Privateigen- 
tum an (Re-)Produktionsmitteln in einem Umfang verfügen, der es ihnen 
erlaubt, ausschließlich von der Ausbeutung der Arbeit anderer zu leben. Die 
Kapitalistenklasse schließt auch das Topmanagement der Unternehmen ein, 
also diejenigen, die die aus dem Kapitalverhältnis entspringenden Machtbe- 
fugnisse unmittelbar ausüben und als seine Träger fungieren, indem sie den 
Einsatz der Produktionsmittel und die Ausbeutung der Arbeitskraft dirigie- 
ren. Die Topmanager*innen sind zwar formell Beschäftigte der Unterneh- 
men wie andere lohnabhängig Beschäftigte, doch kann man sie aufgrund ih- 
rer Funktion nicht zu den Lohnarbeitern zählen. Außerdem beziehen sie in 
der Regel Gehälter in einer Höhe, die sie von der Lohnabhängigkeit befreit 
und es ihnen erlaubt, selbst ausschließlich von ihrem Vermögen zu leben. 

2. Die mittlere Bourgeoisie. Sie besteht aus denjenigen, die über Privatei- 
gentum an (Re-)Produktionsmitteln verfügen und Lohnarbeiter*innen aus- 
beuten, aber in einem so geringen Umfang, dass es ihnen nicht möglich ist, 
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Kapital in ausreichendem Maße zu akkumulieren, um ausschließlich von der 
Aneignung fremder Arbeit zu leben. Die Angehörigen der mittleren Bour- 
geoisie sind gezwungen, in ihren Unternehmen selbst mitzuarbeiten. Ihre 
Produktionsform stellt eine Mischform zwischen der kapitalistischen Pro- 
duktionsweise und der Produktionsform des Kleinbürgertums dar. Die Größe 
des Kapitals, die notwendig ist, um den Sprung von der mittleren Bourgeoi- 
sie zur Kapitalistenklasse zu vollziehen, lässt sich nicht allgemein angeben, 
sondern variiert von Branche zu Branche. Die Bundesregierung hat bei ver- 
schiedenen Hilfsprogrammen in der Corona-Krise zwischen Unternehmen 
mit weniger als zehn Beschäftigten und Unternehmen ab zehn Beschäftigten 
unterschieden. Dies ist m.E. kein Zufall, sondern spiegelt die Existenz einer 
Grenze zwischen der mittleren Bourgeoisie und der Kapitalistenklasse wi- 
der. Ich gehe davon aus, dass die Programme für Unternehmen mit weniger 
als zehn Beschäftigten sich vor allem an die mittlere Bourgeoisie richten, die 
Programme für Unternehmen mit zehn und mehr Beschäftigten vor allem 
an die Kapitalistenklasse. 

3. Das Kleinbürgertum. Hier handelt es sich um die »Soloselbständigen« 
und Eigentümer von Familienunternehmen einschließlich der mithelfenden 
Familienangehörigen, die mit eigenen Produktionsmitteln produzieren oder 
im Bereich der Warenzirkulation arbeiten, ohne Lohnarbeiter zu beschäfti- 
gen. Sie leben also von ihrer eigenen Arbeit und nicht von der Ausbeutung 
der Arbeit anderer. Ein Teil der Soloselbständigen sind allerdings »Schein- 
selbständige«, die eher den Lohnabhängigen als dem Kleinbürgertum zuzu- 
rechnen sind, da sie keine Produktionsmittel besitzen und von nur einem 
Auftraggeber abhängig sind. 

4, Die lohnabhängige Mittelklasse. Sie besteht zum einen aus den lohnab- 
hängig Beschäftigten, die nicht primär innerhalb eines Kapitalverhältnisses 
ausgebeutet werden, also den Beschäftigten im öffentlichen Dienst, in den 
Unternehmen des Non-Profit-Sektors und in den privaten Haushalten. Zum 
anderen umfasst die lohnabhängige Mittelklasse die lohnabhängig Beschäf- 
tigten in den kapitalistischen Unternehmen, die an sie von der Kapitalisten- 
klasse delegierte Machtbefugnisse gegenüber der Arbeiterklasse ausüben - 
von den Meistern über die Techniker und Ingenieure in Aufsichtsfunktionen 
bis zum mittleren Management. 

5. Die Arbeiterklasse. Sie umfasst die lohnabhängig Beschäftigten, die pri- 
mär innerhalb eines Kapitalverhältnisses ausgebeutet werden und selbst kei- 
ne Herrschaftsposition im Betrieb einnehmen. 

Die verschiedenen sozialen Klassen sind nicht einheitlich, sondern un- 
terteilen sich jeweils in verschiedene Fraktionen. Strukturelle Fraktionie- 
rungen entspringen z.B. der Trennung von Warenproduktion und -zirkula- 
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tion: So sind innerhalb des gesellschaftlichen Gesamtkapitals die Fraktionen 
des Industrie-, Handels- und Bankkapitals zu unterscheiden. Entsprechend 
unterscheiden sich die Interessen der Kapitalisten, je nachdem, wo sich ihr 
Kapitaleigentum konzentriert. Ähnliche Fraktionierungen gelten für die 
mittlere Bourgeoisie und das Kleinbürgertum. In der lohnabhängigen Mit- 
telklasse bestehen wichtige Fraktionierungen zwischen den Beschäftigten 
des öffentlichen Dienstes, der kapitalistischen Unternehmen, der Non-Pro- 
fit-Unternehmen und der privaten Haushalte. In der Arbeiterklasse besteht 
zum einen eine Fraktionierung zwischen den Arbeiter*innen in der Produk- 
tion (produktive Arbeiter*innen) und den Arbeitern im Zirkulationsprozess 
(unproduktive Arbeiter*innen), zum anderen spaltet die Qualifikationshie- 
rarchie die Arbeiterklasse in ungelernte und angelernte Arbeiter*innen so- 
wie Facharbeiter*innen. Diese Fraktionierungen werden zudem überlagert 
durch die Spaltungen nach Geschlecht, Hautfarbe und nationaler Herkunft. 
Neben solchen strukturellen Fraktionierungen existieren Fraktionierungen 
konjunktureller Art, die sich entlang konkreter politischer Konflikte her- 
ausbilden und häufig zu gesellschaftlichen Koalitionsbildungen führen, die 
über die Grenzen einzelner Klassen oder Klassenfraktionen hinausgehen. 
Die komplexen Klassenverhältnisse und die widersprüchlichen Dynami- 
ken in der Gesellschaft bedingen, dass die Interessen der Klassen nicht ein- 
heitlich, sondern in sich widersprüchlich sind. Dies zeigt sich auch in der 
Corona-Krise. Die Kapitalistenklasse hat z.B. das Interesse, die allgemeinen 
Produktionsbedingungen aufrechtzuerhalten. Dazu zählt bis zu einem gewis- 
sen Grad notwendigerweise auch der Gesundheitsschutz, denn für die Aus- 
beutung müssen Arbeitskräfte in ausreichender Zahl zur Verfügung stehen. 
Andererseits können in der COVID-19-Pandemie notwendige Maßnahmen 
des Gesundheitsschutzes mit dem Interesse der Kapitalisten an einer unun- 
terbrochenen Kapitalverwertungkollidieren. Auch die Interessen der Arbei- 
terklasse sind in sich widersprüchlich. Die Arbeiter*innen haben zum einen 
das Interesse, ihre Gesundheit zu schützen. Dieses Interesse kann jedoch in 
Konflikt mit dem Interesse geraten, weiter der Lohnarbeit nachzugehen, um 
den für die Reproduktion der Arbeitskraft notwendigen Lohn zu erhalten. 
Ebenso kann das Interesse am Gesundheitsschutz mit dem Interesse kolli- 
dieren, dass die eigenen Kinder weiter in die Schule gehen können, um dort 
die notwendige Bildung zu erhalten, die zu Hause nicht oder nur unzuläng- 
lich vermittelt werden kann. Auch im Hinblick auf die Krisenpolitik sind die 
Interessen der Arbeiterklasse nicht eindeutig. Es ist einerseits im Interesse 
der Arbeiterklasse, dass die Arbeitsplätze erhalten und die Einkommen ge- 
sichert werden. Dieses Interesse kann unter der Hegemonie der Kapitalis- 
tenklasse so eingebunden werden, dass es strukturkonservativ wirkt. Ande- 
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rerseits liegen im Interesse der Arbeiterklasse ebenso sehr die Überwindung 
ihrer inneren Spaltungen, die Befreiung von den Zwängen der Lohnarbeit 
sowie die Verhinderung der weiteren ökologischen Zerstörung (vgl. hin- 
sichtlich der widersprüchlichen Verhältnisses von Ökologie und Klassen- 
kampf den Beitrag von Markus Wissen in diesem Heft). Wie Nicos Poulant- 
zas (1975) deutlich gemacht hat, muss zwischen ökonomischen, politischen 
und ideologischen Klassenstellungen, die aus den Produktionsverhältnissen 
und der gesellschaftlichen Arbeitsteilung resultieren, und Klassenpositionen, 
die sich in den Konjunkturen des ökonomischen, politischen und ideologi- 
schen Klassenkampfes ergeben, unterschieden werden. Angesichts der wi- 
dersprüchlichen Interessenlagen können die verschieden sozialen Klassen 
und Klassenfraktionen durchaus unterschiedliche Klassenpositionen in den 
Konjunkturen des Klassenkampfs einnehmen, die sich aus der Klassenstel- 
lung nicht unmittelbar ableiten lassen. 

Für die Verdichtung der Klassenkämpfe im Staat spielen intermediäre 
Organisationen wie Wirtschaftsverbände, Gewerkschaften und Parteien eine 
zentrale Rolle. Dabei ist es wichtig, festzuhalten, dass die Klassenpraxis sich 
nicht in der Praxis dieser intermediären Organisationen erschöpft. Die Auf- 
sichtsrats- und Vorstandsvorsitzenden von führenden Großunternehmen 
können beispielsweise direkt mit der Regierung und den Spitzen der ande- 
ren Staatsapparate kommunizieren und benötigen dafür nicht unbedingt 
die Wirtschaftsverbände. Dennoch spielt die Bündelung der Interessen der 
konkurrierenden Einzelkapitale durch die Wirtschaftsverbände eine zentrale 
Rolle. Die Wirtschaftsverbände stehen dabei selbst in einem komplex geglie- 
derten und hierarchischen Verhältnis zueinander, das nicht nur durch die 
strukturellen Fraktionierungen des gesellschaftlichen Gesamtkapitals bedingt 
ist, sondern auch durch die Besonderheiten des Akkumulationsregimes und 
der Regulationsweise einer Gesellschaft. Die Struktur der Wirtschaftsverbän- 
de, der Gewerkschaften und Parteien ist nicht zuletzt auch von der Entwick- 
lung des Klassenkampfes abhängig. 


2. Der bisherige Krisenverlauf und die wirtschaftspolitischen 
Maßnahmen der Bundesregierung 


Um die Dynamik des Konflikts um die wirtschaftspolitischen Maßnahmen der 
Bundesregierung in der Corona-Krise zu begreifen, ist es wichtig, die Etappen 
der Auseinandersetzung in die verschiedenen Phasen der Corona-Krise einzu- 
ordnen (vgl. dazu Becker/Demirovid 2020; Kahrs 2020). Zunächst muss man 
festhalten, dass die Weltwirtschaft sich schon im Abschwung befand, bevor 
COVID-19 bekannt wurde. Die sich entwickelnde Rezession dürfte auch dazu 
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beigetragen haben, dass der Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI) 
und der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) gemeinsam am 18. November 
2019 eine »ambitionierte Investitionsoffensive der öffentlichen Hand« ver- 
langten (BDI 2019). Bereits am 29. Januar 2020 beschloss die Bundesregierung 
- u.a. auf Druck der Automobilhersteller - Erleichterungen beim Zugang zu 
Kurzarbeitergeld. Wir befinden uns also seit dem letzten Jahr in einer zu- 
nächst nur schwach ausgeprägten, dann aber durch die COVID-19-Pandemie 
enorm verstärkten Rezession, die auf der Ebene der Wirtschaftspolitik tempo- 
rär zum Bruch mit den Politiken geführt hat, die bis dato als normal galten. 

Im Folgenden gilt es, unter klassenanalytischen Gesichtspunkten den Pro- 
zess nachzuzeichnen, der zu den wirtschaftspolitischen Maßnahmen zur Kri- 
senbewältigung geführt hat, und den Inhalt dieser Maßnahmen zu beurteilen. 


2.1 Die Maßnahmen im März 

Als die Bundesregierung am 27. Februar einen Corona-Krisenstab einrich- 
tete, begann gleichzeitig auch die Debatte über wirtschaftspolitische Maß- 
nahmen zur Milderung der Krise. Exemplarisch sei hier auf einen Artikel 
des FDP-Vorsitzenden Christian Lindner im Handelsblatt vom 28./29. Febru- 
ar hingewiesen, in dem dieser vorschlug, die geplante Abschaffung des Soli- 
daritätszuschlags vorzuziehen, degressive Abschreibungen zuzulassen, den 
Unternehmen den Zugang zur Kurzarbeit ohne Auflagen zu ermöglichen, 
das Planungsrecht zu entbürokratisieren und die Stromsteuer zu senken. 
Lindner artikulierte damit Forderungen, die auch von verschiedenen Wirt- 
schaftsverbänden immer wieder erhoben wurden. Hier zeigt sich bereits ein 
Charakteristikum der gesamten Debatte: Die Corona-Krise wird genutzt, um 
seit Langem bekannte Forderungen vorzubringen, in der Hoffnung, sie un- 
ter den neuen Bedingungen durchsetzen zu können. 

Am 8. März verständigte sich der Koalitionsausschuss von CDU/CSU 
und SPD auf weitere Erleichterungen beim Bezug von Kurzarbeitergeld und 
stellte Hilfen für Unternehmen mit mangelnder Liquidität in Aussicht. Die 
Zahl der Beschäftigten, die in einem Betrieb vom Arbeitsausfall betroffen 
sein müssen, bevor Kurzarbeitergeld gezahlt wird, wurde von 30 auf zehn 
Prozent abgesenkt. Bei vorhandenen Arbeitszeitkonten wurde die Zahlung 
von Kurzarbeitergeld nun nicht mehr von dem vorhergehenden Aufbau ne- 
gativer Arbeitszeitsalden abhängig gemacht. Auch Leiharbeiter sollten nun 
Kurzarbeitergeld erhalten können. Die bei Kurzarbeit vom Arbeitgeber zu 
zahlenden Sozialversicherungsbeiträge können diesem vollständig erstattet 
werden (vgl. CDU 2020). 

Die Ausweitung der Möglichkeiten zur Kurzarbeit war die erste und wich- 
tigste Maßnahme, die die Bundesregierung zugunsten der Kapitalistenklas- 
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se ergriffen hat. Dadurch werden die Kapitalisten in die Lage versetzt, ihren 
Bedarf an Arbeitskräften flexibel der Krisendynamik anzupassen. Sie können 
die regulären Arbeitsverträge aussetzen und ihre Kosten senken, ohne ihre 
lohnabhängig Beschäftigten zu entlassen. Sie können die Arbeitszeiten be- 
liebig reduzieren und einen Teil oder alle Beschäftigten freistellen. Im Ver- 
gleich zur Entlassung der Beschäftigten hat die Kurzarbeit den Vorteil, dass 
die Kapitalisten, wenn sich die Lage normalisiert, unmittelbar wieder aufihre 
Beschäftigten zurückgreifen können. Bereits in der Finanz- und Wirtschafts- 
krise von 2008/09 hat sich dies bewährt. Indem der Staat Kurzarbeitergeld 
zahlt, können die Kapitalisten die Zahlung der Löhne teilweise oder ganz auf 
die Arbeitslosenversicherung oder den Staatshaushalt bzw. die Steuerzahler 
abwälzen. So wurde es z.B. möglich, dass die Autohersteller im Frühjahr 2020 
an ihre Aktionäre Dividenden in Milliardenhöhe ausschütteten, während sie 
gleichzeitig für die Lohnzahlungen die Arbeitslosenversicherung in Anspruch 
nahmen. Alleine die BMW-Großaktionäre Stefan Quandt und Susanne Klat- 
ten erhielten auf einen Schlag über 700 Millionen Euro. 

Nach der Sitzung des Koalitionsausschusses am 8. März meldeten sich 
verschiedene Wirtschaftsverbände öffentlich zu Wort, begrüßten die An- 
kündigungen der Bundesregierung und forderten schnelle Liquiditätshilfen, 
Steuererleichterungen, die Wiedereinführung der degressiven Abschreibun- 
gen, Zugang zu staatlichen Krediten und Bürgschaften, eine Aussetzung der 
Insolvenzantragspflicht für Unternehmen mit Zahlungsschwierigkeiten, die 
Abschaffung des Solidaritätszuschlags auch für hohe Einkommen und eine 
Ausweitung der staatlichen Forschungsförderung (DIHK 2020, ZDH 2020, BDI 
2020, BVMW 2020). Erwähnenswert ist hier außerdem eine gemeinsame Stel- 
lungnahme führender deutscher Ökonomen, die eigentlich verschiedenen 
politischen Richtungen angehören, vom 10. März 2020: Michael Hüther (Di- 
rektor des arbeitgebernahen Instituts der deutschen Wirtschaft - IW), Peter 
Bofinger (Universität Würzburg), Sebastian Dullien (Direktor des Instituts für 
Makroökonomie und Konjunkturforschung der Hans-Böckler-Stiftung - IMK) 
u.a. forderten rasche, über die vom Koalitionsausschuss am 8. März beschlos- 
senen Maßnahmen hinausgehende konjunkturpolitische Schritte. Angesichts 
der begrenzten Spielräume der EZB sahen sie die Notwendigkeit fiskalpoli- 
tischer Maßnahmen zur Stabilisierung der Wirtschaft. Sie rieten dringend 
davon ab, am Ziel der »schwarzen Null« festzuhalten. Die Bundesregierung 
solle im Hinblick auf die Schuldenbremse und den Stabilitäts- und Wachs- 
tumspakt der EU die Notfallklauseln in Anspruch nehmen, die eine erweiterte 
Staatsverschuldung erlaubten (Artikel 115 GG und Artikel 5 (1) der Verord- 
nung (EG) Nr. 1466/97). Sie schlugen u.a. vor, den Unternehmen großzügige 
Steuererleichterungen zu gewähren, evtl. auch die Mehrwertsteuersätze zu 
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senken. Sie sprachen sich dafür aus, die Sozialversicherungsbeiträge beim Be- 
zug von Kurzarbeitergeld an die Unternehmen zu erstatten. Als ultima ratio 
solle sich der Staat ähnlich wie bei der Bankenrettung 2008/9 mit Eigenkapi- 
tal an Unternehmen beteiligen und dafür einen Unternehmensrettungsfonds 
schaffen (Bofinger u.a. 2020). De facto zielen die meisten der von Bofinger & 
Co. vorgeschlagenen Maßnahmen darauf, die Profite der Unternehmen zu 
stabilisieren, und weniger darauf, die Einkommen der lohnabhängig Beschäf- 
tigten zu sichern. Das ist vor allem bemerkenswert, wenn man bedenkt, dass 
Bofinger und Dullien ja als gewerkschaftsnahe Ökonomen gelten. 

Die Bundesregierung ließ sich nicht lange bitten. Am 13. März legten 
das Bundeswirtschaftsministerium (BMWi) und das Bundesfinanzministeri- 
um (BMF) mittags ihren Plan für einen »Schutzschild für Beschäftigte und 
Unternehmen« vor (BMF/BMWi 2020). Das »Maßnahmenpaket zur Abfede- 
rung der Auswirkungen des Corona-Virus« sah neben den oben erwähnten 
Ausweitungen des Kurzarbeitergeldes u.a. steuerliche Liquiditätshilfen für 
Unternehmen, die Lockerung der Bedingungen für Kredite der staatlichen 
Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) und die Ausweitung der Exportkredit- 
garantien (»Hermesbürgschaften«) vor. Am selben Abend fand ein Spitzen- 
gespräch mit Vertretern der Wirtschaftsverbände und des DGB im Bundes- 
kanzleramt über weitere Maßnahmen statt. Der DIHK forderte die schnelle 
Einrichtung eines Notfallfonds für Soloselbständige und Kleinstunternehmen, 
um ihnen Überbrückungsgelder bzw. Hilfen zum Lebensunterhalt zu zahlen 
(DIHK 2020). Diese Forderung wurde auch umgesetzt: Die Regierung stellte 
50 Mrd. Euro für Zuschüsse für Soloselbständige und Kleinunternehmen mit 
bis zu zehn Beschäftigten (Vollzeitäquivalente) bereit. Unternehmer mit bis 
zu fünf Beschäftigten konnten eine Einmalzahlung in Höhe von bis zu 9.000 
Euro für drei Monate erhalten, Unternehmer mit sechs bis zehn Beschäftig- 
ten bis zu 15.000 Euro. Diese Zuschüsse sollten die Zahlung von fortlaufen- 
den Betriebskosten wie Miete für Gewerberäume, Kredit- und Leasingraten 
ermöglichen. Für ihren privaten Lebensunterhalt können bzw. müssen die 
Angehörigen der mittleren Bourgeoisie und des Kleinbürgertums gegebe- 
nenfalls Grundsicherung beantragen. 

Der DGB und die BDA gaben am 13. März eine bemerkenswerte Stellung- 
nahme ab, in der es heißt: »Die Sozialpartnerschaft ist einer der Eckpfeiler 
der Sozialen Marktwirtschaft in der Bundesrepublik Deutschland. Gewerk- 
schaften und Arbeitgeberverbände haben sich in Krisenzeiten stets gemein- 
sam und verantwortungsvoll für das Gemeinwohl eingesetzt. [...] Konflikte 
und Interessen-Gegensätze bleiben bestehen, aber in besonderen Situatio- 
nen werden sie hinten angestellt.« (DGB/BDA 2020) Auf den ersten Blick ist 
dies ein Dokument einer Strategie, die Hans-Jürgen Urban (2014) als Krisen- 
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korporatismus identifizierte. Wie anhand anderer Dokumente noch zu zeigen 
sein wird, verfolgen zumindest die Kapitalisten allerdings parallel auch noch 
andere Strategien. 

Die Klassenkonflikte waren mit der Pandemie jedenfalls nicht verschwun- 
den. So kritisierte der DGB am 19. März in einer Stellungnahme zum »Ge- 
setz zur befristeten krisenbedingten Verbesserung der Regelungen für das 
Kurzarbeitergeld« vom 13. März 2020, dass die Erstattung der Sozialbeiträ- 
ge zu 100 Prozent den Arbeitgebern zugutekomme, obwohl die Sozialbei- 
träge paritätisch von den Arbeitgebern und den Arbeitnehmern gezahlt 
würden. Die Erstattung der Sozialbeiträge müsse daher auch zu gleichen 
Teilen an sie erfolgen. »Das wäre sozial gerecht und entspricht einer durch 
Sozialpartnerschaft getragene[n] Krisenbewältigung«, so der DGB (2020). 
Die Kurzarbeitergeldverordnung solle so geändert werden, dass die Unter- 
nehmen einen Teil der Erstattung der Sozialbeiträge nutzen, um das Kurz- 
arbeitergeld von 60 Prozent auf 80 Prozent des letzten Einkommens aufzu- 
stocken. Zudem forderte der DGB, die Zahlung von Kurzarbeitergeld auch 
für Beschäftigte zu ermöglichen, die auf der Basis von Werkverträgen oder 
Dienstleistungsverträgen arbeiten. Schließlich sei das Quorum von 10 Pro- 
zent Arbeitsausfall für bestimmte Branchen wie die Gebäudereinigung im- 
mer noch zu hoch. Der DGB forderte, Kurzarbeitergeld nicht nur bei einem 
Arbeitsausfall von 10 Prozent, sondern auch bei einem Umsatzausfall von 
10 Prozent zu bewilligen. Monate später wurde das Kurzarbeitergeld zwar 
angehoben, es blieb jedoch dabei, dass die Rückzahlung der Sozialbeiträge 
gänzlich in die Taschen der Unternehmer floss. Auch die anderen Forde- 
rungen des DGB wurden nicht erfüllt. 

Am 27. März verabschiedeten der Deutsche Bundestag und der Bundesrat 
eine ganze Reihe von Gesetzen als Reaktion auf die Corona-Krise. Hinzu kamen 
mehrere Verordnungen der Bundesregierung. Die wichtigsten Regelungen: 

1. Mit dem Gesetz zur Einrichtung eines Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
stellte die Regierung 600 Mrd. Euro bereit. 400 Mrd. Euro sind für Bürgschaf- 
ten gedacht, um die Finanzierung von Unternehmen am Kapitalmarkt abzu- 
sichern. 100 Mrd. Euro sind für die Rekapitalisierung der KfW vorgesehen, 
um ihre krisenbedingten Sonderprogramme zu garantieren. Die restlichen 
100 Mrd. Euro sollen für Eigenkapitalhilfen fließen. Dabei geht es wie in der 
letzten Finanzkrise vor allem um stille Einlagen, bei denen der Staat bewusst 
auf das Mitspracherecht bei der Unternehmensleitung verzichtet. Möglich 
sind aber auch Aktienkäufe, die mit Stimmrechten verbunden sind (zum Fall 
der Lufthansa vgl. Haas/Schütt in diesem Heft). 

2. Mit dem Gesetz zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie 
im Zivil-, Insolvenz- und Strafverfahrensrecht wurde die Forderung des BDI 
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und anderer Verbände umgesetzt, die Insolvenzantragspflicht auszusetzen. 
Unter normalen Umständen wäre die Insolvenzverschleppung eine Straftat. 
Auch das Recht der Gläubiger, die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens zu 
beantragen, wird bis zum 30. September 2020 eingeschränkt. Diese Regelung 
kann per Verordnung bis zum 31. März 2021 verlängert werden. 

3. Um die Existenz von Selbständigen abzusichern, wurde mit dem »Sozi- 
alschutz-Paket« der Zugang zur Grundsicherungtemporär erleichtert. Außer- 
dem wurde der Zugang zum Kinderzuschlag vereinfacht; die Entschädigung 
von Eltern, die wegen der Schließung von Schulen und Kitas ihre Kinder zu 
Hause betreuen müssen und keinen Lohn erhalten, wurde geregelt; die Zu- 
verdienstmöglichkeiten beim Bezug von Kurzarbeitergeld wurden erweitert. 
All diese Maßnahmen entschärften das Problem wegbrechender Einkommen 
für bestimmte Gruppen der Lohnabhängigen ein wenig, ohne dass die Große 
Koalition hier viel Geld investierte. 

4. Die Pandemie und die Maßnahmen zu ihrer Eindämmung verschärften 
die ohnehin bestehende Arbeitskräfteknappheit im Gesundheitswesen und in 
der Landwirtschaft und warfen ein grelles Licht auf die dort bestehenden Ar- 
beitsbedingungen. Um die Ernte in der Landwirtschaft trotz der Grenzschlie- 
Rungen und der damit einhergehenden Einschränkungen der Wanderarbeit 
zu gewährleisten, wurde die Möglichkeit der saisonalen Beschäftigung ohne 
Sozialversicherung mit dem »Sozialschutz-Paket« auf fünf Monate oder 115 
Arbeitstage ausgeweitet. Um zusätzliches medizinisches Fachpersonal zu 
gewinnen, wurden die Zuverdienstmöglichkeiten für Rentner ausgeweitet. 
Zudem wurden per Verordnung die neuen Regelungen zu den Pflegeperso- 
naluntergrenzen, die erst im Oktober 2019 erlassen worden waren, bis Ende 
2020 wieder außer Kraft gesetzt. Damit wurde eine weitere Intensivierung 
der Arbeit im Pflegebereich in diesem Jahr ermöglicht. 

5. Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) wurde durch 
eine Änderung des Arbeitszeitgesetzes ermächtigt, in Abstimmung mit 
dem Bundesministerium für Gesundheit die Regelungen des Arbeitszeit- 
gesetzes für bestimmte Tätigkeitsbereiche befristet außer Kraft zu setzen 
und eine nicht näher bestimmte Arbeitszeitverlängerung zu ermöglichen. 
Auf dieser Basis verfügte das BMAS, dass die werktägliche Arbeitszeit für 
zahlreiche Bereiche (Landwirtschaft, Lebensmittel- und Pharmaindustrie, 
medizinische Behandlung und Pflege, Apotheken und Sanitätshäuser, Not- 
und Rettungsdienste, Feuerwehr, Zivilschutz, Polizei und Gerichte, Energie- 
und Wasserversorgungsbetriebe, Geld- und Werttransporte, Bewachung 
von Betriebsanlagen, Betrieb von Datennetzen und Rechnersystemen) vom 
10. April bis zum 30. Juni auf bis zu zwölf Stunden verlängert werden kann, 
dass die tägliche Ruhezeit um bis zu zwei Stunden verkürzt werden kann 
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und dass die Arbeit notfalls auch an Sonn- und Feiertagen erfolgen kann. 
In Ausnahmefällen kann die Arbeitszeit sogar über 60 Stunden pro Woche 
hinaus verlängert werden. 

6. Das Gesetz zum Ausgleich COVID-19-bedingter finanzieller Belastungen 
der Krankenhäuser und weiterer Gesundheitseinrichtungen (COVID-19-Kran- 
kenhausentlastungsgesetz) sollte einen Teil der Einnahmeausfälle und Kos- 
ten kompensieren - ohne jedoch die Struktur der Krankenhausfinanzierung 
(d.h. das System der Fallpauschalen) zu ändern und die strukturelle Unterfi- 
nanzierung zu beheben (vgl. zur Kritik Dück 2020). 


2.2 Die Debatte zum Konjunkturpaket 

Kurz nach der Verabschiedung der Maßnahmen der Bundesregierung zur 
Abmilderung der Krisenfolgen im März setzte die Debatte über weitere 
Maßnahmen ein. So forderte etwa der DIHK bereits am 5. April »ein zwei- 
tes Corona-Paket für die Wirtschaft«. Die Maßnahmen der Bundesregie- 
rung vom März gingen zwar in die richtige Richtung, seien aber noch vor 
dem eigentlichen Shutdown entwickelt worden. Die Unternehmen seien 
jetzt noch stärker betroffen als seinerzeit, daher seien neue Maßnahmen 
notwendig (DIHK 2020b). 

Am 22. April fasste der Koalitionsausschuss eine Reihe von Beschlüssen, 
die die Einkommenssicherung für Lohnabhängige etwas verbesserten. Das 
Kurzarbeitergeld, das bisher 60 Prozent des ausgefallenen Nettolohns betrug 
(bzw. 67% für Haushalte mit Kindern), wurde bis zum 31. Dezember 2020 für 
alle, die länger als drei Monate in Kurzarbeit sind, ab dem vierten Monat auf 
70 Prozent des Nettolohns (bzw. 77% für Haushalte mit Kindern) und ab dem 
siebten Monat auf 80 Prozent (bzw. 87 % für Haushalte mit Kindern) erhöht. 
Die CDU kam damit der SPD entgegen, die ihrerseits eine Forderung der Ge- 
werkschaften und der Partei DIE LINKE aufgriff. Erwerbslose, deren Anspruch 
auf Arbeitslosengeld zwischen dem 1. Mai und dem 31. Dezember 2020 enden 
würde, sollen nun drei Monate länger Arbeitslosengeld erhalten. Die Aufsto- 
ckung des Kurzarbeitergeldes muss auch vor dem Hintergrund des großen 
Niedriglohnsektors gesehen werden: Teile der Arbeiterklasse mit niedrigen 
Löhnen rutschen mit einem Kurzarbeitergeld von 60 Prozent unter das Exis- 
tenzminimum. Zum Teil wird durch die Aufstockung des Kurzarbeitergeldes 
also die alternative Aufstockung mittels Hartz IV/Grundsicherung vermieden. 
Durch die staatliche Aufstockung des Kurzarbeitergeldes werden außerdem 
gerade jene Großunternehmen und Branchen entlastet, die mit Betriebsrä- 
ten oder Gewerkschaften durch Betriebsvereinbarungen oder Tarifverträge 
vorher bereits eine Aufstockung des Kurzarbeitergeldes vereinbart hatten. 
Diese müssen sie nun nicht mehr selbst zahlen. Die Lohnabhängigen kön- 
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nen sich zwar über die Aufstockung des Kurzarbeitergeldes freuen, jedoch 
bedeutet die Kurzarbeit zugleich auch eine Umverteilung von den Lohnab- 
hängigen zur Kapitalistenklasse. 

Über die Notwendigkeit eines staatlichen Konjunkturpakets bestand 
schnell breiter Konsens. Umstritten waren allerdings einzelne Maßnahmen. 
Die von den verschiedenen Verbänden vorgeschlagenen Maßnahmen reprä- 
sentierten unterschiedliche Interessenlagen. Insbesondere der BDI erneuerte 
mehrfach seine Vorschläge. Am 26. März präsentierte er einen »Acht-Punkte- 
Steuerplan zur Bewältigung der Corona-Krise« (BDI 2020a), am 16. April eine 
Reihe von wirtschaftspolitischen Vorschlägen (BDI 2020b), am 25. Mai einen 
Katalog von 66 Maßnahmen (BDI 2020c) und drei Tage später »Eckpunkte für 
ein modernes und effektives Konjunkturpaket« (BDI 2020d). 

Verschiedene Wirtschaftsverbände forderten weitere Maßnahmen zur 
Steuersenkung für die Unternehmen. Am 12. April plädierte der DIHK dafür, 
die Möglichkeiten des Verlustrücktrags temporär auszuweiten, sodass die 
Unternehmen ihre gegenwärtigen Verluste mit den Gewinnen der Vorjah- 
re verrechnen und schon im laufenden Jahr ihnen zustehende Steuerrück- 
erstattungen geltend machen könnten (DIHK 2020c). Die gleiche Forderung 
war auch Teil des »Acht-Punkte-Steuerplans zur Bewältigung der Corona- 
Krise« des BDI (2020b), und wurde von der Regierung schnell umgesetzt. Am 
22. April teilte der Finanzausschuss des Bundestags mit, Bund und Länder 
hätten sich darauf verständigt, die Möglichkeit des Verlustrücktrags auszu- 
weiten und die Unternehmen dadurch um etwa 4,5 Mrd. Euro zu entlasten 
(vgl. FAZ 2020). Der Wirtschaftsrat und die Mittelstands- und Wirtschafts- 
union der CDU kritisierten diese Ausweitung des Verlustrücktrags jedoch als 
noch nicht ausreichend (Wirtschaftsrat der CDU 2020: Af.; Mittelstands- und 
Wirtschaftsunion 2020a). 

Die Notwendigkeit von Anreizen für den privaten Konsum wurde kontro- 
vers diskutiert. Eine Reihe von Ökonomen sah die Spezifik der Krise weniger 
in einem Mangel an zahlungsfähiger Nachfrage, als in der durch die Pandemie 
erzwungenen Einschränkung der Produktion, deren Folgen sich auch durch 
monetäre Kaufanreize nicht beheben ließen. Zudem wurde argumentiert, 
um die Pandemie einzudämmen, müsse eine Anregung des »sozialen Kon- 
sums«, der Menschen physisch zusammenbringt, gerade vermieden werden 
(vgl. Bofinger u.a. 2020: 12; Dullien u.a. 2020: 2). Für »Konsumschecks« oder 
Konsumgutscheine sprachen sich der Handelsverband Deutschland (HDE 
2020), ver.di (2020: 2), Bündnis 90/Die Grünen und der Arbeitgeberverband 
Gesamtmetall (2020) aus. 

Bei der Stützung der zahlungsfähigen Nachfrage sollte zwischen mehr 
oder weniger zweckgebundenen Formen wie Konsumgutscheinen und be- 
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liebig verwendbarem Geld unterschieden werden. Nach den Vorstellungen 
einiger Bundestagsabgeordneter von Bündnis 90/Die Grünen (Hofreiter u.a. 
2020) sollten die Einkaufsgutscheine z.B. in Lebensmittelgeschäften, in Dro- 
gerien und im Internethandel nicht einsetzbar sein. Einen anderen Charakter 
hatte dagegen der Vorschlag, einen einmaligen Kindergeldzuschuss in Höhe 
von 300 Euro pro Kind zu zahlen, der etwa von IW-Direktor Michael Hüther 
(2020) und von ver.di (2020) vorgebracht wurde. 

Eine Gruppe von Autor*innen des Bereichs Strategie und Grundsatzfra- 
gen in der Bundesgeschäftsstelle der Partei DIE LINKE stellte zu der Debat- 
te fest: »Kaufanreize in Form höherer Löhne fordert kaum jemand. [...] Der 
Unterschied zwischen Kaufprämien und höheren Löhnen liegt nicht nur in 
einmaligem Effekt vs. langfristiger Wirkung. Kaufprämien werden aus dem 
Steueraufkommen gezahlt zugunsten der Umsätze der Unternehmen - hö- 
here Löhne hingegen aus den Umsätzen der Unternehmen zu Gunsten der 
Beschäftigten« (DIE LINKE. Bundesgeschäftsstelle, Bereich Strategie & Grund- 
satzfragen 2020). 

Aus verschiedenen Richtungen wurden Forderungen laut, die Unterneh- 
men von Umweltauflagen und Umweltsteuern zu entlasten. Der FDP-Vorsit- 
zende Christian Lindner schlug bereits am 27. Februar im Handelsblatt vor, die 
Stromsteuer zu senken. Im März forderten die FDP und die Pilotengewerk- 
schaft Vereinigung Cockpit (VC) die Aussetzung der zum 1. April geplanten 
Erhöhung der Luftverkehrssteuer. Die Mittelstands- und Wirtschaftsunion 
in der CDU forderte am 17. April ein »Belastungsmoratorium für die Wirt- 
schaft« (Mittelstands- und Wirtschaftsunion 2020: 2). Der Wirtschaftsrat der 
CDU plädierte am 1. Mai ebenfalls dafür, die Stromsteuer und die EEG-Umlage 
abzusenken sowie Klimaschutzziele und CO, -Grenzwerte nicht zu verschär- 
fen (Wirtschaftsrat der CDU 2020: 6). 

Allerdings drängten auch zahlreiche Stimmen auf eine ökologische Aus- 
richtung des Konjunkturpakets. Der Bund für Umwelt und Naturschutz 
Deutschland präsentierte z.B. am 8. April ein eigenes Konjunkturprogramm, 
das ökologische und soziale Aspekte verband (BUND 2020). Der Länderrat von 
Bündnis 90/Die Grünen schlug am 2. Mai Eckpunkte für ein Sofortprogramm 
vor, das neben verschiedenen Maßnahmen zur Verbesserung der sozialen 
Sicherung und zur Erhaltung der Kaufkraft Maßnahmen zur ökologischen 
Modernisierung der Industrie umfasste (Die Grünen. Länderrat 2020). Der 
Arbeitskreis II Sozial-ökologischer Umbau und Haushalt der Fraktion der 
Partei DIE LINKE im Bundestag veröffentlichte am 5. Mai das Positionspa- 
pier »Corona-Konjunkturpaket klimagerecht ausgestalten«, mit dem sie an 
den »Aktionsplan Klimagerechtigkeit« der Fraktion vom 28.1.2020 anschloss 
und in dem viele Vorschläge auch genauer beziffert wurden. Detaillierte Vor- 
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schläge für ein sozial-ökologisches Konjunkturprogramm enthielt schließ- 
lich auch eine Studie, die von vier Forschungsinstituten im Auftrag des Bun- 
desumweltministeriums am 25.5.2020 veröffentlicht wurde (Bach u.a. 2020). 

Insbesondere der Streit um erneute Subventionen für die Automobilin- 
dustrie zog sich länger hin (vgl. dazu auch den Beitrag von Haas/Schütt in 
diesem Heft). Allerdings war die dominierende Konfliktachse hier nicht die 
Frage, ob die Automobilität überhaupt staatlich gefördert oder ob lieber die 
öffentlichen Verkehrsmittel ausgebaut werden sollten, wie es z.B. der Vorsit- 
zende der Partei DIE LINKE, Bernd Riexinger (2020), forderte. Es ging vielmehr 
vor allem darum, ob staatliche Kaufprämien auch für Pkw mit Verbrennungs- 
motoren gezahlt oder »nur« der Erwerb von Elektroautos gefördert werden 
sollte. Eine Abwrackprämie auch für Autos mit Verbrennungsmotoren wur- 
de nicht nur vom Verband der Automobilindustrie (VDA), sondern ebenso 
von der Führung der IG Metall und von den Ministerpräsidenten der drei 
wichtigsten »Autoländer« Niedersachsen, Bayern und Baden-Württemberg 
gefordert. Der BDI stellte sich gleichfalls hinter diese Forderung. Im Unter- 
schied zur Krise 2008/2009 gab es überraschenderweise allerdings stärkeren 
Widerstand dagegen aus ganz unterschiedlichen Richtungen. Neben der Op- 
position von Akteuren aus der Ökologie- und Klimabewegung kamen auch die 
Widersprüche zwischen den verschiedenen Branchen stärker zur Geltung. So 
stellten etwa Möbelhersteller oder der Verband Deutscher Maschinen- und 
Anlagenbau infrage, warum es Konjunkturhilfen nur für die Autoindustrie 
geben solle. »Kaufprämien für Autos und vergleichbare Einzelsubventionen 
wirken selektiv, diskriminieren andere Produkte und erzeugen Mitnahmeef- 
fekte«, so der Präsident des Verband Deutscher Maschinen- und Anlagebau 
Carl Martin Welcker (FAS, 31.5.2020: 19). Diese unterschiedlichen Kritiken 
trugen dazu bei, dass die Bundesregierung die Entscheidung über eine neue 
Abwrackprämie aufschob und dann nach Wegen suchte, um die Widersprü- 
che zwischen den Brancheninteressen zu entschärfen. 

Am 3. Juni verständigte sich der Koalitionsausschuss auf die Eckpunkte 
des Konjunkturpakets (vgl. Koalitionsausschuss 2020). Wie auch schon im 
März kommt das Gros der vereinbarten Maßnahmen unmittelbar den Un- 
ternehmen zugute. Eine der wichtigsten und eine der teuersten Maßnahme 
zur Entlastung der Unternehmen war die vom 1. Juli bis zum 31. Dezember 
2020 befristete Senkung der Mehrwertsteuersätze, die mit einem Volumen 
von 20 Mrd. Euro zu Buche schlägt. In Kommentaren in den Medien gab man 
sich über diese Maßnahme überrascht, ganz aus dem Nichts kam sie hinge- 
gen nicht. Sie war z.B. von Michael Hüther (2020: 11, 16) vorgeschlagen und 
dann von der CDU in die Verhandlungen des Koalitionsausschusses einge- 
bracht worden. 
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Nach der Ankündigung der Mehrwertsteuersenkung wurde diese kon- 
trovers diskutiert, vor allem weil ihre konjunkturstabilisierende Wirkung 
unklar ist. Es spricht einiges dafür, dass die Unternehmen die Senkung eher 
dafür nutzen werden, ihre Liquidität aufrechtzuerhalten und ihre Profitabi- 
lität zu verbessern. In einer Situation, in der die Konsumenten ohnehin zu- 
rückhaltend sind und den Konkurrenten auch durch eine Preissenkung kei- 
ne Marktanteile abgejagt werden können, werden viele Unternehmen eher 
versuchen, eine Preissenkung zu vermeiden. 

Neben der Mehrwertsteuersenkung waren weitere steuerpolitische Maß- 
nahmen vorgesehen. Die Möglichkeit des Verlustrücktrags wurde nochmals 
ausgeweitet und die Unternehmen dadurch um weitere 2 Mrd. Euro entlas- 
tet. Auch eine weitere steuerpolitische Forderung des BDI, des DIHK, der FDP 
und des Wirtschaftsrats der CDU wurde mit dem Konjunkturpaket vom 3. 
Juni umgesetzt: Die temporäre Zulassung degressiver Abschreibungen. Fer- 
ner kann die Zahlung der Gewerbesteuer nun verstärkt bei der Berechnung 
der Einkommensteuer steuermindernd angerechnet werden und Zahlungen 
der Einfuhrumsatzsteuer werden verschoben. Durch all diese Maßnahmen 
erhöht sich der finanzielle Spielraum der Unternehmen. Sie kommen zum 
größten Teil der Kapitalistenklasse, in geringerem Maße auch der mittle- 
ren Bourgeoisie und dem Kleinbürgertum zugute. Die Unternehmen profi- 
tieren darüber hinaus von den Subventionen im »Zukunftspaket« in Höhe 
von 50 Mrd. Euro. Dieses zielt u.a. auf die Förderung der individuellen Elek- 
tromobilität, den Aufbau einer Wasserstoffwirtschaft und den Aufbau von 
5G-Netzen. Durch eine verstärkte Forschungsförderung werden den Unter- 
nehmen Kosten für Investitionen vom Staat abgenommen. Das Konjunktur- 
paket vom 3. Juni sieht u.a. vor, die Kaufprämie für Elektroautos zu erhöhen 
und die Ladeinfrastruktur beschleunigt auszubauen. Eine Kaufprämie für 
Autos mit Verbrennungsmotor ist dagegen nicht vorgesehen (Ausnahme: 
Hybridfahrzeuge). 

Eine weitere sehr wichtige Maßnahme zugunsten der Kapitalisten war 
die Deckelung der Sozialbeiträge bei insgesamt 40 Prozent. In jeder Krise 
steigen die Sozialausgaben an, während die Einnahmen der Sozialversiche- 
rungen aufgrund der zunehmenden Erwerbslosigkeit sinken. Normalerweise 
müssten dann bei einer Kostendeckungslücke der Sozialversicherungen die 
Beitragssätze angehoben werden. Genau dieser Anstieg soll vermieden wer- 
den. Sollten die Ausgaben der Sozialversicherungen in Zukunft nicht durch 
die Sozialbeiträge gedeckt werden können, so werden entweder Zuschüsse 
aus dem Staatshaushalt fällig, die letztlich überproportional von den Lohn- 
abhängigen bezahlt werden - oder Kürzungen der Sozialleistungen. Die Zah- 
lung von Kurzarbeitergeld und die Deckelung der Sozialausgaben sind zwar 
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die wichtigsten, aber nicht die einzigen Maßnahmen, durch die Unterneh- 
men die Zahlung der Löhne vermeiden bzw. auf den Staatshaushalt abwälzen 
können. Der Staat übernimmt im Rahmen des Konjunkturpakets auch noch 
Kosten für Ausbildungsplätze in Höhe von 500 Mio. Euro. Unternehmen, die 
mehr Ausbildungsplätze anbieten, erhalten besondere Zuschüsse. 

Die mittlere Bourgeoisie und das Kleinbürgertum erhalten nochmals Zu- 
schüsse für Betriebskosten in Höhe von 25 Mrd. Euro. Zudem wird der er- 
leichterte Zugang zur Grundsicherung nochmals aufrechterhalten. 

Im Rahmen des Konjunkturpakets vom 3. Juni 2020 wurde eine Einmal- 
zahlung von 300 Euro pro Kind beschlossen, die Haushalten mit niedrigeren 
Einkommen zugutekommt. Zudem werden Alleinerziehende steuerlich für 
die Jahre 2020 und 2021 entlastet. Alleinerziehende, die aufgrund niedriger 
Einkommen keine Steuern zahlen, haben von diesen Steuererleichterungen 
nichts. Dies sind die einzigen Maßnahmen des Konjunkturpakets, die un- 
mittelbar breiteren Kreisen der Lohnabhängigen zugutekommen. Die Re- 
gierungskoalition veranschlagte dafür Kosten von 5 Mrd. Euro - bei einem 
Volumen des Konjunkturpakets von etwa 130 Mrd. Euro. 

Es ist nicht verwunderlich, dass das Konjunkturprogramm von den Wirt- 
schaftsverbänden überwiegend positiv beurteilt wurde. Arbeitgeberpräsident 
Kramer konstatierte, die Regierung habe »der Versuchung widerstanden, 
Einzelinteressen nach vorne zu stellen. Der gesamtwirtschaftliche Fokus ist 
richtig und greift die meisten unserer Vorschläge aus der Wirtschaft auf« 
(BDA 2020). Kramer hob die Begrenzung der Sozialversicherungsbeiträge auf 
40 Prozent hervor. Allerdings sei es »für eine nachhaltige Wirtschaftspolitik 
sinnvoll, diese auch langfristig abgesichert zu wissen und nicht bloß bis 2021«. 
Hier bleibe die Politik in der Pflicht (ebd.). BDI-Präsident Dieter Kempf sah 
in dem Konjunkturpaket »ein starkes Signal für Bürger und Unternehmen«. 
Umfang und zeitliche Verteilung der Maßnahmen würden passen, das Vo- 
lumen sei erfreulich groß. Die angekündigten Maßnahmen für öffentliche 
und private Investitionen gingen in die richtige Richtung. »Die Verdoppe- 
lung der Forschungszulage und die Förderung von Schlüsseltechnologien« 
komme »zur rechten Zeit«. Vor allem in der Steuerpolitik bleibe der Gesetz- 
geber gefordert, die internationale Wettbewerbsfähigkeit des Standorts zu 
verbessern. Auch in der Energiepolitik müsse das Thema Kostenentlastung 
auf der Tagesordnung bleiben (BDI 2020e). Der VDA bedauerte, »dass im be- 
schlossenen Konjunkturpaket die Vorschläge der Automobilindustrie für ei- 
nen breitangelegten und unmittelbar wirksamen Konjunkturimpuls nur zum 
Teil aufgenommen wurden. Die auf ein halbes Jahr beschränkte Absenkung 
der Mehrwertsteuer sowie die Verdopplung des staatlichen Anteils am Um- 
weltbonus für den Kauf von Elektroautos setzen positive Impulse und wer- 
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den einen Beitrag leisten können, die derzeit sehr schwache Nachfrage am 
Automobilmarkt wieder anzukurbeln« (VDA 2020). 


3. Vorläufige Bilanz und Perspektiven 


Die große Finanz- und Wirtschaftskrise ab 2007 galt bisher als die tiefste Kri- 
se des Kapitalismus im atlantischen Raum seit dem Zweiten Weltkrieg. Die 
sich jetzt entfaltende Krise im Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie 
übertrifft jene noch bei Weitem. In seiner jüngsten Prognose vom 24.6.2020 
rechnet der Internationale Währungsfonds (IWF) mit einer Schrumpfung 
des globalen Sozialprodukts in diesem Jahr um 4,9 Prozent. Auch unter der 
optimistischen Annahme, dass die Rezession bereits im nächsten Jahr wie- 
der überwunden wird und die Weltwirtschaft wieder um 5,4 Prozent wächst, 
wäre das globale BIP 2021 dann etwa 6,5 Prozent geringer, als der IWF noch 
im Januar 2020 angenommen hatte (IMF 2020). Das IMK erwartet in seiner 
Prognose vom Juni 2020, dass das BIP in Deutschland in diesem Jahr um 6,2 
Prozent schrumpft und im kommenden Jahr wieder um 3,8 Prozent wächst. 
Dies gilt allerdings nur im günstigsten Fall: wenn neue COVID-19-Ausbrüche 
lokal eingegrenzt werden können und kein weiterer großer lockdown erfolgt. 
Für die Eurozone prognostiziert das IMK einen Einbruch des BIP um 8,2 Pro- 
zent in diesem Jahr und ein Wachstum um 5,1 Prozent im kommenden Jahr 
(Dullien u.a. 2020a). Fassen wir nun zusammen, wie sich die Krise und die 
bisherige Krisenpolitik auf die sozialen Klassen auswirken. 


3.1 Die Kapitalistenklasse 

Wie in jeder Krise brechen die Profite zunächst schneller ein als die Löhne, 
sodass der Anteil der Profite am Wertprodukt sinkt. Um diesem Einbruch 
entgegenzuwirken, hat die Kapitalistenklasse in Deutschland alle Hebel in 
Bewegung gesetzt. Die meisten Maßnahmen der Bundesregierung dienen 
dazu, die Liquidität der Unternehmen zu erhalten und ihre Profitabilität wie- 
derherzustellen: Die Ausweitung der Kurzarbeit entlastet die Unternehmen 
von den Lohnzahlungen; die umfangreichen Kredite der KfW und die staatli- 
chen Bürgschaften mildern die krisenbedingte Kreditklemme und senken die 
Refinanzierungskosten; die zahlreichen Steuererleichterungen verschaffen 
den Unternehmen größere finanzielle Spielräume; die staatlichen Investiti- 
onen sowie die Ausweitung der staatlichen Forschungsförderung entlasten 
die Unternehmen davon, selbst die notwendigen Kosten für Investitionen 
zu tragen, um im Weltmarkt auch längerfristig konkurrenzfähig zu bleiben. 
Dennoch werden all diese Maßnahmen die Folgen des Wirtschaftseinbruchs 
nur abmildern, aber nicht vollständig kompensieren können. 
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In politischer Hinsicht konnte die Kapitalistenklasse ihre Hegemonie 
gegenüber den anderen Klassen vorerst festigen. Ein Anzeichen dafür ist, 
dass die politische Zustimmung zur Bundeskanzlerin und zur CDU/CSU als 
der dominanten Staatspartei, auf die die Kapitalistenklasse ihre Herrschaft 
hauptsächlich stützt, in der Krise gewachsen ist. Gerade die Tatsache, dass 
die Bundesregierung einerseits nicht jede ökonomisch-korporative Forde- 
rung einzelner Wirtschaftsverbände umgesetzt hat und andererseits kleinere 
materielle Zugeständnisse an die subalternen Klassen gemacht hat, spricht 
für eine funktionierende relative Autonomie des Staates - und eine Hegemo- 
nie der Kapitalistenklasse. Die Zugeständnisse an die beherrschten Klassen 
können allerdings auch nicht darüber hinwegtäuschen, dass die Kapitalis- 
tenklasse ihre Interessen im Wesentlichen durchsetzen konnte und die Re- 
gierung eine Vielzahl der Forderungen der Wirtschaftsverbände erfüllt hat. 

Was die Gewerkschaften angeht, so scheint der Krisenkorporatismus als 
defensive Strategie zu dominieren. Auch dies kann als eine Wirkung der He- 
gemonie der Kapitalistenklasse verstanden werden. Ein Anzeichen dafür ist 
z.B. der schnelle Tarifabschluss in der Metallindustrie im März 2020. Im Fall 
der Lufthansa zeigten sich die Gewerkschaften zu erheblichen Lohnsenkun- 
gen bereit, um die Zukunft des Unternehmens zu sichern. Auch die chemi- 
sche Industrie ist nach wie vor charakteristisch für die sozialpartnerschaft- 
liche Zusammenarbeit von Gewerkschaft und Arbeitgebern: Hier haben die 
Chemie-Arbeitgeber und die IG BCE bereits vier Vereinbarungen geschlossen. 
Offene Arbeitskämpfe während der Krise wie der Streik bei Spargel Ritter in 
Bornheim sind bisher die Ausnahme - und sie finden an den »Rändern« des 
»Modell Deutschland« statt, wo dessen grundlegende Normen nicht gelten; 
entsprechend spielen dort auch andere Akteure wie die Freie Arbeiter*innen 
Union (FAU) und andere Formen der Konfliktaustragung eine Rolle. 

Die Expansion der Staatsverschuldung entschärft zwar zunächst die Ver- 
teilungskonflikte in den Kernbereichen des deutschen Kapitalismus, aber sie 
findet nun erstmals unter den restriktiven Bedingungen der neuen economic 
governance der EU, des Fiskalpakts und der Schuldenbremse statt. Mit ande- 
ren Worten: Die jetzige Entschärfung der Verteilungskonflikte erfolgt um den 
Preis ihrer absehbaren zunehmenden Verschärfung in den kommenden Jah- 
ren. Zudem liegen die Forderungen der Kapitalisten bereits auf dem Tisch. 
Die Wirtschaftsverbände möchten einige temporäre Maßnahmen versteti- 
gen: Dies gilt für die Steuersenkungen ebenso wie für die Deckelung der So- 
zialbeiträge. Charakteristisch sind die »Vorschläge für die 2.und 3. Phase der 
Corona-Krise« des Arbeitgeberverbands Gesamtmetall vom Mai 2020: weitere 
»Flexibilisierung« (sprich: Verlängerung) der Arbeitszeiten; Absenkung des 
Standardrentenniveaus unter die im »Rentenversicherungsleistungsverbesse- 
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rungs- und -stabilisierungsgesetz« vorgesehene »Haltelinie« von 48 Prozent 
des Durchschnittseinkommens; Abschaffung der abschlagsfreien »Rente mit 
63«; Abschaffung der »Mütterrenten Iund II«; Abschaffung der paritätischen 
Zahlung der Krankenversicherungsbeiträge; uneingeschränkte Nutzung von 
befristeten Arbeitsverhältnissen und Leiharbeit; Abschaffung der Dokumen- 
tationspflichten zum Mindestlohn; Beschränkung der Mitbestimmung; Ein- 
schränkung des Kündigungsschutzes, um Massenentlassungen ungehindert 
durchführen zu können; uneingeschränktes Direktionsrecht; kein Rechtsan- 
spruch der Beschäftigten auf Home Office; weitgehender Verzicht auf nor- 
mative Regelungen der Arbeitsverhältnisse usw. (vgl. Gesamtmetall 2020a). 


3.2 Die mittlere Bourgeoisie und das Kleinbürgertum 

Teile der mittleren Bourgeoisie und des Kleinbürgertums sind von den Um- 
satzeinbrüchen in der Corona-Krise stark betroffen. Gerade im Gastgewer- 
be und im Handel sind diese beiden Klassen z.B. stark vertreten. Hier sind 
die Einkommenseinbußen der Angehörigen dieser Klassen oft höher als die 
Einkommenseinbußen der Lohnabhängigen, die zumindest durch das Kurz- 
arbeitergeld oder das Arbeitslosengeld abgesichert sind. 

Die mittlere Bourgeoisie und das Kleinbürgertum profitieren wie die ka- 
pitalistischen Unternehmen von den beschlossenen Steuererleichterungen. 
Da allerdings mehr als 80 Prozent der Gewinne der privaten Unternehmen 
auf die kapitalistischen Unternehmen (hier verstanden als Unternehmen 
mit 10 und mehr Beschäftigten und mehr als 2 Mio. Euro Umsatz pro Jahr) 
entfallen, kann man sich ausrechnen, dass die Steuererleichterungen auch 
zum größten Teil den kapitalistischen Unternehmen und nur zu einem klei- 
neren Teil der mittleren Bourgeoisie und dem Kleinbürgertum zugutekom- 
men. Die staatlichen Zuschüsse zu den Betriebskosten in Höhe von 75 Mrd. 
Euro und die Steuererleichterungen dürften die Umsatzeinbrüche für viele 
bestenfalls teilweise kompensieren. 

Wenn es nicht zu einer raschen Normalisierung der wirtschaftlichen Tä- 
tigkeit kommt, werden das Kleinbürgertum und die mittlere Bourgeoisie in 
den von der Krise stark betroffenen Bereichen trotz der Zuschüsse und Sub- 
ventionen erheblich dezimiert werden. Mehr noch als bei den kapitalistischen 
Unternehmen droht bei den Unternehmen der mittleren Bourgeoisie und des 
Kleinbürgertums eine Insolvenzwelle im Herbst, wenn die Aussetzung der 
Insolvenzantragspflicht am 30. September endet. Daher fordert z.B. der Ver- 
band »Die Familienunternehmer« auch eine Änderung des Insolvenzrechts: 
Als Kriterium für die Insolvenz solle nicht wie bisher die Überschuldung, 
sondern ausschließlich die Zahlungsunfähigkeit gelten (Die Familienunter- 
nehmer 2020). Die von den Familienunternehmern verlangte Änderung des 
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Insolvenzrechts dürfte allerdings ebenfalls eher den kapitalistischen Unter- 
nehmen als der mittleren Bourgeoisie und dem Kleinbürgertum helfen. Denn 
für letztere dürfte ein hoher Schuldenstand letztlich auch zur Zahlungsun- 
fähigkeit führen, da sie vermutlich die ersten sind, denen die Banken weite- 
re Kredite verweigern. 


3.3 Die lohnabhängige Mittelklasse 

Die Lage der lohnabhängigen Mittelklasse muss differenziert betrachtet wer- 
den. Die Beschäftigten im öffentlichen Dienst hatten, soweit sie noch in Nor- 
malarbeitsverhältnissen tätig sind, in der Corona-Krise nicht unter Einkom- 
menseinbrüchen zu leiden. Wenn die Rezession allerdings länger andauert 
und sich vor allem in den Kommunalfinanzen bemerkbar macht, werden die 
öffentlichen Dienstleistungen stärker auf den Prüfstand gestellt werden. Dies 
gilt erst recht in den kommenden Jahren, wenn es um die Rückführung der 
Staatsverschuldung geht. Dann sind ein Arbeitsplatzabbau, Arbeitsintensi- 
vierung, zunehmender Druck auf die Löhne und Verschlechterung der Ar- 
beitsbedingungen auch im öffentlichen Dienst zu erwarten. 

Die Beschäftigten im privaten Sektor in Managementpositionen waren 
evtl. von Kurzarbeit betroffen, aber vermutlich in geringerem Maße als die 
Arbeiterklasse. Angesichts seiner relativ hohen Einkommen und seiner Er- 
sparnisse kann dieser Personenkreis Kurzarbeit auch besser überstehen als 
die Arbeiterklasse. 

Anders sieht die Lage z.B. für die ausländischen Beschäftigten in den pri- 
vaten Haushalten oder in den Pflegeeinrichtungen des Non-Profit-Sektors 
aus, die durch die Grenzschließungen vor die Wahl gestellt wurden, entwe- 
der für unbestimmte Zeit von ihren Familien getrennt zu sein oder ganz auf 
ihr Einkommen zu verzichten. Die Ausdehnung der zulässigen Saisonarbeit 
erleichtert es einstweilen, diesen Teil der Lohnabhängigen weiterhin ohne 
Sozialversicherung, jenseits der »Normalarbeitsverhältnisse« zu beschäftigen. 


3.4 Die Arbeiterklasse 

Die Arbeiterklasse ist mit massiven, existenzbedrohenden Einkommensver- 
lusten konfrontiert. Insofern ist klar, dass die Kämpfe um die Sicherung der 
Einkommen für sie von zentraler Bedeutung sind. Gewerkschaften und Be- 
triebsräte haben dort, wo sie eine gewisse Machtbasis haben - vorwiegend 
in den Großunternehmen -, versucht, das Management zunächst zum Ver- 
zicht auf betriebsbedingte Kündigungen und zur Aufstockung des Kurzar- 
beitergeldes zu bewegen. Gegenüber der Regierung haben sich die Gewerk- 
schaften und die Linke mit einem gewissen Erfolg für die Aufstockung des 
Kurzarbeitergeldes eingesetzt. Der Kampf um die Sicherung der Einkommen 
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bleibt insofern auch weiterhin relevant. Zudem drohen spätestens ab dem 
Herbst eine Welle von Insolvenzen und betriebsbedingte Kündigungen. Für 
die Gewerkschaften stellt sich dann die Aufgabe, Sozialtarifverträge auszu- 
handeln und - wie im Fall der Lufthansa - um Staatsbeteiligungen und de- 
ren Ausgestaltung zu kämpfen. Generell stellt sich auch die Frage, wie die 
anstehenden Tarifbewegungen geführt werden können. Der jüngste Tarif- 
vertrag der IG Metall für die Metall- und Elektroindustrie zeigt, dass die Ge- 
werkschaften angesichts von Millionen Kurzarbeiter*innen und steigender 
Erwerbslosigkeit in der Defensive sind. In den Auseinandersetzungen um 
die Wirtschaftspolitik konnten sie ihre institutionelle Macht mehr oder we- 
niger zur Geltung bringen. Doch diese institutionelle Macht existiert nicht 
einfach so, sondern muss selbst immer wieder erneuert werden. Sie beruht 
letztendlich auch auf der strukturellen und organisationalen Macht der Ar- 
beiterklasse, die aber deutlich geschwächt ist. 

Abschließend ist es wichtig, noch einmal darauf hinzuweisen, dass die 
Verwerfungen der gegenwärtigen Krise zum großen Teil nicht durch die 
Corona-Pandemie als solche verursacht sind, sondern dadurch, dass diese in 
von der kapitalistischen Produktionsweise dominierten Gesellschaften statt- 
findet (vgl. Nuss 2020). Jede Gesellschaft, die Teile ihrer Produktion für einige 
Monate einstellt, um eine Pandemie einzudämmen, verliert dadurch einen 
Teil ihres materiellen Reichtums. Aber es macht einen großen Unterschied, 
ob ein »Verein freier Menschen«, »die mit gemeinschaftlichen Produktions- 
mitteln arbeiten und ihre vielen individuellen Arbeitskräfte selbstbewußt als 
eine gesellschaftliche Arbeitskraft verausgaben« (Marx 1890: 92), solidarisch 
entscheidet, was wirklich wichtig ist, welche Einschränkungen von Produkti- 
on und Arbeit notwendig und möglich sind, welche Bereiche der gesellschaft- 
lichen Reproduktion unbedingt aufrechterhalten werden müssen, und wie 
die entstehenden Probleme gemeinsam bewältigt werden können, oder ob 
die einzelnen Individuen und die privaten Unternehmen in der kapitalisti- 
schen Konkurrenz letztlich auf sich gestellt bleiben, während der Staat not- 
dürftig kompensatorisch tätig wird und die verfügbaren Ressourcen gemäß 
der gesellschaftlichen Machtverhältnisse verteilt. Würde ein »Verein freier 
Menschen« die Arbeit für zwei Monate einstellen, so wäre die Produktion von 
zwei Monaten verloren, nicht mehr und nicht weniger. In der kapitalistischen 
Gesellschaft dagegen sind Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft durch so- 
ziale Formen wie die Buchführung und die Kreditverhältnisse so miteinander 
verbunden, dass eine möglichst ununterbrochene Abpressung von Mehrarbeit 
zwingend erforderlich ist - ansonsten stehen zahlreiche Unternehmen und 
die in ihnen Tätigen schnell vor dem Ruin. Dann ist nicht nur die Produkti- 
on von zwei Monaten verloren, sondern Produktivkräfte werden dauerhaft 
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vernichtet. Die Corona-Krise verweist einmal mehr auf die Notwendigkeit, 
die kapitalistische Produktionsweise durch eine rationalere, solidarische, an 
den Bedürfnissen orientierte Produktionsweise zu ersetzen, und sie ist ein 
Menetekel angesichts der noch weit größeren Probleme, die uns mit dem 
Klimachaos und der ökologischen Zerstörung bevorstehen. 
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Corona und Mobilität 


Eine Einschätzung zu den Auswirkungen des 
Konjunkturpakets 


Zusammenfassung: Das Verkehrsaufkommen ging in der Corona-Krise drastisch zu- 
rück, gleiches gilt für die Automobilproduktion und die Zahl der Neuzulassungen. Die 
Verkehrsbranche wird entsprechend stark adressiert im Konjunkturprogramm der 
Bundesregierung. Das gilt für die Bahn und den öffentlichen Personennahverkehr 
wie auch den Luftverkehr. Das Ausbleiben einer generellen Kaufprämie für Autos, 
wie sie die Autoindustrie im Einklang mit der IG Metall gefordert hatte, bildet einen 
partiellen Machtverlust der Autohersteller ab. Gleichwohl gibt es eine große Konti- 
nuität in der Subventionierung des Automobils, die nun weiter auf E-Autos ausge- 
richtet wird. Insofern ist das Konjunkturpaket primär eine Stabilisierung und Fort- 
schreibung des Status quo. 


Schlagwörter: Automobilindustrie, Corona-Krise, Eigentum, Konjunkturpaket, Ver- 
kehrssektor 


Corona and mobility 

An assessment of the effects ofthe stimulus package 

Abstract: The amount oftraffic decreased drastically duringthe Corona crisis, and the 
same is true for automobile production and the number of new registrations. The 
transport industry is correspondingly strongly addressed in the German governments 
economic stimulus package. This applies to rail and local public transport as well as 
air transport. The absence of a general purchase premium for cars, as demanded by 
the car industry in agreement with the IG Metall trade union, reflects a partial loss 
of power onthe part of car manufacturers. Nevertheless, there is a great deal of con- 
tinuity in the subsidization ofthe automobile, which is now being further geared to- 
wards e-cars. In this respect, the economic stimulus package is primarily a stabiliza- 
tion and continuation ofthe status quo. 


Keywords: Automotive industry, Corona crisis, property, economic stimulus packa- 
ge, transport sector 
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D ie Spannung war groß als am 
3. Juni 2020 die Bundesregierung 
das Konjunkturpaket vorstellte. Unter 
dem Titel »Corona-Folgen bekämpfen, 
Wohlstand sichern, Zukunftsfähigkeit 
stärken«! wurde ein weitreichender 
Maßnahmenkatalog präsentiert. Bun- 
desfinanzminister Olaf Scholz (SPD) 
kündigte an, dass damit der Weg be- 
reitet werde, um mit »Wumms aus der 
Krise«? zu kommen. Neben einer tem- 
porären Senkung der Umsatzsteuer und 
dem Kinderbonus waren in dem Paket 
zahlreiche Hilfen direkt auf den Mobi- 
litätsbereich ausgerichtet, der massiv 
von der Corona-Pandemie betroffen ist. 
Die öffentliche Debatte drehte sich da- 
bei vor allem um die Frage, ob eine ge- 
nerelle Kaufprämie für Autos - wie in 
der Finanzkrise - Teil des Konjunktur- 
pakets sein wird. Dass »nur« eine Prä- 
mie für E-Autos und Hybride Eingang in 
das Konjunkturpaket gefunden hat, ist 
einerseits Abbild eines partiellen Ein- 
flussverlusts der Automobilindustrie, 
jedoch andererseits auch der Versuch, 
eine Technologie zu fördern, in der die 
deutsche Automobilindustrie hinter- 
herhinkt. Gleichzeitig erhalten auch 
die Deutsche Bahn und der Öffentliche 
Personennahverkehr (ÖPNV) umfassen- 
de Hilfen, jedoch ohne, dass Reformen 
innerhalb dieses Bereichs angemahnt 
werden. Außerhalb des Konjunkturpa- 
kets - unter dem Wirtschaftsstabilisie- 


1 »Corona-Folgen bekämpfen, Wohlstand 
sichern, Zukunftsfähigkeit stärken. Er- 
gebnis Koalitionsausschuss 02. Juni 2020«, 
https://www.bundesfinanzministerium. 
de (3.6.2020). 

2 »»Wir wollen mit Wumms aus der Krise 
kommen««, https://www.bundesregierung. 
de (3.6.2020). 
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rungsfonds - erhält auch die schwer 
angeschlagene Lufthansa viele Milli- 
arden Euro. Insofern zielt die Corona- 
Strategie der Bundesregierung weitge- 
hend auf eine Stabilisierung des Status 
quo - die Chance, die Verkehrswende 
voranzubringen, wurde vertan. Auch 
in industriepolitischer Hinsicht ist kein 
Umsteuern zu erkennen. 


Dauerkrise auf Schienen 


Gravierende Einbußen mussten im 
Zuge der Corona-Pandemie die Deut- 
sche Bahn und der ÖPNV hinnehmen. 
Schätzungen des Verbandes Deutscher 
Verkehrsunternehmen (VDV) im April 
gingen davon aus, dass Bus und Bahn 
dieses Jahr mit einem Verlust von 7 Mil- 
liarden Euro rechnen müssen.’ Die Deut- 
sche Bahn veranschlagt - einschließlich 
der Felder Personenverkehr im Ausland 
(Arriva) und Logistik (Schenker) - bis 
zum Jahr 2024 im Best-Case-Szenario 
einen Ausfall von 11 Milliarden Euro.* 
Das Konjunkturpaket zielt darauf ab, 
die Corona-bedingten Ausfälle zumin- 
dest teilweise aufzufangen. Einmalig 
werden die Regionalisierungsmittel für 
die Kommunen um 2,5 Milliarden Euro 
erhöht, um die Ausfälle der Fahrgeldein- 
nahmen zumindest teilweise auszuglei- 
chen. Gleichzeitig soll auch im Bereich 
der Flottenerneuerung die Förderung 
von E-Bussen um 1,2 Milliarden Euro 
aufgestockt werden. Auf dieses Mo- 
dernisierungsprogramm kann sowohl 
von kommunalen wie von privaten Ak- 


3 »Ruf nach Rettungsschirm für Bus und 
Bahn«, https://www.faz.net (23.4.2020). 
4 »Deutsche Bahn braucht Milliarden vom 
Bund«, https://www.faz.net (15.7.2020). 


teuren zugegriffen werden. Im Klima- 
schutzprogramm 2030 wurde bereits 
beschlossen, dass sich der Bund an der 
Deutschen Bahn bis 2030 jährlich mit 1 
Milliarde Euro zusätzlichem Eigenkapi- 
tal beteiligt. Diese Beteiligung wird nun 
einmalig um 5 Milliarden Euro erhöht. 
Mit dem Klimaschutzprogramm vor der 
Corona-Pandemie zeichnete sich bereits 
eine leichte Aufwertung der Schiene 
ab: So wurde etwa die sogenannte Leis- 
tungs- und Finanzierungsvereinbarung 
(LuFV) für zehn Jahre abgeschlossen 
und mehr Geld als zuvor für den Er- 
halt und die Sanierung des Schienen- 
netzes versprochen’ - insgesamt ver- 
spricht das Klimaschutzprogramm 20 
Milliarden Euro zusätzlich. 86 Milliar- 
den Euro sollen bis 2030 insgesamt in 
das Schienennetz investiert werden.° 
Auch die Einführung des reduzierten 
Umsatzsteuersatzes auf Bahn-Tickets 
ist ein Schritt in die richtige Richtung. 

Gleichzeitig muss sich vor Augen 
geführt werden, was die Zielstellung 
der Deutschen Bahn für das Jahr 2030 
ist: Die Verdopplung der jährlichen 
Fahrgastzahlen von 150 Millionen 
auf 300 Millionen. Um dieses Ziel zu 
erreichen, dürften in Anbetracht ei- 
ner maroden Bahninfrastruktur und 
schon heute überfüllter Züge die zu- 
gesagten Mittel bei weitem nicht genü- 
gen.’ Zudem werden die strukturellen 
Probleme, die mit der Umwandlung 
der Bahn in eine Aktiengesellschaft 


5 »Mehr Geld allein reicht nicht«, https:// 
www.deutschlandfunk.de (1.2.2020). 

6 »Eckpunkte für das Klimaschutzpro- 
gramm 2030«, https://www.bundesregie- 
rung.de (20.9.2019). 

7 »Warum die Bahn ihre Klimaziele verfeh- 
len wird«, https://www.zdf.de (9.1.2020). 
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einhergehen, nicht angegangen. So 
erzielt die Deutsche Bahn über soge- 
nannte bahnfremde Dienstleistungen 
zwei Drittel ihres Umsatzes: »Statt 
auf den inländischen Schienenver- 
kehr setzt der Global Player auf pro- 
fitable Fluggesellschaften (BAX Glo- 
bal), LKW-Speditionen (Hugo Stinnes 
GmbH), Fuhrparks (Bundeswehr) [...]« 
(Engartner 2018: 112). Seit der Priva- 
tisierung 1994 wurden mehr als 5.000 
Kilometer des Streckennetzes stillge- 
legt - insbesondere in peripheren Re- 
gionen.® Mehr als 1.000 Bahnbrücken 
befinden sich in einem desolaten Zu- 
stand (Wassmuth 2020: 101). Zwar ist 
es wichtig, die Deutsche Bahn finanzi- 
ell zu stärken und ihre Verluste durch 
die Corona-Pandemie aufzufangen, die 
Probleme sind jedoch grundsätzlicher: 
Die Bahn muss als öffentliches Unter- 
nehmen geführt werden, das auf sozi- 
ale und ökologische Ziele ausgerichtet 
wird, anstatt an der Rechtsform einer 
Aktiengesellschaft festzuhalten. 


Krise der Luftfahrt 


Noch schwerer als den Bus- und Bahn- 
verkehr hat es die Luftfahrt getroffen. 
Viele Fluggesellschaften sind insolvent: 
Thai Airlines, die britische Flybe, die 
ecuadorianische Tame, die kolumbiani- 
sche Avianca.” Boeing kündigte bereits 
im April an, jede zehnte Stelle zu strei- 
chen.!? Airbus plant 15.000 Stellen ab- 
zubauen, über 5.100 davon in Deutsch- 


8 »Über 5400 Kilometer Schienennetz still- 
gelegt«, https://www.wiwo.de (30.12.2018). 
9 »Epidemie in der Luftfahrt«, https://www. 
nzz.ch (4.7.2020). 

10 »Boeing vor massivem Stellenabbau«, 
https://boerse.ard.de (29.4.2020). 
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land. Airbus drängt die Bundesregierung 
dazu, das Kurzarbeitergeld um zwei Jah- 
re zu verlängern und so 1.500 Stellen zu 
retten.!! Der Flugverkehr in Deutsch- 
land ist - bis auf den Frachtverkehr - ab 
Mitte März fast vollständig zum Erlie- 
gen gekommen. Am Frankfurter Flug- 
hafen ging während des lockdowns das 
Passagieraufkommen um über 90 Pro- 
zent zurück. Auch die altehrwürdige 
Lufthansa kommt ohne eine staatliche 
Finanzspritze nicht aus. Dies fügt sich 
in einen allgemeinen Trend: Bis Anfang 
Juli 2020 wurden bereits Fluggesell- 
schaften mit öffentlichen Geldern im 
Umfang von 123 Milliarden US-Dollar 
gestützt, darunter fallen jedoch weni- 
ger als 10 Prozent in die Aufstockung 
von Eigenkapital.!? 

Wie verhält es sich nun mit der Ret- 
tung der Lufthansa? Im Rahmen des 
Wirtschaftsstabilisierungsfonds beteiligt 
sich der Bund mit 20,05 Prozent an der 
Lufthansa, indem sie das Eigenkapital 
des Unternehmens um 300 Millionen 
Euro durch Aktienkauf erhöht. Mit die- 
ser Beteiligung sind Stimmrechte ver- 
bunden. Weitere 5,7 Milliarden Euro 
sind als stille Einlagen vorgesehen, 
mit der kein Stimmrecht einhergeht. 
Mit dieser könnte eine Sperrminorität 
erreicht werden, wenn diese zu einem 
späteren Zeitpunkt in Aktien umge- 
wandelt werden. Diese Einlage ist mit 
einem steigenden Zinssatz, der bei 4 
Prozent beginnt, belegt, d.h. im ersten 
Jahr muss Lufthansa 220 Millionen Euro 


11 »Wir sind bei den Stellenstreichungen 
moderat vorgegangen«, https://www.spie- 
gel.de (2.7.2020). 

12 »Airline Debt to Balloon by 28% -Heavy 
New Debt Levels Will Weigh Down Recov- 
ery«, https://www.iata.org (27.5.2020). 
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Zinsen zahlen. 2027 läge der Zinssatz 
bereits bei 9,5 Prozent. Hier zeigt sich 
ein weiterer Unterschied zur Aktie: Auf 
eine stille Einlage erhält der Einleger 
Zinsen und keine Dividende. Entspre- 
chend hat er auch kein Stimmrecht. 
Diese Form der Beteiligung ist bereits 
aus der Finanzkrise bekannt: Unter dem 
Finanzmarktstabilisierungsfond hat es 
stille Einlagen bei der Aareal Bank, der 
Commerzbank und der West LB gege- 
ben. Weitere 3 Milliarden Euro erhält 
die Lufthansa als einheitlichen Kredit 
aus dem KfW-Programm 855 »Direkt- 
beteiligung für Konsortialfinanzie- 
rung«. Dieser Kredit ist niedriger ver- 
zinst, muss jedoch früher zurückgezahlt 
werden. Obwohl der Bund formal mit 
einem 20,05-Prozent-Anteil Eigentü- 
mer der Lufthansa wird, verpflichtet 
er sich, sein Stimmrecht bei einer Rei- 
he von Entscheidungen - bspw. in den 
Beschlüssen über die Verwendung des 
Bilanzgewinnes - nicht geltend zu ma- 
chen." In Frankreich hingegen wurde 
die Fluggesellschaft Air France zur Ein- 
stellung von Inlandsflügen verpflichtet, 
deren Ziele mit dem Zug in 150 Minu- 
ten erreichbar sind. Wenngleich selbst 
diese Regelung viel zu kurz greift, lässt 
die Bundesregierung die Chance einer 
Eindämmung des Flugverkehrs und da- 
mit für eine ökologische Neuausrich- 
tung ungenutzt.!? 


13 »Lufthansa Group, Deutsche Lufthansa 
Aktiengesellschaft Köln, Wir laden unsere 
Aktionäre zur außerordentlichen Haupt- 
versammlung am Donnerstag, dem 25. Juni 
2020, um 12. Uhr ein [...|«, https://inves- 
tor-relations.lufthansagroup.com (Juni 2020). 
14 »Air Frances bailout climate conditions 
explained«, https://www.transportenviron- 
ment.org (3.6.2020). 


Automobilbranche 

Zwar wechselten im Zuge der Coro- 
na-Krise einige Berufspendler_innen 
vom ÖPNV auf das Automobil, nichts- 
destotrotz befindet sich die Branche 
in einer massiven Krise. Die Zahl der 
Neuzulassungen ging stark zurück, die 
globalisierten Lieferketten der Auto- 
mobilindustrie drohen im Zuge loka- 
ler Infektionsschwerpunkte und damit 
verbundenen Produktionseinbußen 
auf Monate hinaus instabil zu bleiben. 
Die Bänder der großen Automobilher- 
steller standen über Wochen hinweg 
still, deutlich kritischer ist jedoch die 
Lage bei vielen Zulieferbetrieben. So 
ließ der IG-Metall-Vorsitzende Jörg 
Hofmann im Tagesspiegel verlautbaren, 
dass sich internen Schätzungen zufolge 
270 Betriebe mit 80.000 Beschäftigten 
in akuter Insolvenzgefahr befinden." 
Er hat sich vehement für eine allge- 
meine Kaufprämie ausgesprochen und 
warf dem SPD-Führungsduo Saskia Es- 
ken und Norbert Walter-Borjans, das 
sich dagegen ausgesprochen hatte, vor, 
eine »industriepolitische Geisterfahrt« 
begangen und die »direkt und indirekt 
über zwei Millionen Beschäftigten« der 
Automobil- samt Zuliefererbranche im 
Stich gelassen zu haben.!° Umweltver- 
bände wie der Bund für Umwelt und 
Naturschutz (BUND) - mit dem die IG- 
Metall noch im April eine gemeinsame 
Erklärung zur »sozial-ökologischen 
Wende« veröffentlichte - kritisierten 
das Konjunkturpaket im Bereich Ver- 


15 »Die Autokonzerne haben keine gute 
Figur gemacht«, https://www.tagesspie- 
gel.de (14.6.2020). 

16 »Pkw-Absatz um mehr als 52% gefallen«, 
https://www.zeit.de (17.6.2020). 
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kehr von der anderen Seite: Die Sub- 
ventionierung von Plug-in-Hybriden 
ist de facto eine Kaufprämie für Ver- 
brennungsmotoren, wenn auch nur 
in Verbindung mit einem Elektromo- 
tor.!’ Durch die sogenannte Innovati- 
onsprämie, die sich auf reine Elektro- 
autos und eben jene Plug-in-Hybride 
bezieht, soll - befristet bis zum 31. 
Dezember 2021 - der Bundeszuschuss 
an der «Umweltprämie« verdoppelt 
werden. Diese «Umweltprämie« be- 
trug vor dem Konjunkturpaket - je 
nach Listenpreis und abhängig von 
der Antriebsart - zwischen 3.750 bis 
6.000 Euro und wurde zur Hälfte vom 
Bund und zur anderen Hälfte vom 
Hersteller übernommen. Durch die 
Verdopplung des Bundeszuschusses 
steigt der sogenannte Umweltbonus 
auf maximal 9.000 Euro an. Jenseits 
dieser Kaufprämie wurden eine Reihe 
weiterer Maßnahmen im Eckpunkte- 
papier beschlossen, die auf eine starke 
Subventionierung der E-Autos hinaus- 
laufen. So sollen weitere 2,5 Milliarden 
Euro in die Ladesäuleninfrastruktur, 
die Batteriezellfertigung und die For- 
schung im Bereich der Elektromobilität 
investiert werden. Ein weiteres Bonus- 
Programm im Bereich der Forschung 
zur Elektromobilität, insbesondere in 
Bereichen der Zulieferer, wird in dem 
Eckpunktepapier mit weiteren 2 Mil- 
liarden Euro beziffert. Diese Subven- 
tionen reihen sich ein in eine lange 
Geschichte der Subventionierung des 
Automobils und bilden nur die Spitze 


17 »Umweltschützer kritisieren Kaufprä- 
mie für Hybride - Städtebund lobt Hilfe für 
Kommunen«, https://www.handelsblatt. 
com (4.6.2020). 
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des Eisbergs derjenigen öffentlichen 
Gelder, die für die Durchsetzung der 
(E-)Autos bereitgesellt werden. 


Subventionierung des Autos 


Dass sich das Automobil ohne massive 
staatliche Förderung nie hätte durch- 
setzen können, wird häufig verschwie- 
gen - etwa dann, wenn die Geschichte 
des Autos so erzählt wird, als sei es eine 
natürliche Form der Fortbewegung, 
die ideal zu modernen Gesellschaften 
passt. Das Automobil sorgt vermeint- 
lich für Autonomie und Mobilität. 
Dabei gerät aus dem Blick, dass die 
automobile Durchdringung der Ge- 
sellschaft ein durchaus umkämpfter 
gesellschaftlicher Prozess war. Ohne 
staatliche Investitionen in die Infra- 
struktur und diverse steuerliche Pri- 
vilegien hätte sich der Siegeszug des 
Automobils so nicht vollziehen kön- 
nen. Insofern sind die im jüngsten 
Konjunkturpaket der Bundesregierung 
beschlossenen Erhöhungen der Kauf- 
prämien für E-Autos und Hybride nur 
eine Fortsetzung der Verausgabung 
öffentlicher Mittel zur privaten, au- 
tomobilen Fortbewegung. So wurde 
etwa im Jahr 1955 die Pendlerpauscha- 
le eingeführt, die es ermöglichte, die 
im eigenen Pkw gefahrenen Strecken 
zum Arbeitsplatz großzügig steuerlich 
abzusetzen. Ab dem Jahr 1960 wurde 
die Hälfte des Mineralölsteuerauf- 
kommens für den Straßenbau zweck- 
gebunden. Die Massenmotorisierung 
und Ausdehnung des Straßennetzes 
wurden so fiskalisch eng aneinander- 
gekoppelt. Die Infrastrukturentwick- 
lung wurde auf das Auto ausgerichtet, 
mit dem Leber-Plan, benannt nach dem 
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zwischen 1966 und 1972 amtierenden 
sozialdemokratischen Verkehrsminis- 
ter Georg Leber, sollte das Autobahn- 
netz wesentlich ausgeweitet und eng- 
maschiger werden. Darüber hinaus gibt 
es niedrigere Steuersätze für Diesel, 
die Privilegierung von Dienstwägen 
über die Ein-Prozent-Regelung (1% 
des Listenpreises müssen bei privat 
genutzten Dienstwägen als geldwer- 
ter Vorteil versteuert werden) und 
die stark subventionierte Bereitstel- 
lung von Parkraum für Pkws (Canzler 
2016: 57ff.). Ganz zu schweigen von den 
sogenannten externen Kosten des Au- 
toverkehrs, die sich vor allem im Ge- 
sundheitsbereich niederschlagen. Die 
staatliche Subventionierung des Auto- 
mobils mit öffentlichen Mittel ist also 
konstitutiv für die Autogesellschaft - 
insofern waren die Auseinanderset- 
zungen um Kaufprämien im Rahmen 
des Corona-Konjunkturpakets keine 
Ausnahmesituation, sondern reihen 
sich in eine lange Geschichte der Pri- 
vilegierung des motorisierten Indivi- 
dualverkehrs ein. 


Subventionierung der E-Autos 


Das Auto konnte sich als Massenver- 
kehrsmittel nur durchsetzen, weil 
politisch stark nachgeholfen wurde. 
Dasselbe Muster lässt sich momen- 
tan mit den E-Autos beobachten. Vor 
dem Hintergrund der Weltfinanz- und 
Wirtschaftskrise der späten 2000er 
Jahre wurde im Jahr 2010 die Natio- 
nale Plattform Elektromobilität (NPE) 
gegründet, eine hochrangig besetzte 
Plattform, an der vier Ministerien be- 
teiligt gewesen sind und die stark von 
der Industrie dominiert wurde. Wäh- 


rend der Name suggeriert, es sei in der 
Plattform generell um Elektromobili- 
tät gegangen, zielte diese von Anfang 
an auf die Förderung von Elektroautos 
ab. Der weitaus umweltverträglichere 
öffentliche Schienenverkehr (eine an- 
dere Form der Elektromobilität) war 
nicht Gegenstand der NPE. Im Rah- 
men der Plattform wurden wichtige 
politische und regulatorische Fragen 
diskutiert und Impulse gesetzt für die 
Ausgestaltung von diversen Förder- 
programmen, Investitionsprogram- 
men für die Ladesäuleninfrastruktur 
oder die Einführung der Kaufprämie 
(Umweltprämie) für E-Autos im Jahr 
2016. Zwar wird das Ziel, das mit der 
Einführung der NPE formuliert wurde, 
bis zum Jahr 2020 eine Million E-Autos 
in Deutschland zugelassen zu haben, 
deutlich verfehlt werden. Allerdings 
wurden wichtige Weichen im Rahmen 
der Plattform gestellt und durch die 
Verbreitung der Produktpalette der 
Autokonzerne ist mit einem deutli- 
chen Anstieg der Verkaufszahlen von 
E-Autos in den kommenden Jahren 
zu rechnen. 

Doch ohne massive öffentliche In- 
vestitionen und Subventionen wird 
sich das private E-Auto nicht durch- 
setzen können. So wurde bereits im 
Klimapaket der Bundesregierung, das 
im Jahr 2019 verabschiedet wurde, 
eine Ausweitung der Investitionen in 
die Ladesäuleninfrastruktur beschlos- 
sen und die steuerlichen Privilegien 
für E-Autos und Hybride ausgeweitet. 
Elektrische Dienstwägen etwa müs- 
sen nur mit 0,25 bis 0,5 Prozent des 
Listenpreises als geldwerter Vorteil 
versteuert werden. Die im jüngsten 
Konjunkturpaket beschlossene Ver- 
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doppelung des staatlichen Anteils der 
sogenannten Umweltprämie fügt sich 
ein in die lange Geschichte der Subven- 
tionierung des (E-)Autos (Haas/Richter 
2020). Gleichwohl sind E-Autos keines- 
wegs die Lösung für bestehende Ver- 
kehrsprobleme, sondern werfen etwa 
im Hinblick auf den Rohstoffbedarf zu- 
sätzliche Probleme auf (Hartung 2018). 
Dass zusätzlich noch Hybride, die in 
nicht wenigen Fällen überhaupt nicht 
elektrisch betrieben werden, hoch 
subventioniert werden, treibt die Ab- 
surdität der »Umweltprämie« auf die 
Spitze. Trotz der Förderungen für die 
Bahn und den ÖPNV und des »Feh- 
lens« einer allgemeinen Kaufprämie 
zeigt sich auch im Konjunkturpaket, 
dass eine massive Subventionierung 
des privaten (elektrischen) Automo- 
bils vorherrschend ist. 


Perspektiven 


Gleichwohl bildet das Konjunkturpa- 
ket auch eine Verschiebung der Kräf- 
teverhältnisse ab. Die verstärkte Po- 
litisierung des Klimawandels und des 
Automobils, die auch ermöglicht wurde 
durch die Aufdeckung des Dieselskan- 
dals im Jahr 2015, hat eine allgemei- 
ne Kaufprämie verhindert. Doch es 
ist noch ein langer Weg hin zu einer 
sozial-ökologischen Transformation 
im Verkehrssektor. Insbesondere das 
Beharren auf einer allgemeinen Kauf- 
prämie der IG-Metall-Spitze ist bedau- 
erlich. Bereits seit einiger Zeit wer- 
den auch innerhalb der Gewerkschaft 
über einen Umbau der Autoindustrie 
diskutiert und programmatische An- 
sätze zur Gestaltung des Wandels ent- 
wickelt, wenngleich diese häufig auf 
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einen Wechsel des Antriebsstrangs 
reduziert bleiben (Burmeister 2019). 
Insofern wird das Konjunkturpaket 
den Anforderungen des 21. Jahrhun- 
derts nicht ansatzweise gerecht, ob- 
wohl eine allgemeine Kaufprämie fehlt. 
Nötig wäre eine massive Ausweitung 
des öffentlichen Verkehrs und des 
Aktivverkehrs - also Fuß und Fahrrad 
- sowie eine sozial- und arbeitsmarkt- 
politische Flankierung des Umbaus 
der Autoindustrie wie auch eine mas- 
sive Eindämmung des Flugverkehrs. 
Davon ist jedoch im Konjunkturpaket 
der Bundesregierung kaum etwas zu 
sehen. Insofern muss weiter um eine 
an Mobilitätsbedürfnissen und ökolo- 
gischen Erfordernissen ausgerichtete 
Verbesserung der öffentlichen Ver- 
kehrsinfrastruktur gekämpft und zu- 
gleich ein Rückbau nicht-nachhaltiger 
Infrastrukturen und Industriebran- 
chen organisiert werden. 
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Gründungsdokument des wissenschaftlichen 
Sozialismus 


Engels’ Die Lage der arbeitenden Klasse in England als 
praktisch eingreifende verbindende Erzählung 


Zusammenfassung: Der Beitrag analysiert das Werk von Friedrich Engels »Die Lage 
der arbeitenden Klasse in England« von 1845 als Gründungsschrift des wissenschaft- 
lichen Sozialismus. Es wird auf die Bedeutung dieses Werkes als strategisch orien- 
tierendes Narrativ auf der Grundlage einer sozialwissenschaftlichen Feldstudie und 
umfassenden empirischen Forschung eingegangen, das auf die Verbindung von 
Arbeiter*innenbewegung und Sozialismus orientiert und die Notwendigkeit und 
Unvermeidlichkeit einer kommunistischen sozialen Revolution aus der Geschichte 
und Struktur der kapitalistischen Gesellschaft sowie dem Emanzipationskampf der 
Arbeiter*innen ableitet. 


Schlagwörter: Marxismus, Sozialismus, Geschichte der Arbeiter*innenbewegung, Ka- 
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Founding document of scientific socialism 

Engels’ The Condition of the Working Class in England as a practical, 
intervening unifying narrative 

Abstract: The article analyses the work of Friedrich Engels »The Condition ofthe Work- 
ing Class in England«, written in 1845, as the founding work of scientific socialism. 
The significance of this work as a strategically orienting narrative based on a pro- 
found field study and comprehensive empirical research is discussed. It is stressed 
that the work of Engels focuses on the connection between the workers’ movement 
and socialism and derives the necessity and inevitability ofa communist social revo- 
lution from the history and structure ofthe capitalist society and the workers’ eman- 
cipation struggle. 
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FE s gibt viele Gründe, an Friedrich En- 
gels zu erinnern, der vor 200 Jahren, 
am 28. November 1820, in Barmen, ei- 
nem Gründungsort der modernen deut- 
schen Textilindustrie, geboren wurde. 
Demokrat und Kommunist, Adjutant in 
der badischen Revolutionsarmee 1849, 
Journalist, Schriftsteller, kaufmänni- 
scher Angestellter und Teilhaber ei- 
nes kapitalistischen Industriebetriebs 
in England, Patriot und Internationa- 
list, Polyglott und Autodidakt mit dem 
Hang zum Universalgelehrten, aktiver 
Politiker der Ersten Internationale, Rat- 
geber der Zweiten Internationale und 
erster Herausgeber nachgelassener 
Werke von Karl Marx, Begründer des 
Marxismus und Lehrer der ersten Ge- 
neration von Marxist*innen - die Liste 
ließe sich lange fortsetzen. Er war ein 
Ausnahmetalent und hat eine weltge- 
schichtliche Bewegung geprägt.! 

Den Grund dafür kann man finden, 
wenn man sein im Frühjahr 1845 er- 
schienenes Buch Die Lage der arbeitenden 
Klasse in England studiert. Er hat esnach 
einem fast zweijährigen Aufenthalt in 
Manchester geschrieben, wo er als As- 
sistent des Geschäftsführers der Firma 
Ermen & Engels gearbeitet hatte. Es ist 
ein Jugendwerk. Engels war gerade 24 
Jahre alt. Das Buch ist in gebündelter 
Gestalt der wichtigste Ertrag seines 
Aufenthalts in England, auch wenn 
viele andere Schriften zu nennen wä- 
ren.” Engels entschlüsselte England als 


1 Die Aktualität von Engels wird auch dar- 
an deutlich, dass eine ganze Reihe von neu- 
eren Publikationen erschienen sind (Carver 
2020; Krätke 2020; Lucas u.a. 2020; darunter 
auch ein Roman: Röhrig 2019). 

2 Siehe zu der Gesamtheit der intellektuel- 
len Leistungen Engels’ im Zusammenhang 
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Klassengesellschaft des kapitalistischen 
Industriezeitalters. Indem er mit den 
Instrumenten der Struktur- und Klas- 
senanalyse, durch Auswertung vieler 
Berichte über die Situation in den Fa- 
briken und in den Städten, vor allem 
aber durch teilnehmende Beobachtung 
deutlich machte, dass es sich um mo- 
dernes, auf der Basis der Explosion des 
Reichtums geschaffenen Elends, der 
Ungleichheit und Unsicherheit han- 
delt, ist Engels Analyse klassisch und 
brennend aktuell. Die Corona-Pandemie 
hat in wenigen Monaten alle Illusionen 
weggefegt, wir würden nicht in einer 
Klassengesellschaft leben und Seuchen 
seien ein Gleichmacher. Was Engels 
damals dokumentierte, dass Klassen- 
lage, Arbeitsverhältnisse, Wohnsitua- 
tion, Gesundheit, Lebenserwartung un- 
trennbar zusammengehören, ist auch 
für die Gegenwart, 180 Jahre später, 
wieder unübersehbar. Die Verhältnisse 
beim Fleischverarbeitungsunternehmen 
Tönnies oder auf in den Unterkünften 
der Wanderarbeiter*innen der deut- 
schen Agrarwirtschaft sind nur die 
Spitze des Eisbergs. Es lohnt sich auch 
deshalb, Engels’ Werk erneut in die 
Hand zu nehmen. 

Die Schrift von 1845 wurde in 
Deutschland unmittelbar nach ihrem 
Erscheinen vielfach besprochen und in 
einzelnen Teilen nachgedruckt. Auch 
eine zweite Auflage erfolgte. Die Ver- 
treter der preußischen Zensur schätz- 
ten das Werk als »das beste [...], welches 
bis heute in deutscher Sprache über die 
Lage der arbeitenden Klasse in England 


mit seinem Manchester-Aufenthalt Brie 
(2020); dort wird auch auf weitere Litera- 
tur verwiesen. 
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erschienen ist« (zit. n. Ullrich 1966: 256). 
Die regierungsnahe Allgemeine Preußi- 
sche Zeitung beschäftigte sich in einem 
langen Artikel mit dem Buch. Dort hieß 
es, dass man »noch kein so übersicht- 
liches und, was das Faktische betrifft, 
so reichhaltiges Buch über diesen Ge- 
genstand zu Gesicht bekommen« habe 
und dass »die Geschichte des englischen 
Proletariats [...] das Lehrbuch der prak- 
tischen Erfahrungen« sei, »wie die Ent- 
wicklung der Not und der Erniedrigung 
der armen Bevölkerung, deren Grund- 
ursachen auch in Deutschland im Kei- 
me vorhanden sind, vor sich« gehe (zit. 
n. ebd.: 256). Der Marburger Professor 
der Staatswissenschaften Bruno Hilde- 
brand, einer der Begründer der Histo- 
rischen Schule der Nationalökonomie 
in Deutschland, bezeichnete das Buch 
1848 sogar »als das kommunistische 
Evangelium der Tatsachen, worauf sich 
alle Sozialtheorien berufen können« 
(zit. n. ebd.: 258) und widmete ihm in 
seinem Hauptwerk 80 Seiten! Erst das 
Manifest der Kommunistischen Partei, aus 
der gemeinsamen Arbeit mit Marx ent- 
standen, wird Engels’ Buch diesen Rang 
streitig machen können. 

Was Engels’ Buch Die Lage der arbei- 
tenden Klasse in England so besonders 
macht, sind nicht die einzelnen Fakten, 
die er zusammengetragen hat. Vieles ist 
aus vorliegenden Schriften und Artikeln 
sowie Statistiken schlicht übernommen. 
Er ist auch mitnichten der Erste, der aus 
eigener Beobachtung über die Lage der 
Arbeiterinnen und Arbeiter im globalen 
industriellen Zentrum der Welt - un- 
trennbar mit moderner Sklaverei und 
kolonialer Ausbeutung verknüpft - be- 
richtete. Die Bedeutung Manchesters für 
das neue Zeitalter hatten Zeitgenossen 


wie Alexis de Tocqueville, Charles Di- 
ckens oder Thomas Carlyle beschrieben. 
Man sprach von der »shock city ofthe 
age«. Wer zu dieser Zeitin Manchester 
war, war im Zentrum der industriellen 
Entwicklung und einer völlig ungere- 
gelten Urbanisierung, im Herzen des 
britischen Sozialismus und der eng- 
lischen Arbeiter*innenbewegung, am 
Ort eines harten Klassenkampfes. Mit 
Einschränkungen gilt, dass nicht die 
Darstellungen im Buch neu waren (zu- 
mindest nicht in England), sondern ori- 
ginär war die organische Verbindung 
der sozialistischen Orientierung mit 
einer neuen Anschauung von Gesell- 
schaft und ihren treibenden Akteuren 
sowie den politischen Perspektiven. 
Das Werk stellt eine brillante Komposi- 
tion dar, ein in sich stimmiges Narrativ, 
sprich: Engels hatte eine neue große 
Erzählung geschaffen. 

Es gibt viele, die an diesem Punkt 
stocken: Bilden Wahrheit und Erzäh- 
lung nicht unüberbrückbare Gegen- 
sätze? Sind Erzählungen denn mehr 
als willkürliche Konstruktionen, denen 
kein objektiver Gehalt zukommt; sind 
sie nicht bestenfalls Opium derer, die 
keine wirkliche Macht über ihr Leben 
haben? Dies ist ein fataler Irrtum. Je- 
der Diskursbeitrag, der Wahrheit für 
sich beansprucht, ist zwangsläufig ein 
Narrativ. Aussagen über reale Verhält- 
nisse werden miteinander verbunden 
und eingebettet. Nur dadurch werden 
sie überhaupt verständlich und erhal- 
ten eine objektive Bedeutung, können 
sinnvoll interpretiert werden. Eine sol- 
che Erzählung hat notwendiger Weise 
drei Ebenen: die der Fakten, die ihrer 
Verbindung zu einem Ganzen und die 
der Deutung dieses Ganzen. Erzählun- 
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gen haben eine ungeheure Bedeutung: 
Erstens sind Orientierung in einer kom- 
plexen Welt und Handlungsfähigkeit an 
Erzählungen gebunden. Um in »einer 
modernen Welt zu leben, braucht man 
[...] eine Theorie der Ereignisse und der 
Repräsentation von Ereignissen nicht 
nur, um die Welt zu verstehen, sondern 
um in ihr zu bestehen und zu überle- 
ben« (Puckett 2016: 16, Übers.: M.B.). 
Wie Bourdieu schrieb, ist zweitens jede 
Theorie »ein Programm für die Wahr- 
nehmung« (Bourdieu 1990: 132). The- 
orien sind aber vor allem Erzählungen 
über die Wirklichkeit mit Wahrheits- 
anspruch. Neue Erzählungen machen 
vorher Unsichtbares sichtbar. Drittens 
konstituieren sich kollektive Akteure 
vor allem über solche Erzählungen. Ein 
»Wir« ist nur möglich, wenn gemein- 
same Ansichten über Ziele und Mittel, 
Gemeinsamkeiten und Unterschiede, 
Bündnispartner und Feinde besteht. 
Hinter der Losung »Wir sind die 99 
Prozent« oder »Black Lives Matter« 
stehen Erzählungen, die Orientierung 
und Handlungsfähigkeit herstellen, 
Wahrnehmung neu ausrichten und Ge- 
meinsamkeit schaffen. 

Entstanden ist die Erzählung, die 
dem Werk Die Lage der arbeitenden 
Klasse in England zugrunde liegt, aus 
der Konfrontation des Linkshegelia- 
ners Engels, der sich ganz in der Tra- 
dition der Jakobiner sah und gerade 
erst 1842, so zumindest Moses Heß, 
von diesem zum Kommunismus »be- 
kehrt« worden war (Heß 1843: 103), 
mit England im Allgemeinen und Man- 
chester im Besonderen. Engels hatte 
von Heß die Deutung übernommen, 
dass - während Deutschland das 
Land der philosophischen Revolution 
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und Frankreich das der politischen 
Revolution sei - England das Land 
der kommenden großen sozialen 
(kommunistischen) Revolution werde. 
Es waren Engels’ ausgedehnte Feldstu- 
dien vor Ort, sein Eindringen in immer 
neue Wissensgebiete, vornehmlich die 
politische Ökonomie und englische 
Geschichte, seine direkte Begegnung 
mit der englischen sozialistischen und 
Arbeiter*innenbewegung, seine laufen- 
de Berichterstattung über die englische 
Politik, Gesellschaft und Kultur, durch 
die er der abstrakten sozialistisch-kom- 
munistischen Überzeugung, die er aus 
Deutschland mitgebracht hatte, eine 
völlig neue, eine »materialistische« 
Grundlage gab. Mit Max Weber (1922: 
214) gesprochen: Die kommunistischen 
Gestirne, an denen sich Engels orientier- 
te, warfen Licht auf ein für die deutsche 
Linke fast völligunbekanntes Land und 
Engels vermochte es, daraus ein neu- 
es Ganzes zu entwerfen, das zugleich 
vieles Einzelne im neuen Licht zeigte. 

Engels hat das Anliegen seines Bu- 
ches, mitten im Verfassen des Werkes, 
in einem Brief an Marx vom Oktober 
1844 zum Ausdruck gebracht: »Ich 
war in Köln drei Tage und erstaunte 
über die ungeheure Propaganda, die 
wir dort gemacht haben. Die Leute 
sind sehr tätig, aber der Mangel an ei- 
nem gehörigen Rückhalt ist doch sehr 
fühlbar. Solange nicht die Prinzipien 
logisch und historisch aus der bisheri- 
gen Anschauungsweise und der bishe- 
rigen Geschichte und als die notwen- 
dige Fortsetzung derselben in ein paar 
Schriften entwickelt sind, solange ist es 
doch alles noch halbes Dösen und bei 
den meisten blindes Umhertappen.« 
(Engels 1844: 5) Eben dies leistete sein 
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Werk. Deshalb hatte Franz Mehring 
völlig recht, als er diese engelssche 
Schrift und nicht eine Arbeit von Marx 
aus jener Zeit als »die erste große Ur- 
kunde des wissenschaftlichen Sozialis- 
mus« (Mehring 1905: 553) bezeichnete. 
Stolz blickte Engels selbst 1872 in sei- 
ner Artikelsammlung Zur Wohnungsfra- 
ge zurück auf sein Buch von 1845 und 
schrieb, dass es sein Ziel gewesen sei, 
»dem damals entstehnden, in hohlen 
Phrasen herumfahrenden deutschen 
Sozialismus eine tatsächliche Unter- 
lage zu geben durch Beschreibung der 
von der modernen großen Industrie 
geschaffnen Gesellschaftszustände« 
(Engels 1872: 285). 

Engels’ Werk Die Lage der arbeitenden 
Klasse in England ist deshalb die Grün- 
dungsurkunde des wissenschaftlichen 
Sozialismus, weil Engels als Erster auf 
der Höhe der Sozialwissenschaften 
und Philosophie seiner Zeit aus der 
detaillierten Analyse der geschicht- 
lichen Entstehung und Entwicklung 
der bürgerlich-kapitalistischen Ge- 
sellschaft, der Herausbildung der mo- 
dernen Arbeiter*innenklasse und ih- 
rer ökonomischen, sozialen und kul- 
turellen Lage konkrete strategische 
Schlussfolgerungen mit sozialistischer 
und kommunistischer Zielstellung be- 
gründet. Von Engels kann auch heute 
noch gelernt werden, wie dies gemacht 


3 Wenn heute gefordert wird »System 
Change, not Climate Change«, so braucht 
es auch dafür Erzählungen, die diesem Ziel 
eine Unterlage geben. Aus der Vielzahl der 
Beispiele sei nur auf einige verwiesen (Dell- 
heim u.a. 2012; Klein 2013; Brand/Wissen 
2017; Winker 2015; Dörre 2018; Jugendrat 
der Generationenstiftung 2019; Kaufmann 
u.a. 2019). 


wird, auch wenn die realen wie wissen- 
schaftlichen Bedingungen sich wesent- 
lich gewandelt haben. 

Engels’ Schrift ist erstens aus der 
Position teilnehmender Beobachtung 
geschrieben. Dies macht er in seiner 
Widmung »An die arbeitenden Klassen 
Großbritanniens« deutlich: »[...] mir war 
es um mehr zu tun als um die nur abs- 
trakte Kenntnis meines Gegenstandes, 
ich wollte euch in euren Behausungen 
sehen, euch in eurem täglichen Leben 
beobachten, mit euch plaudern über 
eure Lebensbedingungen und Schmer- 
zen, Zeuge sein eurer Kämpfe gegen die 
soziale und politische Macht eurer Un- 
terdrücker« (Engels 1845: 229). Er hat 
die Versammlungen der Sozialist*innen 
wie Chartist*innen besucht (vgl. En- 
gels 1843), wirkte als Redakteur ihrer 
wichtigsten Zeitungen, besuchte - auch 
mit seiner Partnerin Mary Burns - die 
Arbeiter*innen zu Hause. 

Zweitens ist es bemerkenswert, wie 
reflektiert Engels mit den Quellen um- 
geht und vor allem auf die Berichte 
der von Regierungsseite eingesetzten 
Inspektoren oder auch der politischen 
Gegner zurückgreift, um Objektivität 
zu sichern. Er will die Fakten für sich 
selbst sprechen lassen, macht immer 
wieder auf gegenwirkende Faktoren 
aufmerksam. Weder idealisiert, noch 
verteufelt er. Die Ursachen sieht er vor 
allem in den Verhältnissen selbst, denen 
die Akteure unterworfen sind. Indem 
er aber von unten auf das Ganzeblickt, 
sieht er das Ganze nicht in seiner Gestalt 
des herrschaftlichen Scheins, sondern 
ausgehend von den Produktions- und 
Reproduktionsverhältnissen, deren in 
die Fabriken verdammten, in die Hin- 
terhäuser gezwängten »Heldinnen und 
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Helden«, um an die aktuelle Corona- 
Sprache anzuknüpfen. Man kann mit 
dem Blick von heute auch Voreinge- 
nommenheiten bei Engels erkennen, 
wenn die Ir*innen geschildert werden, 
wenn patriarchale Stereotype reprodu- 
ziert werden - immer wieder relativiert, 
aber unübersehbar. 

Drittens sei auf die Komposition 
des Werkes hingewiesen. Es beginnt 
mit einer klaren These, die dann sozi- 
alwissenschaftlich empirisch begrün- 
det wird, und Engels schließt mit einer 
eindeutigen strategischen Orientierung 
und Perspektive. Die These wird am 
Beginn der »Vorrede« in nüchterns- 
ter Sprache vorgestellt: »Die Lage der 
arbeitenden Klasse ist der tatsächliche 
Boden und Ausgangspunkt aller sozi- 
alen Bewegungen der Gegenwart, weil 
sie die höchste, unverhüllteste Spitze 
unsrer bestehenden sozialen Misere 
ist. Der französische und deutsche Ar- 
beiterkommunismus sind direkt, der 
Fourierismus und der englische Sozi- 
alismus sowie der Kommunismus der 
deutschen gebildeten Bourgeoisie sind 
indirekt durch sie erzeugt. Einerseits, 
um den sozialistischen Theorien, and- 
rerseits, um den Urteilen über ihre 
Berechtigung einen festen Boden zu 
geben, um allen Schwärmereien und 
Phantastereien pro et contra ein Ende 
zu machen, ist die Erkenntnis der prole- 
tarischen Zustände deshalb eine unum- 
gängliche Notwendigkeit. Die proletari- 
schen Zustände existieren aber in ihrer 
klassischen Form, in ihrer Vollendung 
nur im britischen Reich, namentlich 
im eigentlichen England; und zugleich 
ist nur in England das nötige Materi- 
al so vollständig zusammengetragen 
und durch offizielle Untersuchungen 
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konstatiert, als es zu einer irgendwie 
erschöpfenden Darstellung des Gegen- 
standes nötig ist.« (Engels 1845: 232) 

Auf den folgenden 250 Druckseiten 
werden die Entstehung des Proletari- 
ats infolge der industriellen Revoluti- 
on unter bürgerlichen Verhältnissen, 
seine grundlegenden Merkmals, seine 
Lebensweise in den Städten des Indus- 
triezeitalters, die einzelnen Gruppen 
des Proletariats in ihrer Differenzie- 
rung und Gegensätzlichkeit entlang 
von Qualifikation, Geschlecht, Ethnie 
(irische Frage«), Organisationsmacht, 
Bewusstheit und Erfahrung dargestellt. 

Engels verliert sich aber nicht in 
den Einzelheiten, sondern er verbin- 
det sie immer wieder mit klar formu- 
lierten Grundeinsichten. Deshalb kann 
er anschaulich den Klassencharakter 
der Städte rekonstruieren bis zu den 
frühen Tendenzen der Gentrifizierung. 
Er zeigt auf, wie die spontanen Ten- 
denzen der entfesselten Marktkräfte 
die Not, das Elend hinter den Fassa- 
den respektabler Straßen unsichtbar 
machen, wie Umweltzerstörung, Epi- 
demien, Luftverschmutzung vor allem 
die untersten Gruppen der Gesellschaft 
treffen. So ist auch heute, wenn die 
Corona-Pandemie vor allem nach den 
Kriterien von Klasse, Ethnie und Ge- 
schlecht zuschlägt - in den einzelnen 
Ländern und global. 

Er entschlüsselt auch die Hauptur- 
sache der strukturellen Schwäche des 
Proletariats gegenüber der Bourgeoisie - 
ihre existentielle Konkurrenz miteinan- 
der auf dem Arbeitsmarkt. Und er zeigt, 
dass die Stellung als Proletarier*innen, 
so privilegiert Einzelne oder eine Grup- 
pe auch sein mag, immer bedeutet, auf 
unsicherem sozialen Boden, unter den 
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Bedingungen latenter Prekarität zu 
leben, wie jüngst selbst die Spitze der 
Arbeiteraristokratie, die Piloten von 
Lufthansa, erfuhren. Die outgesourc- 
te Reinigungskraft, die Pfleger*innen, 
das Prekariat der Lieferdienste wuss- 
te es längst. Von Engels kann gelernt 
werden, dass man sich eben nicht auf 
die Symptome des nackten Elends kon- 
zentrieren dürfen, denn »noch viel de- 
moralisierender als die Armut wirkt auf 
die englischen Arbeiter die Unsicherheit 
der Lebensstellung, die Notwendigkeit, 
vom Lohn aus der Hand in den Mund 
zu leben, kurz das, was sie zu Proletari- 
ern macht.« (Ebd.: 343) Die Ursache für 
diese Prekarität proletarischer Exis- 
tenz ist für Engels die Konkurrenz der 
Arbeiter*innen miteinander unter der 
Bedingung, dass nicht sie, sondern die 
Bourgeoisie über die Produktionsbe- 
dingungen des Lebens verfügen: »Die- 
se Konkurrenz der Arbeiter gegenein- 
ander ist [...] die schlimmste Seite der 
jetzigen Verhältnisse für den Arbeiter, 
die schärfste Waffe gegen das Proleta- 
riat in den Händen der Bourgeoisie.« 
(Ebd.: 306f.) 

Und schließlich zeichnet Engels 
die Entstehung einer selbstbewussten 
Arbeiter*innenbewegung in ihre Etap- 
pen nach - »the making ofthe working 
class by the working class«. Als wich- 
tigste strategische Aufgabe sieht Engels 
die Verbindung und schließlich Vereini- 
gung von sozialistischer Bewegung der 
Owenit*innen und demokratischer Mas- 
senbewegung der Chartist*innen. Erst 
dann wenn die sozialistischen Einsichten 
und die proletarische Massenbewegung 
eine Einheit bildet, so Engels, »wird die 
Arbeiterklasse wirklich die Herrsche- 
rin von England sein« (ebd.: 453). Sein 


Werk schließt der 24-Jährige mit der 
Prophezeiung: »Der Krieg der Armen 
gegen die Reichen, der jetzt schon im 
einzelnen und indirekt geführt wird, 
wird auch im allgemeinen, im ganzen 
und direkt in England geführt werden. 
Es ist zu spät zur friedlichen Lösung. 
Die Klassen sondern sich schroffer und 
schroffer, der Geist des Widerstandes 
durchdringt die Arbeiter mehr und 
mehr, die Erbitterung steigt, die ein- 
zelnen Guerillascharmützel konzentrie- 
ren sich zu bedeutenderen Gefechten 
und Demonstrationen, und ein kleiner 
Anstoß wird bald hinreichen, um die 
Lawine in Bewegung zu setzen. Dann 
wird allerdings der Schlachtruf durch 
das Land schallen: »Krieg den Paläs- 
ten, Friede den Hütten!« - dann wird 
es aber zu spät sein, als dass sich die 
Reichen noch in acht nehmen könn- 
ten.« (Ebd.: 506) 

Zu Engels’ 200. Geburtstag sollte 
man Marx folgen und Engels’ Werk Die 
Lage der arbeitenden Klasse in England 
endlich nicht nur erneut lesen, son- 
dern gründlich studieren und lernen, 
wie weltgeschichtlich eingreifende An- 
schauungen entstehen. Marx hatte das 
Buch während seiner Arbeit am Kapital 
- Engels musste sich immer noch dem 
»Schacher« unterwerfen, um Marx un- 
terstützen zu können - 1863 neu zur 
Hand genommen und an sein Alter Ego 
geschrieben: »Das Wiederlesen Deiner 
Schrift hat mich mit Bedauern das Al- 
tern merken lassen. Wie frisch, leiden- 
schaftlich, kühn vorausgreifend und 
ohne gelehrte und wissenschaftliche 
Bedenken wird hier noch die Sache 
gefasst! Und die Illusion selbst, dass 
morgen oder übermorgen das Resul- 
tat auch geschichtlich ans Tageslicht 
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springen wird, gibt dem Ganzen eine 
Wärme und lebenslustigen Humor - 
wogegen das spätere »Grau in Grau« 
verdammt unangenehm absticht.« 
(Marx 1863: 343) Dem ist nichts hin- 
zuzufügen. 

- Happy birthday, Friedrich Engels! - 
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